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Zusammenfassung 
 
Der Zeitungsbranche kommt in demokratischen Gesellschaften eine be-
sondere Rolle zu. Als Teil der Medienlandschaft haben Zeitungsunter-
nehmen in dem in Deutschland bestehenden System der Gewaltentei-
lung die Aufgabe der Kontrolle der Exekutive, Legislative und Judikative. 
Zugleich unterliegen die Unternehmen der Zeitungsbranche den glei-
chen marktwirtschaftlichen Bedingungen wie andere Unternehmen und 
unterstehen dem Wettbewerb. Allerdings stehen die Unternehmen weni-
ger innerhalb der Branche im Wettbewerb. Dagegen hat sich der Wett-
bewerb, z. B. auf dem Anzeigen- und Werbemarkt, im Digitalbereich in-
tensiviert. 

Seit nunmehr drei Jahrzehnten befindet sich die Zeitungsbranche in 
einem tiefgreifenden Strukturwandel, der sich durch die digitale Trans-
formation weiter intensivieren wird. Ausgangspunkt war in den 1990er 
Jahren die zunehmende Abnahme der Leserschaft sowie der Rückgang 
von Werbeerlösen. Insbesondere die sinkenden Einnahmen im Bereich 
der Anzeigen hat das bislang sehr lukrative Geschäftsmodell „Zeitung“ 
ins Wanken gebracht. Zwar hat sich die Zahl der Unternehmen in den 
vergangenen Jahren nicht nachhaltig reduziert, jedoch sinkt der Umsatz 
kontinuierlich. Die Zahl der Abonnements ist stark rückläufig, wenn auch 
im Bereich der E-Paper-Abonnements Zuwächse im zweistelligen Be-
reich vermeldet werden. Die wirtschaftliche Lage wird von der Mehrheit 
der Beschäftigten und Betriebsräte nach wie vor als sehr gut oder eher 
gut eingeschätzt. Die Gründe liegen in der vergleichsweise komfortablen 
Ausgangslage der Zeitungsunternehmen sowie in den im Branchenver-
gleich überdurchschnittlich hohen Renditen der Unternehmen. Exakte 
Aussagen lassen sich allerdings aufgrund des bestehenden Tendenz-
schutzes, auf den Unternehmen gerne verweisen, nur schwer treffen. 

Für die Funktion der Zeitung als Teil der Gewaltenteilung ist die zu-
nehmende Markt- und Medienkonzentration eine schleichende Gefahr. 
Zwar liegt Deutschland, gemessen an der Zeitungsdichte, nach wie vor 
an der Spitze in Europa, jedoch nimmt die Zeitungsvielfalt seit Jahren 
kontinuierlich ab. Die Tatsache, dass viele regionale Zeitungen auf ein-
heitliche Mäntel für überregionale Nachrichten zurückgreifen, verdeut-
licht die Zunahme der Konzentration bei Tages- bzw. Abonnement- und 
Kaufzeitungen und somit die Gefahr eines Verlusts an Presse- und Mei-
nungsvielfalt. 

Der digitale Strukturwandel der Zeitungsbranche wird durch drei pa-
rallele Entwicklungen forciert, die miteinander verwoben sind: Erstens ist 
der ökonomisch-organisatorische Wandel anzuführen, der sich durch die 
betrieblichen Reorganisationsprozesse äußert, von den Zielen der Kos-
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tensenkung sowie Effizienz- und Produktivitätssteigerung getragen wird 
und der zu teils intransparenten Konzernstrukturen führte, wodurch sich 
die Durchsetzung von Beschäftigteninteressen deutlich erschwert hat. 
Zweitens ist auf den medienkulturellen Wandel zu verweisen, der sich 
durch eine abnehmende Nutzung und Reichweite der Zeitungsprodukte 
sowie durch ein geändertes Leser- und Informationsbeschaffungsverhal-
ten äußert. Hierbei ist auch von Bedeutung, in welcher Weise staatliche 
Förderungen und Unterstützungsmaßnahmen der Presselandschaft för-
derlich sein können. Drittens treibt der technologische Wandel einerseits 
den medienkulturellen Wandel beispielsweise in Form des Internets vo-
ran und ermöglicht andererseits neue Geschäftsmodelle und Produkti-
onsprozesse sowie flexible Formen der Arbeitsorganisation für die Un-
ternehmen. Insbesondere im Kontext der Debatten um Digitalisierung 
und Künstliche Intelligenz (KI) tritt die Frage in den Vordergrund, wie 
entsprechende Technologien bereits heute den Journalismus verändern. 

Mit Blick auf die Beschäftigung und die Arbeitsbedingungen ist zu 
konstatieren, dass die Branche durch einen immensen Beschäftigungs-
rückgang geprägt ist, der sich sowohl im Bereich der sozialversiche-
rungspflichtigen als auch der geringfügig entlohnten Beschäftigung ab-
spielt. Insgesamt ist die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in 
der Zeitungsbranche durch ein hohes Anforderungsniveau und damit 
einhergehend ein noch immer hohes Entgeltniveau gekennzeichnet. Die 
stete Abnahme der Tarifdeckung sowie der „Generationeneffekt“ haben 
dazu geführt, dass das Entgeltniveau weiter ausdifferenziert und das 
Entgeltsystem insgesamt intransparenter wird. Eine von uns durchge-
führte Beschäftigtenbefragung ergab, dass sich die Arbeitsbedingungen 
im Zuge des digitalen Strukturwandels eher bzw. deutlich zum Nachteil 
der Beschäftigten entwickelt haben. Neben der Entgeltfrage stehen ins-
besondere Belastungsfragen wie der zunehmende Arbeitsdruck und 
längere Arbeitszeiten im Fokus. Der Thematik der Solo-Selbständigkeit 
sowie Freiberuflichkeit in der Zeitungsbranche wurde vonseiten der be-
fragten Betriebsräte und Beschäftigten weniger Bedeutung beigemessen 
als dies die Gewerkschaften tun. 

Die Arbeitsregulierung ist auf tarifpolitischer Ebene aktuell durch die 
zunehmende Tarifflucht der Arbeitgeber auf eine Probe gestellt, indem 
sich Zeitungsverlage durch Verbandsaustritt, Wechsel der Mitglied-
schaftsform oder durch Ausgründungen von Unternehmensteilen der Ta-
rifbindung entziehen. In der Folge orientieren sich die Arbeitsbedingun-
gen in der Branche immer weniger an den Standards der Flächentarif-
verträge. Die Restrukturierungsprozesse, d. h. die funktionale sowie ho-
rizontale Zergliederung der Unternehmen haben in mehrerlei Hinsicht 
nachteilige Folgen für Beschäftigte. So nimmt die Durchsetzungsmacht 
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kollektiver Interessenvertretungen infolge von Betriebsteilungen sowie 
Neugründungen sukzessive ab. Der sinkende gewerkschaftliche Organi-
sationsgrad führt schließlich zu einer weiteren Abnahme der Durchset-
zungsfähigkeit der Gewerkschaft, wodurch Tarifabschlüsse erschwert 
werden. 

Betriebspolitisch stellt insbesondere der Tendenzschutz eine Heraus-
forderung für betriebliche Interessenvertretungen dar, da die Geschäfts-
führungen gerne unter Verweis darauf relevante Informationen zur wirt-
schaftlichen Entwicklung des Betriebs zurückhalten. Damit wird die 
Handlungsfähigkeit der Betriebsratsgremien ein Stück weit einge-
schränkt, da den Verlagen Interpretationsspielräume in der Deutung von 
Informationen zur wirtschaftlichen Entwicklung eröffnet werden, die inte-
ressenpolitisch genutzt werden können. In einigen Unternehmen wird 
die Arbeit der Betriebsräte zusätzlich durch gezieltes Union Busting er-
schwert. Dieses reicht von der erwähnten Zurückhaltung relevanter In-
formation über die gezielte Schwächung von Mitbestimmungsstrukturen 
durch unternehmensorganisatorische Änderungen bis hin zur Anfech-
tung von Betriebsratswahlen. 

Die aktuellen Themen für die Akteure der Mitbestimmung sind vielfäl-
tig und stehen in aller Regel im Zusammenhang mit den betrieblichen 
Restrukturierungsprozessen und deren Konsequenzen. Die stete Redu-
zierung des Personalbestands führt dazu, dass sich Betriebsratsgremien 
mit Fragen des Leistungsdrucks, der Personalplanung, der Beschäfti-
gungssicherung, gesundheitlicher Belastungen und Mehrarbeit ausei-
nandersetzen müssen. Daneben gewinnt die Entgeltungerechtigkeit zu-
nehmend an Bedeutung. Auch die Implementierung von technischen 
Neuerungen und Softwareprodukten hat eine hohe Bedeutung in der Ar-
beit der Betriebsrätinnen und -räte, auch wenn dieser Themenkomplex 
in den meisten Fällen aufgrund der Überlagerung durch andere Themen 
nachrangig behandelt wird. Die Fragen rund um die Arbeitszeit besitzen 
in vielen Unternehmen eine besondere Relevanz, da in den vergange-
nen Jahren zunehmend Betriebsvereinbarungen zur Erfassung der Ar-
beitszeit abgeschlossen wurden. Nachholbedarf sehen wir im Bereich 
der Fort- und Weiterbildung. 

Seit einigen Jahren werden sowohl dem Zeitungsprodukt als auch der 
Zeitungsbranche insgesamt prophezeit, dass sie dem Untergang ge-
weiht sind. Allerdings ist zu konstatieren, dass das Produkt in der Mehr-
zahl der Verlagshäuser noch immer eine respektable Rendite erbringt. 
Angesichts weiter sinkender Absatzzahlen und Werbeerlösen wird je-
doch die Zukunftsfrage die nächsten Jahre noch häufiger und lauter ge-
stellt werden. Es sollte gerade mit Blick auf ihre gesellschaftliche Funkti-
on eine oder bestenfalls mehrere Antworten auf die Frage der Zukunfts-
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fähigkeit der Zeitung gefunden werden. Das Überleben des Zeitungs-
produkts in analoger oder voraussichtlich eher digitaler Form ist wahr-
scheinlich, allerdings müssten hierfür entsprechende Investitionen in die 
Verbesserung der analogen und digitalen Angebote erfolgen. Die Kon-
zentration auf einen Qualitätsjournalismus könnte in Kombination mit der 
Fokussierung auf die lokale Berichterstattung unter Einbeziehung ande-
rer, „verlagsfremder“ Geschäftsbereiche bei der Beantwortung der Exis-
tenzfrage von Branche und Produkt helfen. 
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1. Einleitung 
 
Die Zeitung als Teil der Medienlandschaft besitzt noch immer in allen 
Gesellschaften eine große Bedeutung. Seit der Entwicklung der Mas-
senpresse im 19. Jahrhundert war es die Zeitung, die Bürgerinnen und 
Bürger zeitnah über unterschiedlichste Entwicklungen und Geschehnis-
se informierte. Bis zur Erfindung und massenhaften Verbreitung von 
Rundfunk und Fernsehen wurde die Zeitung in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts in nahezu allen gesellschaftlichen Schichten rezipiert. 
Zu keiner Zeit gab es in Deutschland mehr Zeitungen als während der 
Weimarer Republik. Damals betrug die Zahl der Tages- und Wochenzei-
tungen 4.703 Titel mit einer Gesamtauflage von rund 25 Millionen 
Exemplaren. Der deutsche Zeitungsmarkt ist im 21. Jahrhundert nach 
wie vor der größte in Europa, wenngleich die Zahl der Zeitungen mit 
334 Tages- und Sonntagszeitungen im Vergleich zur Weimarer Republik 
stark zurückgegangen ist. Dennoch ist die digitale und gedruckte Ge-
samtauflage mit 18,4 Millionen nach wie vor relativ hoch. 

Der Zeitungsbranche kommt als Teil des Mediensektors in einer de-
mokratischen Gesellschaft eine besondere Rolle zu, denn sie hat die 
Aufgabe, zu einer freien, individuellen und öffentlichen Meinungsbildung 
beizutragen (Branahl/Donges 2011). Nach Bonfadelli (2016) haben Zei-
tungen vier unverzichtbare Ideal-Funktionen: (1) die Vermittlung von 
Hintergrundwissen und Informationen sowie als Beitrag zur Bildung und 
kulturellen Entfaltung; (2) als öffentliche Plattform für Interessenvertrete-
rinnen und -vertreter und zur sachgerechten Wiedergabe der Meinungs-
vielfalt; (3) die Kontroll- und Kritikfunktion der Legislative, Exekutive und 
Judikative; und (4) die Frühwarnfunktion. Allerdings gibt es Anlass zur 
Sorge, dass die Qualität der Berichterstattung in Gefahr ist (vgl. Bonfa-
delli 2016), denn die Zeitungsbranche unterliegt einem tiefgreifenden 
und umfassenden Wandel. 

In den zurückliegenden drei Jahrzehnten war die Zeitungsbranche 
durch viele Umbrüche gekennzeichnet. Ein Ende des anhaltenden me-
dienkulturellen, ökonomischen und technologischen Wandels ist derzeit 
nicht absehbar, aller Wahrscheinlichkeit nach wird er zu einer weiteren 
Intensivierung der Veränderungen und Umbrüche führen. Die Ge-
schäftsmodelle der Zeitungsverlage gehören dabei neben der Branchen- 
und Unternehmensorganisation ebenso zu den Veränderungsdimensio-
nen wie die Arbeit und Beschäftigung und die betriebliche Interessenver-
tretung. Sinkende Verkaufszahlen, rückläufige Werbeerlöse, die wach-
sende Marktkonzentration durch die Dominanz einiger weniger Medien-
konzerne und der technologische Wandel stellen die Mitbestimmungsak-
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teure sowie die Beschäftigten dieser Branche seit Jahren vor zahlreiche 
Herausforderungen. 

Insbesondere die digitale Transformation, die bereits zu großen Um-
wälzungen in den Zeitungsdruckereien geführt hat, prägt die gegenwär-
tigen Veränderungsprozesse der Zeitungshäuser. Die Digitalisierung 
wird zu umfangreichen Veränderungen auch in den Redaktionen und 
Verlagsbereichen führen. Geschäftsmodelle, Workflows und die Arbeits-
organisation werden stetig an den medienkulturell, ökonomisch und 
technologisch getriebenen Strukturwandel angepasst und führen zu ver-
änderten Branchen- und Unternehmensstrukturen sowie Arbeitsbedin-
gungen. Die Tätigkeiten der Beschäftigten sowie deren Einbindung in 
die Unternehmensstrukturen wandeln sich nachhaltig. Berufsbilder und 
Qualifikationsanforderungen geraten angesichts der Veränderungen un-
ter Anpassungsdruck und werden sich in Zukunft weiterentwickeln. 

Die Branchenanalyse „Die Zeitungsbranche im digitalen Strukturwan-
del“ verfolgt vor dem geschilderten Hintergrund vier zentrale Ziele: Ers-
tens erfolgt eine Bestandsaufnahme und Analyse der Branche und ihrer 
Bestandteile, um die Struktur der Branche und der Unternehmen sowie 
die sozioökonomischen Entwicklungen deutlich zu machen. Hierzu ge-
hört auch die Untersuchung der Markt- und Medienkonzentration im Zei-
tungswesen. Zweitens werden die drei maßgeblichen Bereiche des 
Wandels, nämlich der ökonomisch-unternehmensorganisatorische Wan-
del, der medienkulturelle Wandel und der technologische Wandel auf 
Basis der Analyse der einschlägigen wissenschaftlichen und branchen-
spezifischen Literatur, von Experteninterviews mit betrieblichen Interes-
senvertretern und Branchenkennern sowie begleitende Workshops für 
Betriebsräte zur Bewältigung des digitalen Strukturwandels dargestellt. 
Drittens erfolgt die Analyse der Beschäftigungsstruktur sowie der Ar-
beitsbedingungen aus quantitativer wie auch qualitativer Perspektive. 
Schließlich widmen wir uns viertens der Arbeitsregulierung in ihren un-
terschiedlichen Facetten. Hierbei analysieren und beschreiben wir die 
unterschiedlichen Ebenen und Institutionen der kollektiven Interessen-
vertretung und legen die aktuellen Entwicklungen in diesem Bereich dar. 
Darüber hinaus stellen wir die Relevanz des Tendenzschutzes, ein Spe-
zifikum der Zeitungsbranche, heraus. Abschließend tragen wir für die 
betriebliche Ebene die aktuellen Themen und Herausforderungen der 
betrieblichen Interessenvertretung zusammen. Die Branchenanalyse soll 
zum einen eine fundierte Informationsbasis über die Branche liefern und 
zum anderen als Anknüpfungspunkt für Akteure der Mitbestimmung bei 
der Mitgestaltung der Arbeitsrealitäten dienen. Der Untersuchungsge-
genstand „Zeitungsbranche“ umfasst in unserer Branchenanalyse die in 
der Wirtschaftszweigklassifikation des Statistischen Bundesamts ge-
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trennt geführten Wirtschaftsgruppen „Zeitungsverlage“ und „Zeitungs-
druckereien“. Somit werden die Druckereien, die Verlags- und Medien-
bereiche und die Redaktionen betrachtet. 

Der Branchenanalyse liegen umfassende Untersuchungen zugrunde, 
die auf einem multimethodischen Forschungsansatz basieren. Neben 
den obligatorischen sekundäranalytischen Methoden wie der Analyse 
statistischer Daten sowie der umfassenden Literaturanalyse wurden an-
hand von leitfadengestützten Experteninterviews und einer online 
durchgeführten Beschäftigten- und Betriebsrätebefragung qualitative 
und quantitative Primärdaten erhoben, die aufbereitet und ausgewertet 
wurden. Insgesamt wurden acht Experteninterviews mit etablierten 
Branchenkennern geführt. 

An der Online-Befragung nahmen insgesamt 260 Personen teil, die 
über Ausschreibungen bzw. E-Mail-Nachrichten zur Teilnahme aufgeru-
fen wurden. Das Vorgehen führte zu einer nicht repräsentativen Stich-
probenziehung. Von den 260 Teilnehmern waren 41,2 Prozent weiblich 
und 58,8 Prozent männlich. Die Mehrheit der Befragungsteilnehmer 
(71,9 %) wies eine Betriebszugehörigkeit von elf und mehr Jahren auf. 
Knapp ein Drittel der Befragten (30,1 %) ordnete sich der Berufsgruppe 
der Journalisten/Redakteure im Printbereich zu. Ein gutes Fünftel der 
Beschäftigten (22,4 %) gehört den administrativen bzw. kaufmännischen 
Bereichen an. Von den Befragungsteilnehmern gehörten 37,1 Prozent 
einem Betriebsratsgremium an. 

Im zweiten Kapitel gehen wir auf die zentralen ökonomischen Ent-
wicklungen der Zeitungsbranche ein und beschreiben die Prozesse hin-
sichtlich der Markt- und Medienkonzentration. Dieses Kapitel wird durch 
eine akzentuierte Darstellung der Entwicklung der fünf größten Zei-
tungsverlagsunternehmen abgeschlossen. Im dritten Kapitel liegt der 
Fokus auf dem unternehmensorganisatorischen, medienkulturellen und 
technologischen Wandel, der den digitalen Strukturwandel der Branche 
formt, bestimmt und vorantreibt. Die Beschäftigung, deren Struktur so-
wie die Arbeitsbedingungen sind Gegenstand des vierten Kapitels. Auf-
grund der Besonderheit der Branche haben wir einen ergänzenden 
Sonderfokus auf Solo-Selbstständige und Freiberufler gelegt. In Kapitel 
fünf widmen wir uns den Themen der Arbeitsregulierung mit dem Fokus 
auf Tarif- und Betriebspolitik. Hierbei gehen wir auch auf die in der Be-
schäftigtenbefragung sowie in den Workshops identifizierten Handlungs-
felder, aktuellen Themen und Herausforderungen für die betriebliche In-
teressenvertretung ein. Im abschließenden sechsten Kapitel werden die 
Ergebnisse der Branchenanalyse resümiert und Schlussfolgerungen ab-
geleitet. 
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2. Die Zeitungsbranche: 
Ökonomische Strukturen und 
Kennzahlen 

 
Zur Verortung und Einschätzung einer jeden Branche und ihrer gegen-
wärtigen Verfassung sowie zur Identifizierung von langfristigen Entwick-
lungen und Trends ist die Analyse und Beschreibung der ökonomischen 
Strukturen und Kennzahlen Voraussetzung. Aus diesem Grund werden 
wir im Folgenden die Entwicklung der Unternehmenszahlen sowie des 
Umsatzes darlegen. Zugleich gehen wir auf branchenspezifische Kenn-
zahlen wie die der Vertriebs- und Anzeigenerlöse und deren Entwicklun-
gen ein. 

Berücksichtigt werden im Folgenden die Kennzahlen der Zeitungs-
branche, wobei es die Branche als solche – zumindest aus Perspektive 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamts – 
nicht gibt. Die von uns analysierte Zeitungsbranche umfasst die Wirt-
schaftsgruppen 18.11 „Drucken von Zeitungen“ und 58.13 „Verlegen von 
Zeitungen“. Erfasst werden damit die Betriebe, die Zeitungen oder peri-
odische Druckschriften drucken sowie Betriebe, die Zeitungen, ein-
schließlich der Werbezeitungen, in gedruckter oder in digitaler Form ver-
legen. 

 
 

2.1 Entwicklung von Unternehmen und 
Umsatz1 

 
Dem Statistischen Bundesamt2 zufolge waren im Jahr 2017 insgesamt 
1.044 Unternehmen in der Zeitungsbranche aktiv (siehe Abbildung 1). 
Hierauf entfielen 995 Unternehmen auf den Bereich der Zeitungsverlage 
und lediglich 49 auf Zeitungsdruckereien. Grundsätzlich ist zu konstatie-
ren, dass die Zahl der Unternehmen über den Betrachtungszeitraum von 
2008 bis 2017 relativ stabil geblieben ist. Es ist davon auszugehen, dass 
die Schwankungen zu einem gewissen Teil auf die Stichprobenerhe-
bung zurückzuführen sind.3 Die jahresdurchschnittliche Entwicklung liegt 

                                                 
1 Aufgrund der Vergleichbarkeit der dargestellten Daten beschränken sich die Auswer-

tungen zumeist auf die Jahre 2008 und jünger. Hintergrund ist die Umstellung der 
Wirtschaftszweigklassifikation (Statistisches Bundesamt (2007). 

2 Als Datengrundlage dient die GENESIS-Online Datenbank: www-genesis.de 
statis.de. 

3 Ein direkter Vergleich der Daten des Statistischen Bundesamts ist nur eingeschränkt 
möglich, da es sich bei den Erhebungen um Stichproben und keine Paneldaten han-
delt. In den Jahren 2008, 2011, 2014 und 2016 wurden neue Stichproben gezogen, 
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bei –0,3 Prozent und zeugt damit von einem nahezu marginalen Rück-
gang der Unternehmenszahl im Betrachtungszeitraum. 
 
Abbildung 1: Anzahl der Unternehmen in der Zeitungsbranche, getrennt 
nach Wirtschaftsgruppe, 2008–2017 
 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), eigene Darstellung 

 
 

                                                               
was zu einem stichprobenbedingten Bruch führen kann. Im Jahr 2016 wurde darüber 
hinaus die Stichprobenmethodik von Grund auf geändert (Statistisches Bundesamt 
2016). 
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Abbildung 2: Anzahl der Unternehmen im Bereich der Zeitungsverlage 
(58.13 „Verlegen von Zeitungen“), 2008–2017 
 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), eigene Darstellung 

 
Für den Bereich der Zeitungsverlage ist darüber hinaus auch eine Dar-
stellung der Verteilung der Rechtsformen der Unternehmen auf Grund-
lage der Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich abbildbar (siehe 
Abbildung 2). Im Jahr 2017 waren knapp die Hälfte der Unternehmen 
Kapitalgesellschaften (44,9 %), ein Drittel waren Personengesellschaf-
ten (32,5 %), Einzelunternehmen machten 15,8 Prozent aus und 68 der 
Unternehmen (6,8 %) waren den übrigen Rechtsformen zuzuordnen. In 
der Darstellung wird eine gewisse Schwankung ersichtlich, die vermut-
lich auf die unterschiedlichen Stichprobenziehungen zurückzuführen ist. 

Gemessen am Umsatz ist festzustellen, dass die Zeitungsbranche 
seit nunmehr zwei Jahrzehnten einen anhaltenden ökonomischen Rück-
gang zu verzeichnen hat. Zuletzt wurden branchenweit 12,9 Milliarden 
Euro umgesetzt. Im Betrachtungszeitraum ging der Branchenumsatz seit 
dem Jahr 2008 um rund 1,44 Milliarden Euro und damit um 10,1 Prozent 
zurück (siehe Abbildung 3). Der jahresdurchschnittliche Rückgang be-
trug 1,1 Prozent. Im Betrachtungszeitraum wird allerdings auch eine ge-
wisse Schwankung deutlich, die in den Jahren 2011 und zuletzt im Jahr 
2016 sowie 2017 zu teilweise moderaten Umsatzzuwächsen von 
2,5 Prozent im Jahr 2011, 1,4 Prozent im Jahr 2016 und 0,9 Prozent im 
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führte. Jedoch erfolgten auch deutliche Umsatzeinbrüche wie in den 
Jahren 2009 (4,2 %) und 2012 (5,4 %). 

 
Abbildung 3: Umsatzentwicklung der Zeitungsbranche, 2008–2017 
 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2019), eigene Darstellung 
 
Die Einzelbetrachtung für die Bereiche Zeitungsverlage und Zeitungs-
druckereien zeigt, dass der Bereich Zeitungsverlage zwischen 2008 und 
2017 ein Zehntel des Umsatzes einbüßte (10,5 %), was wiederum ei-
nem Rückgang von 13,2 Milliarden Euro auf 11,8 Milliarden Euro. Jah-
resdurchschnittlich verlor der Bereich 1,2 Prozent. Der Bereich der Zei-
tungsdruckereien setzte 2008 knapp 1,1 Milliarden Euro um. Im Jahr 
2017 belief sich der Umsatz auf 1,04 Milliarden, was einem Rückgang 
von 5,1 Prozent entspricht. Allerdings lag der Umsatz in den Jahren 
2014 bis 2016 konstant bei 1,2 Milliarden Euro. Der Umsatzverlust zwi-
schen 2016 und 2017 war mit 15,6 Prozent vergleichsweise hoch. Ins-
gesamt belief sich der jahresdurchschnittliche Umsatzverlauf auf ein Mi-
nus von 0,2 Prozent, was wiederum eine gewisse Stabilität ausdrückt. 

Für den Bereich der Zeitungsverlage liegen weitergehende Daten für 
Unternehmen vor, die über 250.000 Euro Umsatz gemeldet haben. Die-
se Analyse zeigt, dass in dieser Wirtschaftsgruppe nahezu sieben von 
zehn der Unternehmen (682; 68,4 %) im Jahr 2017 über 250.000 Euro 
umgesetzt haben. Auch die Unternehmen mit mehr als einer Viertel Mil-
lion Euro Umsatz haben im Betrachtungszeitraum von 2008 bis 2017 ein 
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Zehntel des Umsatzes eingebüßt (1,38 Mrd. Euro, –10,5 %). Im Jahr 
2008 setzten diese Unternehmen noch 13,2 Milliarden Euro um. Im Jahr 
2017 betrug der Umsatz dann noch 11,8 Milliarden Euro. Der jahres-
durchschnittliche Rückgang beläuft sich auf 1,2 Prozent. Sowohl im Jahr 
2008 als auch 2017 waren die Unternehmen mit einem Umsatz von 
mehr als 250.000 Euro für 99,7 % des Gesamtumsatzes im Bereich der 
Zeitungsverlage verantwortlich. 

Die Umsatzerhebung des Branchenverbands Deutscher Zeitungsver-
leger (BDZV) liefert in Ergänzung zur Strukturerhebung im Dienstleis-
tungssektor des Statistischen Bundesamts noch weitergehende Informa-
tionen zur Umsatzentwicklung sowie deren Verteilung in der Wirt-
schaftsgruppe der Zeitungsverlage (vgl. hier und im Folgenden Keller/ 
Eggert 2018). Zunächst ist zu konstatieren, dass die Zeitungsunterneh-
men in Bezug auf die Entwicklung der Gesamtwirtschaft, von der allge-
mein guten Wirtschaftslage nicht profitieren (Keller und Eggert 2018, 
S. 43). Die BDZV-Umsatzerhebung erfasst die Werte der Unternehmen, 
die Tages- sowie Wochen- und Sonntagszeitungen verlegen. Für das 
Jahr 2017 wurde ein Gesamtumsatz von 7,4 Milliarden Euro ausgewie-
sen. Im Vergleich zum Vorjahr sank der Umsatz von 7,6 Milliarden Euro 
um 2 Prozent. Regionale Abonnementzeitungen erwirtschafteten mit 
insgesamt 235 Titeln vier Fünftel des Gesamtumsatzes (80,8 %). Über-
regionale Zeitungen trugen mit knapp 540 Millionen Euro (7,3 %) und 
Kaufzeitungen4 mit 549 Millionen Euro (7,4 %) zum Gesamtumsatz bei. 
Sonntags- und Wochenzeitungen setzen zusammen 338 Millionen Euro 
(4,6 %) um. 

Zum Verständnis des Strukturwandels der Zeitungsbranche trägt die 
Betrachtung der Aufteilung des Erlöses nach den zwei Umsatzgruppen 
Anzeige sowie Beilagen und Vertrieb bei (siehe Tabelle 1). Noch vor 
zwei Jahrzehnten waren die Anzeigenerlöse stabil und machten zwei 
Drittel des Gesamtumsatzes aus. Zwischenzeitlich hat sich das Verhält-
nis umgekehrt und auf die Vertriebserlöse entfallen zwei Drittel des Um-
satzes. Verantwortlich hierfür ist der kontinuierliche Einbruch im Anzei-
gengeschäft. Gemessen an den Einnahmen aus den Anzeigen im Jahr 
1993 – bezogen nur auf regionale Abonnementzeitungen – zeigt sich ein 
Rückgang von mehr als 50 Prozent. Allerdings sind im gleichen Zeit-
raum die Vertriebserlöse um gut 70 Prozent gewachsen, was maßgeb-
lich auf die kontinuierlichen Preissteigerungen zurückzuführen ist. Ins-
gesamt kam es dennoch zu einem Rückgang des Umsatzes um knapp 
10 Prozent verglichen mit dem Ausgangsjahr 1993 (Keller/Eggert 2018, 
S. 79). Überregionale Zeitungen erwirtschafteten im Jahr 2017 lediglich 

                                                 
4 Bei einer Kaufzeitung handelt es sich um eine Tageszeitung, die überwiegend oder 

ausschließlich im Einzelverkauf vertrieben wird, z. B. am Zeitungskiosk. 
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28,8 Prozent aus dem Verkauf von Anzeigen. Bei Kaufzeitungen ent-
spricht das Verhältnis dem Gesamtergebnis (33,1 % zu 66,9 %). Die 
Wochen- und Sonntagszeitungen weisen bislang noch einen relativ ho-
hen Erlösanteil durch Anzeigen und Beilagen aus, der bei rund 
40 Prozent liegt. 

 
Tabelle 1: Umsatz, Anzeigen- und Vertriebserlöse nach Auflagengruppe 
für das Jahr 2017 
 
 Umsatz 2017  

in Tsd. Euro 

Anzeigenerlöse 
2017  

in Tsd. Euro 

Vertriebserlöse 
2017  

in Tsd. Euro 
regionale 
Abonnement-
zeitungen 

5.987.459 
2.049.305 

(34,2 %) 
3.938.154 

(65,8 %) 

überregionale 
Zeitungen 

539.412 
155.135 
(28,8 %) 

384.277 
(71,2 %) 

Kaufzeitungen 548.892 
181.751 
(33,1 %) 

367.141 
(66,9 %) 

Wochen-
zeitungen 

143.994 
58.272 

(40,5 %) 
85.721 

(59,5 %) 
Sonntags-
zeitungen 

194.015 
79.438 

(40,9 %) 
114.577 
(59,1 %) 

 
Quelle: Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e. V. (2018, S. 80–
81) 

 
Der Rückgang des Umsatzes in der Branche ist eng verknüpft mit der 
negativen Entwicklung von Zeitungsauflagen und -titeln. Zwischen den 
Jahren 2000 und 2017 sank die Zahl der Tageszeitungstitel von 388 auf 
334 (–14 %) sowie die Printauflage von 28,3 auf 16,2 Millionen  
(–42,8 %). Zugleich reduzierten die Zeitungen im Jahr 2017 im Vergleich 
zum Vorjahr ihr Seitenangebot um 1,6 Prozent sowie den Textumfang 
um 1,9 Prozent (Keller/Eggert 2018, S. 56). Die Verluste aus den rück-
läufigen Auflagen und Anzeigenerlösen versuchten die Unternehmen, 
mit Preissteigerungen im Vertrieb auszugleichen. So sind beispielsweise 
die Durchschnittspreise für ein Abonnement einer westdeutschen Regi-
onalzeitung zwischen 2012 und 2017 um 30 Prozent von 26,26 Euro auf 
34,06 Euro gestiegen. 

Die zuvor referierte ökonomische Entwicklung mag insgesamt für ei-
ne schlechte wirtschaftliche Verfassung der Branche der Zeitungsverle-
ger sprechen. Die Befragungsergebnisse zeugen von einem deutlich 



DAUM/HOPPE: BRANCHENANALYSE ZEITUNGSVERLAGE | 19 

positiveren Bild der wirtschaftlichen Lage der Unternehmen als dies die 
Kennzahlen zu Umsatz, Anzeigen- und Vertriebserlöse vermitteln (siehe 
Abbildung 4). Knapp zwei Drittel der Befragten gaben an, dass die wirt-
schaftliche Lage eher gut (56 %) bzw. sehr gut (6,6 %) sei. Lediglich drei 
von zehn Befragungsteilnehmern teilten mit, dass die wirtschaftliche 
Verfassung ihres Unternehmens eher schlecht (28,4 %) bzw. schlecht 
(1,6 %) sei. Hierzu passt auch die allgemeine Aussage des Medienöko-
noms Frank Lobigs in einem Interview aus dem Jahr 2013, in dem er 
ausführte, dass 

 
„[d]ie ‚Zeit‘ […] 2012 ihr Rekordjahr gehabt [hat], so gut haben die noch nie ver-
dient, die Rendite ist gut zweistellig, ‚sehr kommod‘ nennt das der Geschäfts-
führer. Der ‚Spiegel‘- Verlag bedauerte, dass er nur 15 Prozent statt wie im Vor-
jahr 20 Prozent Umsatzrendite gemacht hat. Das sind enorme Zahlen, da wird 
eine Krise draus gemacht. ‚Braunschweiger Zeitung‘ liegt bekanntlich bei 
20 Prozent Rendite, eine ganz normale Regionalzeitung. Das sind Renditen, da 
können andere Unternehmen nur von träumen! Wenn Sie normale Großunter-
nehmen nehmen, dann haben die eine Durchschnittsrendite von vier Prozent. 
Die Verlage liegen beim Dreifachen oder Vierfachen davon“ (Deutschlandradio 
Köln). 

 
Diese Aussage, gepaart mit den statistischen Werten hinsichtlich des 
Umsatzes sowie dem Ergebnis der Beschäftigtenbefragung, lässt den 
Schluss zu, dass die wirtschaftliche Lage des Gros der Zeitungsunter-
nehmen bei Weitem (noch) nicht so schlecht ist, wie es viele Meldungen 
aus den Verlagsgruppen erwarten lassen. Dies bestätigen uns auch die 
geführten Experteninterviews. Ausschlaggebend ist primär die teils sehr 
komfortable Ausgangslage der Verlagshäuser, die bis in die 2000er Jah-
re und darüber hinaus Renditen im zweistelligen Bereich erwirtschafte-
ten. Hinzu kommt, dass sich die größeren Verlagsgruppen bereits weite-
re Geschäftsbereiche außerhalb des klassischen Zeitungsverlags er-
schlossen haben und dort teilweise erfolgreich agieren. 

Insgesamt ist bei der Betrachtung und Analyse der ökonomischen 
Entwicklung zu beachten, dass die Unternehmen der Zeitungsbranche 
zu den sogenannten Tendenzunternehmen gehören, in denen aufgrund 
des ihnen gewährten Tendenzschutzes (Schutz der geistig-ideellen Ziel-
setzung) die Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
nur insoweit gelten, als sie nicht mit der Eigenart des Betriebs kollidieren 
(eine ausführliche Behandlung der Tendenzschutz-Thematik findet in 
Kapitel 5.4 statt). Dies führt teilweise dazu, dass die Unternehmenslei-
tungen keine oder nur wenige Informationen über die wirtschaftlichen 
Kennzahlen, insbesondere die Umsatzerlöse, an die Betriebsräte wei-
tergeben. In der Folge bleiben die Angaben zur wirtschaftlichen Entwick-
lung unkonkret und die ökonomische Debatte innerhalb und außerhalb 



DAUM/HOPPE: BRANCHENANALYSE ZEITUNGSVERLAGE | 20 

der Unternehmen findet verkürzt auf der Basis sinkender Umsatz- und 
Abonnementzahlen sowie rückläufiger Anzeigenerlöse statt. 

 
Abbildung 4: Aussage zur wirtschaftlichen Lage des Unternehmens, 
2018 
 

 
Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Wie bewerten Sie die aktuelle wirtschaftliche Lage Ihres 
Unternehmens?“; n=257 

 
 

2.2 Die Finanzierungswege von Zeitungen 
 
Neben den Erlösen aus dem Anzeigengeschäft und dem Verkauf der 
gedruckten Zeitung sowie aus digitalen Produkten existieren weitere Fi-
nanzierungswege von Zeitungsunternehmen. Wie Röper (2012) darlegt, 
haben die Zeitungsunternehmen in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
neben dem Kerngeschäft weitere Geschäftsfelder aufgetan und sich so 
zum „Medienunternehmen“ ausgeweitet. Zu den weiteren Geschäftsfel-
dern gehört das Betreiben von Onlineportalen, die bei manchen Unter-
nehmen zwischenzeitlich substanzielle Beiträge zum Gesamtgeschäft 
leisten. Auch die Beteiligung an Fernseh- und Hörfunksendern gehört für 
viele Zeitungsunternehmen seit einigen Jahrzehnten zum erweiterten 
Geschäftsbereich. Röper verweist in seinem Beitrag auch auf zukünftige 
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Einnahmekonzepte wie beispielsweise digitale Produkte (ePaper, Onli-
ne-Nachrichtenseiten), die bislang nicht die erwünschten Erträge ein-
bringen. 

 
Abbildung 5: Finanzierungswege von Zeitungsunternehmen 

 
Quelle: Röper (2012) 
 

 
2.3 Markt- und Medienkonzentration im 
Zeitungswesen 
 
Für eine moderne Demokratie ist eine freie, regelmäßig erscheinende 
politische Presse unentbehrlich. Ihre Aufgabe ist die Wiedergabe und 
Kommentierung bestehender Meinungen, so urteilte das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner Entscheidung vom 5. September 1966 im soge-
nannten „Spiegel-Urteil“ (vgl. die medienanstalten – ALM GbR 2018, 
S. 100). Kern der öffentlichen Aufgabe deutscher Zeitungsunternehmen 
ist die Mitwirkung an der politischen Meinungsbildung (Branahl/Donges 
2011). Das Funktionieren der Demokratie ist dabei auf eine möglichst 
große Meinungsvielfalt innerhalb der Medienlandschaft angewiesen. 
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Darüber hinaus übernehmen insbesondere Regionalzeitungen die wich-
tige Aufgabe, über lokale Ereignisse zu berichten. 

Der Zeitungsmarkt in Deutschland ist der größte in Europa und nach 
China, Indien, Japan und den USA der fünftgrößte der Welt (vgl. Deut-
scher Bundestag 2016, S. 4). Im Jahr 2017 erschienen 334 Tages- und 
Sonntagszeitungen mit einer verkauften Auflage von insgesamt 
18,4 Millionen (Print: 16,2 Millionen; ePaper: 1,2 Millionen) sowie 21 Wo-
chenzeitungen mit einer verkauften Gesamtauflage von 1,8 Millionen 
(Print: 1,7 Millionen; ePaper: 0,1 Millionen). Diese Zahlen lassen vermu-
ten, dass die Vielfalt an Zeitungserzeugnissen in Deutschland sehr groß 
ist. 

Die Pressevielfalt ist eine Voraussetzung dafür, dass es nicht zu einer 
unzulässigen Meinungsmacht, d. h. einem Zeitungs- bzw. Meinungsmo-
nopol kommt. Da dies eine bedeutende Rolle in einer funktionierenden 
Demokratie spielt, ist die Konzentration und die Verflechtung im Medi-
enbereich regelmäßig Gegenstand von Analysen (vgl. die medienanstal-
ten – ALM GbR 2018). Hierbei geht es maßgeblich um die Frage, ob ei-
ne unzulässige vorherrschende Meinungsmacht infolge von Meinungs- 
bzw. Zeitungsmonopolen besteht. Dabei werden die Zeitungsdichte so-
wie die horizontale und die publizistische Konzentration (die medienan-
stalten – ALM GbR 2018, S. 138–140) untersucht. Darüber hinaus gibt 
die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft sogenannte Quartalsberichte 
zur Medienwirtschaft heraus, die Übernahmen, Beteiligungen, redaktio-
nelle Zusammenschlüsse und Angebotsausdünnungen sowie Auflagen-
zahlen und weitere Entwicklungen u. a. sekundäranalytisch dokumentie-
ren (vgl. Hautsch 2020). 

Die Zeitungsdichte ist in Deutschland mit 231 Exemplaren pro 
1.000 Einwohnern über 14 Jahren eine der höchsten in Europa und liegt 
damit vor anderen Industrieländern wie den USA, Frankreich oder Italien 
(die medienanstalten – ALM GbR 2018, S. 138–139). Allerdings nimmt 
sie seit Jahrzehnten ab. Die Zeitungsvielfalt wird deutlich beim Blick auf 
die Zahl der Großstädte, die mehr als zwei Abonnementzeitungen aus 
unterschiedlichen Verlagen haben (vgl. Hasebrink et al. 2017): In 31 von 
77 Großstädten gab es im Jahr 2016 mindestens zwei Abonnementzei-
tungen aus unterschiedlichen Verlagen, darunter Düsseldorf und Ham-
burg mit je drei sowie Berlin mit fünf unabhängigen Abonnementzeitun-
gen. In den weiteren 46 Großstädten gab es zwischen einer und drei 
Abonnementzeitungen, allerdings aus einem Verlag bzw. einer Verlags-
gruppe. Unter den 46 Großstädten hatte Frankfurt am Main drei Abon-
nementzeitungen aus zwei Verlagsgruppen, in 13 Großstädten stamm-
ten zwei Abonnementzeitungen aus der gleichen Verlagsgruppe und in 
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32 Großstädten gab es im Jahr 2016 nur eine einzige Abonnementzei-
tungen mit Lokalteil. 

Unter der horizontalen Konzentration wird die Marktkonzentration, 
gemessen an der Gesamtauflage der Tageszeitungen, verstanden (sie-
he Tabelle 2). Die zehn größten Verlagsgruppen vereinten im Jahr 2018 
einen Marktanteil von 61,6 Prozent auf sich, der seit dem Jahr 2010 von 
58,1 Prozent um 3,5 Prozentpunkte wuchs. Der Marktanteil der fünf 
größten Verlagsgruppen betrug zuletzt 42,6 Prozent. Seit dem Jahr 
2010 ist er jedoch um 1,1 Prozentpunkte leicht gesunken. Insbesondere 
der Marktanteil der Axel Springer SE ging zwischen 2010 (19,6 %) und 
2018 (12,7 %) kontinuierlich zurück. Dagegen gewannen die nachrangi-
gen Verlagsgruppen im gleichen Zeitraum leicht hinzu. 

 
Tabelle 2: Konzentrationsgrad des Tageszeitungsmarkts für die Jahre 
2010, 2014, 2018 
 
 2010 2014 2018 
Axel Springer SE 19,6 15,5 12,7 
Verlagsgruppe Stuttgarter Zeitung/Die Rhein-
pfalz/Südwest Presse, Ulm 

8,6 9,5 10,7 

Funke Mediengruppe, Essen 5,8 7,7 7,9 
Verlagsgruppe Ippen, München 4,2 4,3 5,7 
Verlagsgruppe Madsack, Hannover 4,0 5,2 5,6 
Verlagsgruppe DuMont, Köln 5,5 5,0 5,2 
Verlagsgruppe Augsburger Allgemeine - 3,3 3,8 
ddvg, Hamburg 3,0 3,0 3,4 
Rheinisch-Bergische Verlagsgesell-
schaft/Rheinische Post 

2,0 3,0 3,3 

Verlagsgruppe Neue Osnabrücker Zeitung - - 3,2 
Marktanteil der zehn größten Verlagsgruppen* 58,1 59,3 61,6 
 
Quelle: Röper (2018, 217) 
Anmerkung: *=Wegen der unterschiedlichen Rangfolgen ergeben die 
Summenbildungen nicht zwingend die ausgewiesenen Werte. 
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Tabelle 3: Konzentrationsgrad des Markts für Abonnementzeitungen für 
die Jahre 2010, 2014, 2018 
 
 2010 2014 2018 
Verlagsgruppe Stuttgarter Zeitung/Die Rhein-
pfalz/Südwest Presse, Ulm 

10,9 11,7 12,6 

Funke Mediengruppe (ehem. Verlagsgruppe 
WAZ), Essen 

7,2 9,4 9,3 

Verlagsgruppe Madsack, Hannover  5,1 6,4 6,5 
Verlagsgruppe Ippen, München 4,3 4,3 5,8 
Verlagsgruppe Augsburger Allgemeine - - 4,4 
Marktanteil der fünf größten Verlagsgruppen* 32,3 36,0 38,6 
 
Quelle: Röper (2018, 217) 
Anmerkung: *=Wegen der unterschiedlichen Rangfolgen ergeben die 
Summenbildungen nicht zwingend die ausgewiesenen Werte. 

 
Die horizontale Konzentration unter den Abonnementzeitungen ist mit 
jener des gesamten Tageszeitungsmarkts vergleichbar (siehe Tabel-
le 3). Die fünf größten Verlagsgruppen vereinten im Jahr 2018 einen 
Marktanteil von 38,6 Prozent auf sich. Dieser stieg seit dem Jahr 2010 
von 32,3 Prozent stark an. 

 
Tabelle 4: Konzentrationsgrad des Markts für Kaufzeitungen für die 
Jahre 2010, 2014, 2018 
 
 2010 2014 2018 
Axel Springer SE 79,8 78,2 78,7 
Verlagsgruppe DuMont, Köln 8,5 8,9 10,6 
Verlagsgruppe Ippen, München 3,7 4,3 5,3 
Morgenpost Sachsen 2,3 2,7 2,9 
Abendzeitung, München 3,7 3,7 2,1 
Marktanteil der fünf größten Verlagsgruppen* 98,0 97,8 99,6 
 
Quelle: Röper (2018, 218) 
Anmerkung: *=Wegen der unterschiedlichen Rangfolgen ergeben die 
Summenbildungen nicht zwingend die ausgewiesenen Werte. 

 
Das Segment der Kaufzeitungen ist hochgradig konzentriert und wird 
von fünf Verlagsgruppen beherrscht (siehe Tabelle 4). Die Axel Springer 
SE erreicht durch ihren Zeitungstitel Bild nahezu vier Fünftel (78,7 %) an 
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Marktanteil. Die weiteren vier Verlagsgruppen teilen sich die übrigen 
knapp 22 Prozent des Kaufzeitungsmarkts. 

Die Konzentration der Zeitungsbranche intensiviert sich darüber hin-
aus durch die Fusionen von einzelnen Titeln sowie die Einrichtung von 
Zentralredaktionen, die die bisherigen Vollredaktionen ersetzen, die In-
halte für die überregionalen Mäntel liefern und lediglich Lokalredaktionen 
zurücklassen (vgl. Röper 2018). Dies führt schließlich dazu, dass die 
angestrebte Meinungsvielfalt innerhalb der Zeitungsbranche deutlich re-
duziert wird. 

 
 

2.4 Unternehmen im Fokus 
 

In diesem Abschnitt stellen wir die relevanten ökonomischen Kennzah-
len und Entwicklungen der fünf größten Zeitungsgruppen in Deutschland 
anhand der Geschäftsberichte sowie Literatur dar.5 Vorneweg wird da-
rauf hingewiesen, dass die dargestellten ökonomischen Kennzahlen 
insbesondere für das Zeitungsgeschäft der Zeitungsgruppen nur einge-
schränkt interpretierfähig sind, da die Kennzahlen auch Geschäftsberei-
che enthalten, die nicht im engeren Sinne dem Medien- bzw. Zeitungs-
bereich zuzuordnen ist. Darüber hinaus sind die Kennzahlen von Konso-
lidierungseffekten geprägt, die deren Interpretation weiter einschränken. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
5 Abschließend gehen wir auf die aktuellen Entwicklungen bei der DuMont Medien-

gruppe ein, die im Jahr 2019 die Trennungsabsicht von mehreren Zeitungstiteln be-
kanntgegeben haben und seit dem zweiten Halbjahr 2019 vollziehen (Stand: 
31.01.2020). 
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Axel Springer SE 
Umsatz: 3,18 Mrd. Euro (2018) 
EBITDA6: 737,9 Mio. Euro (2018) 
EBITDA-Marge7: 23 Prozent 
Konzernüberschuss (bereinigt): 335,7 Mio. Euro 
Printmedien: Bild, B.Z., Welt Kompakt, Die Welt 
Digitalangebote (Auswahl): StepStone, Business Insider,  
Immowelt, u.w. 
Gesamtauflage: 1.788.413 (verkaufte Auflage in 2018) 

 
Gemessen am Umsatz und den Marktanteilen ist der Axel Springer Kon-
zern der mit Abstand bedeutendste Konzern in der Branche der deut-
schen Zeitungsverlage, wenngleich ein wachsender Anteil des Umsat-
zes zwischenzeitlich außerhalb des Journalismus erwirtschaftet wird. 
Die konzernweiten Umsatzerlöse betrugen im Jahr 2018 insgesamt 
3,18 Milliarden Euro und stiegen gegenüber 2017 um 4,1 Prozent. Mehr 
als zwei Drittel des Umsatzes (70,6 %) erzielte die Springer SE durch 
digitale Produkte, darunter werden auch digitale Zeitungsprodukte ge-
fasst. Das EBITDA belief sich auf 737,9 Millionen Euro und ergab eine 
Marge von 23 Prozent. Der bereinigte Konzernüberschuss belief sich auf 
335,7 Millionen Euro und wuchs um 2,5 Prozent. Das Geschäftsjahr 
2018 wurde als das „erfolgreichste Geschäftsjahr“ des Konzerns aus-
gemacht, welcher sich auf dem Weg zum „führenden digitalen Verlag“ 
sieht (Welt online 2019). 

Der Springer-Konzern ist maßgeblich in drei Geschäftssegmenten ak-
tiv. Im Segment Classified Media werden alle Geschäftsmodelle zu-
sammengefasst, die Erlöse durch Inserate im Bereich Stellenangebote, 
Auto, Immobilien usw. erzielen. In diesem Bereich ist vor allem StepSto-
ne als Cashcow des Konzerns hervorzuheben. Der Umsatzerlös im Ge-
schäftssegment Classified Media betrug 1,2 Milliarden Euro, der berei-
nigte Gewinn (EBITDA) belief sich auf 487,2 Millionen Euro. Die digita-
len und gedruckten Zeitungsprodukte finden sich im Geschäftssegment 
News Media, das im Jahr 2018 einen Umsatz in Höhe von 1,5 Milliarden 
Euro sowie einen bereinigten Gewinn von 228,2 Millionen Euro erbrach-
te. Die Internetnachrichtenseite BILD.de wird im Geschäftsbericht der 
Axel Springer SE als reichweitenstärkstes News- und Entertainmentpor-
tal bezeichnet. Zugleich ist die Bildzeitung nach Aussage des Konzerns 

                                                 
6 EBITDA ist eine betriebswirtschaftliche Kennzahl und steht für Earnings before inte-

rests, taxes, depreciation and amortization, was wiederum bedeutet „Gewinn vor Zin-
sen, Steuern, Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegen-
stände“. 

7 Die EBITDA-Marge gibt als betriebswirtschaftliche Kennzahl das Verhältnis von 
EBITDA zu Umsatz an.  
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die größte und reichweitenstärkste Tageszeitung in Europa und mit ei-
nem Marktanteil von 79,6 Prozent mit Abstand die meistgelesene Zei-
tung in Deutschland. Das dritte Geschäftssegment läuft unter dem Titel 
Marketing Media, worunter alle Geschäftsmodelle zusammengefasst 
sind, deren Erlöse überwiegend durch Werbekunden in der reichweiten- 
oder erfolgsbasierten Vermarktung generiert werden. Bekannte Marken 
in diesem Portfolio sind idealo.de oder finanzen.net. Der Umsatzerlös in 
diesem Segment betrug im Jahr 2018 insgesamt 418,3 Millionen Euro 
und der bereinigte Gewinn belief sich auf 89,6 Millionen Euro. 

Der Bereich News Media wird im Springer Konzern zwischen national 
und international unterteilt. Im Bereich National findet sich sowohl die 
Bild- als auch die Welt-Gruppe sowie daran angeschlossen die Online-
Portale und der Digitalauftritt der Zeitschriften. International ist Springer 
durch die Ringier Axel Springer Media (Osteuropa), Insider Inc. (u. a. 
Business Insider), eMarketer, upday und Politico vertreten. Die vorge-
nannten Umsatzerlöse im Segment News Media setzen sich im Wesent-
lichen aus Werbe- und Vertriebserlösen zusammen. Trotz leicht sinken-
der Umsatzerlöse (–0,9 %) stieg der bereinigte Gewinn um 4,3 Prozent. 
Die sinkende Auflage im Printbereich macht sich vor allem bei den rück-
läufigen Vertriebserlösen (–6,5 %) bemerkbar. Bislang sind die Ver-
triebserlöse aus den digitalen Zeitungsprodukten noch deutlich kleiner 
als aus dem Printbereich. Der Konzern verweist jedoch im letzten Ge-
schäftsbericht darauf, dass der digitale Werbemarkt stark umkämpft ist. 

 
 
Südwestdeutsche Medien Holding (SWMH) 
Umsatz: 939,1 Mio. Euro (2017) 
EBITDA: 39,1 Mio. Euro 
Konzernergebnis (Jahresfehlbetrag): –9,3 Mio. Euro 
Printmedien (Auswahl): Süddeutsche Zeitung, Stuttgarter Nach-
richten, Die Rheinpfalz 
Gesamtauflage: 1.646.978 (verkaufte Auflage in 2018) 
 

Die Südwestdeutsche Medien Holding (SWMH) zeichnet sich mit ihrer 
Vielzahl von Beteiligungsunternehmen und Eignern sowie zwischenge-
schalteter Subholdings durch eine komplexe Konzernstruktur aus. Der 
Expansionsdrang hält auch weiter an (Röper 2018, 221). Die SWMH ist 
als Medienkonzern vielfältig aufgestellt und konzentriert sich neben der 
Erstellung der Zeitung auch auf das Geschäft ihrer Druckereien, Post-, 
Logistik- und anderer Unternehmen. Die bekanntesten Zeitungsprodukte 
sind die Süddeutsche Zeitung, die Stuttgarter Nachrichten und Stuttgar-
ter Zeitung sowie Die Rheinpfalz. 
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Aufgrund der komplexen Holding- bzw. Konzernstruktur liegen die be-
triebswirtschaftlichen Kennzahlen im Detail nicht vor. Im Folgenden wer-
den die zentralen Kenngrößen aus dem Geschäftsbericht des Jahres 
2017 dargestellt. Die Umsatzerlöse lagen bei 939,1 Millionen Euro und 
stiegen maßgeblich infolge von strategischen Unternehmenskäufen um 
insgesamt 59,9 Millionen Euro im Vergleich zum Vorjahr. Der Konzern 
verzeichnete einen Jahresfehlbetrag von 9,3 Millionen Euro (Vorjahr: 
8 Millionen Euro). Die Umsatzerlöse setzten sich hauptsächlich aus den 
Werbeerlösen (Werbemarkt) in Höhe von 302,7 Millionen Euro sowie 
aus den Vertriebserlösen (Lesermarkt) von 333,6 Millionen Euro zu-
sammen. 

Die durchschnittliche Mitarbeiterzahl im Gesamtkonzern belief sich 
auf 21.993 Beschäftigte. Mehr als zwei Drittel der Beschäftigten sind Zu-
steller (70,1 %; 15.428), unter Angestellte werden 5.106 Personen ge-
fasst (23,2 %) und die Zahl der gewerblichen Arbeitnehmer wird auf 
1.459 beziffert (6,6 %). 

 
 
Funke Mediengruppe 
Umsatz: 1,26 Mrd. Euro (2017) 
EBITDA: 181,5 Mio. Euro 
EBITDA-Marge: 13,8 Prozent 
Konzernergebnis: 18,2 Mio. Euro 
Printmedien (Auswahl): Westdeutsche Allgemeine Zeitung, Thü-
ringer Allgemeine, Hamburger Abendblatt, Braunschweiger Zei-
tung, Berliner Morgenpost 
Gesamtauflage: 1.123.875 (verkaufte Auflage in 2018) 

 
Im Konzernbereich der Funke Mediengruppe finden sich neben dem 
Kerngeschäft der Herausgabe von Tageszeitung und Zeitschriften des 
Weiteren die Bereiche Druck und Neue Medien, worunter die Onlineakti-
vitäten der Gruppe gebündelt werden. Insgesamt wurden im Kalender-
jahr 2017 innerhalb der Gruppe 12 Tages- bzw. Wochenzeitungen ver-
legt. Im Geschäftsjahr 2017 lag der Gesamtumsatz der Funke Medien-
gruppe bei 30,3 Millionen Euro und sank trotz einem erwarteten Wachs-
tum um 3,5 Prozent. Der bereinigte Gewinn (EBITDA) minderte sich um 
8,7 Prozent. Im Geschäftsbereich Zeitungen betrugen die Umsatzerlöse 
553,8 Millionen Euro und damit 6,5 Prozent unter dem Vorjahreswert. 
Begründet wird der Rückgang mit niedrigeren Erlösen im Werbemarkt. 
Deutlich wachsende Umsätze werden aus dem Digitalgeschäft von Fun-
ke berichtet, insbesondere für das Webportal „Der Westen“. Eine ein-
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deutige Zuordnung zum digitalen Zeitungsgeschäft ist allerdings nicht 
möglich. 

Seit 2015 unterhält die Funke Mediengruppe eine Zentralredaktion in 
Berlin, die die Inhalte für die 12 Tages- und Wochenzeitungen der Medi-
engruppe liefert (Röper 2018, 224). Dies führt zu großen inhaltlichen 
Übereinstimmungen und hat die Heterogenität der einst eigenständigen 
Redaktionen stark eingeschränkt. Damit ging eine Abkehr einzelner Zei-
tungstiteln im Verbreitungsgebiet zugunsten von Kooperationsmodellen 
einher, die eine erhebliche Schwächung der Vielfalt des Lokaljournalis-
mus zur Folge hat. 

Anfang des Jahres 2019 hat die Funke Mediengruppe ein neues Zu-
kunfts- und Sparprogramm „Funke 2022“ für ihre Regional- und Lokal-
medien präsentiert und in diesem Zusammenhang sowohl Investitionen 
als auch Sparmaßnahmen angekündigt. Im Zeitungsbereich hat dies die 
Einstellung der Lokalausgabe Westfalenpost in Warstein zur Folge. Der 
Fokus des Programms liegt auf dem Ausbau digitaler Bezahlangebote 
im Zusammenhang mit der Umstellung auf das User-First-Prinzip. 

 
 
Verlagsgruppe Ippen 
Umsatz: N.N. 
Jahresüberschuss: N.N. 
Printmedien (Auswahl): Münchner Merkur, tz, Westfälischer An-
zeiger, Frankfurter Rundschau, Hessische/Niedersächsische All-
gemeine, Kreiszeitung Syke 
Gesamtauflage: 911.641 (verkaufte Auflage in 2018) 
 

Die Verlagsgruppe des Verlegers Dirk Ippen umfassen neben der Ta-
geszeitungen des elterlichen Verlags des Westfälischen Anzeigers 
(WAZ) mittlerweile eine Reihe an kleinen und mittleren Tageszeitungen 
wie der Münchner Merkur, die tz sowie seit vergangenem Jahr die 
Frankfurter Neue Presse, die Frankfurter Rundschau und das Rüssels-
heimer Echo. Die Ippen-Gruppe weist eine ungewöhnlich große Zahl 
von kleinen Heimatzeitungen mit Auflagen von nur wenigen Tausend 
Exemplaren auf (Röper 2018, 225). Bislang sind innerhalb der Gruppe 
noch diverse Hauptredaktionen vorhanden, auf eine Zentralredaktion 
wurde bislang verzichtet, was sich mit der weiten Streuung der Beteili-
gung im Zeitungsmarkt begründen lässt (Röper 2018, 225). Die Ippen 
Digital GmbH liefert den Onlineportalen der unterschiedlichen Zeitungen 
überregionale Nachrichteninhalte und zählt zu einem der reichweiten-
stärksten Netzwerke regionaler Onlinenachrichten. 
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Im Gegensatz zu den anderen fünf Medienkonzernen sind die einzel-
nen Zeitungsverlage der Ippen Gruppe nicht in eine übergeordnete Hol-
ding eingegliedert. In Hessen wurde im Jahr 2017 mit der Zeitungshol-
ding Hessen (ZHH) allerdings eine auf das Bundesland begrenzte Hol-
ding gegründet, der die hessischen Zeitungsverlage der Ippen Gruppe 
angehören. Innerhalb der gesamten Ippen Gruppe erfolgt die Einfluss-
nahme über den Anteilseigner Dirk Ippen, der über verschiedene Unter-
nehmen und Beteiligungen die entsprechenden Zeitungsunternehmen 
entweder vollständig im Besitz hat oder wesentliche Anteile der Zeitun-
gen hält. 

 
 
Verlagsgesellschaft Madsack 
Umsatz: 681,2 Mio. Euro 
Jahresüberschuss: 20,1 Mio. Euro 
Printmedien (Auswahl): Hannoversche Allgemeine, Leipziger 
Volkszeitung, Ostsee-Zeitung, Lübecker-Nachrichten 
Gesamtauflage: 862.531 (verkaufte Auflage in 2018) 

 
Die Madsack Mediengruppe stellt 15 Tageszeitung her und vermarktet 
diese sowie deren digitale Angebote. Im Geschäftsjahr 2017 beliefen 
sich die Umsatzerlöse des Konzerns auf 681,2 Millionen Euro und lagen 
8,9 Mio. Euro höher als im Vorjahr. Dies ist insbesondere auch auf kon-
solidierungskreisbedingte Veränderungen zurückzuführen. Der größte 
Geschäftsbereich ist das Vertriebsgeschäft der Tageszeitungen, der sich 
2017 auf 257,4 Mio. Euro belief und preisbedingt leicht um 0,5 Mio. Euro 
wuchs. Gleichwohl sank die verkaufte Auflage um 4,7 Prozent. Bei den 
digitalen Angeboten verzeichnete Madsack einen deutlichen Anstieg von 
28,5 Prozent, der im Wesentlichen auf konsolidierungskreisbedingte 
Veränderungen zurückzuführen ist. Der Konzern-Jahresüberschuss lag 
im Geschäftsjahr 2017 bei 20,1 Millionen Euro und sank um 13 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. 

In den vergangenen Jahren wurden im Medienkonzern im Rahmen 
des Programms „Madsack 2018“ umfangreiche Restrukturierungen 
durchgeführt, die auch mit einem erheblichen Personalabbau verbunden 
waren. Zugleich wurde 2013 das RedaktionsNetzwerk Deutschland 
(RND) als eine Zentralredaktion für überregionale und internationale In-
halte gegründet, deren Beschäftigten neben Berlin zum größten Teil in 
Hannover arbeiten. Im Jahr 2018 fusionierten die Hauptstadtredaktionen 
des RND und der DuMont Mediengruppe und firmieren fortan als RND 
Berlin GmbH, woran das RND 75 Prozent und DuMont Mediengruppe 
25 Prozent halten. Das RND liefert zwischenzeitlich die Inhalte für eine 
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Vielzahl an Zeitungsredaktion, darunter die Leipziger Volkszeitung, die 
Hannoversche Allgemeine Zeitung oder die Märkische Allgemeine. Dies 
führt, wie bereits oben angemerkt, zu einem steten Rückgang der Pres-
se- und damit der Meinungsvielfalt. 

 
 

DuMont Mediengruppe 
Bis ins Jahr 2019 galt die DuMont Mediengruppe als sechstgrößte Zei-
tungsgruppe, dann begann ein umfassender Wandel, in dessen Zentrum 
der Verkauf einzelner Zeitungstitel aus dem Gesamtportfolio steht.8 Im 
Februar 2019 verkündete die Geschäftsführung die Trennung von Zei-
tungsprodukten. Als Grund wurde die verstärkte Orientierung an digita-
len Produkten unter der Leitlinie „Digital First“ angegeben. Im April 2019 
folgte die Einstellung der gedruckten Nachtausgabe bei der Hamburger 
Morgenpost zum Juli desselben Jahres, der erste Schritt. Im September 
2019 wurde der Verkauf des Berliner Verlags, der u. a. die Berliner Zei-
tung und den Berliner Kurier heraus gibt, bekanntgegeben.9 Der nächste 
Schritt erfolgte Anfang 2020, als der Verkauf der Mitteldeutschen Zei-
tung an die Bauer Media Group beschlossen wurde, zu der bereits der 
Zeitungstitel „Volksstimme“ gehört und die damit das Tageszeitungsan-
gebot von ganz Sachsen-Anhalt abdeckt (Hautsch 2020). Ende Januar 
2020 wurden zunächst Verhandlungen über den Verkauf der Hamburger 
Morgenpost mit der Funke Mediengruppe bekannt, die allerdings nur 
das Online-Angebot mopo.de übernehmen wollte.10 Zwischenzeitlich 
zog die Essener Mediengruppe ihr Angebot zurück.11 

                                                 
8 Die DuMont Mediengruppe umfasste vier Abonnementzeitungen und drei Boulevard-

titel mit einer verkauften Auflage von 753.732 im Jahr 2018. Röper (2018, S. 227–
228) konstatierte eine strukturelle Krise der Boulevardzeitungen, die sich durch einen 
anhaltenden Auflagenverlust äußerte. 

9 Das bislang nicht in der Zeitungsbranche tätige Unternehmerpaar Silke und Holger 
Friedrich kauften den Berliner Verlag nach eigenem Bekunden aus „zivilgesellschaft-
lichem Engagement in bewegten Zeiten“ (Serrao 2019). 

10 Vgl. Artikel in Meedia: www.meedia.de/2020/01/29/hamburger-morgenpost-funke-
will-bei-kauf-von-mopo-de-mitarbeiter-uebernehmen/. 

11 Vgl. Artikel in Meedia: www.meedia.de/2020/01/30/hamburger-morgenpost-funke-
will-mopo-de-ploetzlich-nicht-mehr-uebernehmen/. 

https://meedia.de/2020/01/29/hamburger-morgenpost-funke-will-bei-kauf-von-mopo-de-mitarbeiter-uebernehmen/
https://meedia.de/2020/01/29/hamburger-morgenpost-funke-will-bei-kauf-von-mopo-de-mitarbeiter-uebernehmen/
https://meedia.de/2020/01/30/hamburger-morgenpost-funke-will-mopo-de-ploetzlich-nicht-mehr-uebernehmen/
https://meedia.de/2020/01/30/hamburger-morgenpost-funke-will-mopo-de-ploetzlich-nicht-mehr-uebernehmen/
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3. Strukturwandel der 
Zeitungsbranche 
 
Der seit Jahren anhaltende Strukturwandel der Zeitungsbranche wird 
getrieben durch drei maßgebliche Trends: Den ökonomischen, den me-
dienkulturellen und den technologischen Wandel. Nachdem im vorange-
gangenen Teil bereits auf die Verschärfung des Wettbewerbs bzw. auf 
die Markt- und Medienkonzentration sowie die wirtschaftliche Entwick-
lung der Branche und der Unternehmen eingegangen wurde, kon-
zentriert sich der folgende Abschnitt auf unternehmensorganisatorische 
Veränderungen. Hieran schließt sich die Betrachtung des medienkultu-
rellen Wandels an. Danach erfolgt die Beschreibung des technologi-
schen Wandels. 

 
Abbildung 6: Treiber des digitalen Strukturwandels der Zeitungsbranche 
 

 
 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
 

3.1 Ökonomisch-
unternehmensorganisatorischer Wandel 

 
Anhand der Experteninterviews sowie der Resultate der Workshops las-
sen sich die organisatorische Veränderungsprozesse der vergangenen 
Jahrzehnte systematisch nachzeichnen. Die maßgebliche Überschrift 
dieser einzelnen Prozesse ist die betriebswirtschaftlich orientierte Unter-
nehmensreorganisation, der das Ziel einer ökonomischen Effizienz, Kos-
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teneinsparung und Gewinnmaximierung zugrunde liegt. Der Gesamtpro-
zess lässt sich in drei Phasen unterteilen. 

In der ersten Phase, die sich zeitlich in den 1990er Jahren verorten 
lässt, wurde die Kürzung der Ausgaben sowie die Zergliederung des ge-
samten Arbeitsprozesses vorgenommen. Als Ursache hierfür werden die 
sinkenden Unternehmensgewinne angeführt, worauf die Geschäftsfüh-
rungen zunächst intern „fast einheitlich an allen Schrauben zur Kosten-
senkung gedreht haben“ (Experteninterview). In diesem Zuge seien 
auch in vielen Zeitungsverlagen diverse Unternehmensberatungsfirmen 
ein- und ausgegangen und haben ihre Blaupausen zur kurzfristigen Effi-
zienzsteigerung, Kostensenkung und Produktivitätssteigerung zur An-
wendung bringen lassen (Experteninterview). Nachdem die internen Ra-
tionalisierungsprogramme ausgereizt waren, begann die Ausgliederung 
einzelner Arbeitsprozesse in eigene oder fremde (Tochter-)Unter-
nehmen. Nicht selten wurden die Reorganisationsprozesse begleitet von 
der Motivation, bestehende Tarifverträge umgehen zu wollen (s. u.). An-
fang der 2000er Jahre trat die zweite Phase der Unternehmensreorgani-
sation ein, in der die Arbeitsprozesse weiter optimiert wurden. Zugleich 
begannen die Zeitungsverlagsunternehmen, den nunmehr stark sinken-
den Auflagen mit dem Zukauf sowie dem Zusammenschluss von bzw. 
mit anderen Verlagen zu begegnen. Dieser Trend hält bei manchen 
Konzernen und Gruppen noch immer an. Der Fusionswelle folgt in der 
dritten Phase (ab etwa 2010) die Bildung zentralisierter Steuerungsein-
heiten, z. T. in den Holdings, z. T. in Tochterunternehmen. In diesen Un-
ternehmensteilen werden fortan Aufgaben zentral ausgeführt, die vor-
mals in jedem Zeitungsverlag anzutreffen waren. Dies führt wiederum zu 
den betriebswirtschaftlich beabsichtigen Synergieeffekten und damit 
dem Abbau von Beschäftigten in Zentralbereichen wie Marketing, Medi-
engestaltung oder Personal. Zugleich entstanden sogenannte News-
rooms oder Zentralredaktionen, die fortan einen Großteil der journalisti-
schen Inhalte für die regionalen Abonnementzeitungen liefern, sodass 
lediglich der Regional- und Lokalteil noch in der eigenen Redaktion er-
stellt wird. Einige Zeitungsverlage kaufen zudem überregionale Titel o-
der Mäntel ein und legen den Fokus auf das Regionale bzw. Lokale. 
Dies trägt zugleich zu einer Reduzierung der Medienvielfalt bei. 

In den Experteninterviews wurde mehrfach kritisch angemerkt, dass 
die Zeitungskonzerne keine gemeinsame Strategie entwickelt haben, 
wie sie den alle gleichermaßen betreffenden Herausforderungen begeg-
nen können. Sie nutzen zwar überwiegend die gleichen Kostensen-
kungs- und Rationalisierungsblaupausen der Unternehmensberatungs-
firmen, jedoch gab es noch keine gemeinsame Antwort auf den Rück-
gang der Auflage oder der Werbeeinnahmen. Das ist insofern verwun-
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derlich, da die Unternehmen in der Zeitungsbranche aufgrund der regio-
nal getrennten Märkte weit weniger untereinander im Wettbewerb ste-
hen als mit anderen Mediengattungen. Durch die regional getrennten 
Zeitungslesermärkte stehen die Zeitungsunternehmen im Wettbewerb 
um Konsumenten viel eher mit Internetunternehmen bzw. Webportalen 
in Konkurrenz, die ebenfalls Nachrichten verbreiten. Zudem hat sich der 
Wettbewerb auf dem Werbemarkt intensiviert, da beispielsweise das 
Rubrikengeschäft und Werbeanzeigen ins Internet abgewandert sind. 

 
 

3.2 Medienkultureller Wandel 
 
In diesem Abschnitt stellen wir in gebotener Kürze den medienkulturel-
len Wandel in der Bundesrepublik Deutschland dar, der sich seit den 
vergangenen Jahren bzw. Jahrzehnten vollzieht. Hierbei gehen wir auf 
die Mediennutzung sowie Medienreichweite mit besonderem Blick auf 
Tageszeitungen ein. Mit Blick auf die beschriebenen strukturell wie auch 
ökonomisch bedingten Umbrüche in der Branche ist in den vergangenen 
Jahren die Thematik öffentlicher Unterstützungsleistungen und Förde-
rung für Presse und Medien wieder in den Fokus der öffentlichen Debat-
te geraten. Zudem zeigen wir die Veränderungen im gesellschaftlichen 
Klima auf, deren Resultate sich unter anderem in zunehmendem Hass 
und vermehrt auch tätlichen Übergriffen auf journalistisch tätige Perso-
nen zeigen. 

 
 

3.2.1 Nutzung und Reichweite der Medien 
 
Die mittel- und langfristigen Veränderungen in der Branche der Zei-
tungsverlage sind begleitet bzw. eingebettet in einen permanenten ge-
sellschaftlichen Wandel der Medienkultur. Die Zeitung hatte sich im 
19. Jahrhundert zum Massenmedium entwickelt und war bis in die Mitte 
des 20. Jahrhunderts das Medium, welches maßgeblich zur Verbreitung 
von Informationen und Nachrichten diente. Mit Einführung und Verbrei-
tung von Radioprogrammen und später auch dem Fernsehen stieg die 
Mediennutzungszeit kontinuierlich. Das Fernsehen ergänzte die Medien-
landschaft, die aus Zeitungen und Hörfunk bestand. Fortan standen die 
drei tagesaktuellen Medien in einem „komplementären publizistischen 
Verhältnis“ und waren trotz eines anzunehmenden Konkurrenzverhält-
nisses nicht ohne Weiteres austauschbar (Breunig/van Eimeren 2015, 
S. 506). Mit dem Internet hat in den 1990er Jahren ein Medienwandel 
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eingesetzt, der in den vergangenen 20 Jahren zu einem intensiven 
Wettbewerb um die Zeitbudgets der Medienkonsumenten geführt hat. 

Häufig wird das Internet als der Grund angeführt, weshalb Zeitungen 
weniger konsumiert werden. Tatsächlich hat der Rückgang des Kon-
sums von (Tages-)Zeitungen bereits vor der Verbreitung des Internets 
zum Ende des 20. Jahrhunderts eingesetzt. Gemäß der ARD/ZDF-
Langzeitstudie (vgl. hier und im Folgenden Breunig/van Eimeren 2015) 
wurden 1980 noch 38 Minuten (11 % des gesamten Konsums tagesak-
tueller Medien von 298 Minuten) mit der Lektüre der Tageszeitung ver-
bracht, bis 1990 sank die Zeitspanne auf 28 Minuten (7 % von 333 Minu-
ten insgesamt) und betrug im Jahr 2015 nur noch 23 Minuten (4 % von 
511 Minuten insgesamt). Insgesamt nahm die Nutzung tagesaktueller 
Medien im genannten Zeitraum von 4 Stunden und 58 Minuten auf 
8 Stunden und 31 Minuten zu. Zugleich nahm die Reichweite der Ta-
geszeitung kontinuierlich ab. Im Jahr 1964 war die Tageszeitung noch 
das reichweitenstärkste Medium mit 69 Prozent, gefolgt von Radio 
(68 %) und Fernsehen (47 %). Bis ins Jahr 1990 sank die Reichweite 
der Tageszeitung auf 50 Prozent und fiel hinter Fernsehen (79 %) und 
Radio (76 %) zurück. Im Jahr 2005, dem Erhebungsjahr mit dem bislang 
höchsten täglichen Medienkonsum von 600 Minuten, erreichte die Ta-
geszeitung 54 Prozent der Bundesbürger (Fernsehen: 89 %; Radio: 
85 %; Internet [neu]: 10 %). Seither verlor das Medium Tageszeitung in 
ihrer gedruckten Form enorm an Reichweite und kam im Jahr 2015 nur 
noch auf ein Drittel erreichter Bundesbürger. Auch die Medien Fernse-
hen (80 %) und Radio (74 %) hatten in diesem Zeitraum leicht an 
Reichweite verloren, was auf den Medienwandel – eingeläutet durch die 
Einführung des Internets (46 %) – zurückzuführen ist. Neben den 23-
minütigen Konsum der Tageszeitung traten 4 Minuten Nutzung der Ta-
geszeitung über deren Webseiten oder in Zeitungs-Apps. 

Seit 1964 wird auch der „Grad der Entbehrlichkeit“ von tagesaktuellen 
Medien abgefragt, um die Wertschätzung der Medien zu ermitteln (vgl. 
Breunig/van Eimeren 2015, S. 520). 1964 gaben 49 Prozent der Befrag-
ten an, sie würden die Tageszeitung vermissen. Dieser Wert stieg bis 
1980 auf 60 Prozent sowie 1990 auf 63 Prozent, sank in der Folge je-
doch stetig ab auf zuletzt 36 Prozent. Insbesondere die Bindung junger 
Menschen (14- bis 29-Jährige) zeugt von deutlichen Herausforderungen, 
die sich aufgrund der veränderten Mediennutzung ergeben: Lediglich 
16 Prozent der Befragten in dieser Altersgruppe gaben an, sie würden 
die Tageszeitung vermissen (Breunig/van Eimeren 2015, S. 521). Ge-
sellschaftliche bzw. politische Nachrichten erreichen nur noch knapp je-
den zehnten Jugendlichen zwischen 14 und 24 Jahren durch die Zeitung 
oder Zeitschriften (vgl. Vodafone Stiftung Deutschland 2018, S. 38). 
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Ursächlich für den rückläufigen Konsum von Zeitungen und damit für 
den Rückgang der Auflage sowie die sinkenden Anzeigenerlöse sind 
mehrere Trends, die mitunter parallel verlaufen. Zunächst ist zu konsta-
tieren, dass seit Jahrzehnten, die Zahl der Abonnenten stark rückläufig 
ist und die gedruckte Zeitung insbesondere die jüngeren Alterskohorten 
nicht mehr in dem Maße erreicht, wie dies bis in die 1980er der Fall war. 
Damit geht einher, dass Zeitungen verstärkt nur noch bestimmte Gesell-
schaftsgruppen, nämlich besser Verdienende und höher Gebildete an-
sprechen (vgl. Stieler 2009, S. 8). Darüber hinaus hat sich, wie die prä-
sentierten Ergebnisse der ARD/ZDF-Langzeitstudie zeigen, das indivi-
duelle Mediennutzungsverhalten in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
nachhaltig verändert. 
 
 
3.2.2 Öffentliche Förderung und Unterstützung der 
Presselandschaft 
 
Für die Funktion der Zeitung als Teil der Gewaltenteilung in einer Demo-
kratie ist die zunehmende Markt- und Medienkonzentration eine schlei-
chende Gefahr. Zwar steht Deutschland mit Blick auf die Zeitungsdichte 
noch an der Spitze Europas, jedoch stellt sich angesichts der kontinuier-
lich abnehmenden Zeitungsvielfalt die Frage, ob die grundgesetzlich 
vorgegebene Aufgabe, zu einer freien, individuellen und öffentlichen 
Meinungsbildung beizutragen, durch die klassische Presse noch zu leis-
ten ist. Im Zuge dieser Debatte drängt sich auch die Frage auf, ob staat-
licherseits eine stärkere Förderung und Unterstützung der Presse not-
wendig, förderlich und mit der Verfassung vereinbar ist. Im Folgenden 
stellen wir den aktuellen Sachstand der Diskussion dar und beziehen 
uns dabei maßgeblich auf die Ausarbeitung des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestags (Deutscher Bundestag 2019a) so-
wie die Kurzexpertise im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales, die die Presseförderung in Frankreich, Schweden und Däne-
mark im Fokus hat (Eichhorst/Kettenring/Ody 2019). 

Die Presseförderung lässt sich grundsätzlich in direkte und indirekte 
Formen unterteilen. Eine direkte Förderung beinhaltet direkte finanzielle 
Zuwendungen in Form von Subventionen und Zuschüssen. Die indirekte 
Förderung erfolgt durch Umsatzsteuerprivilegien, Vertriebsförderung o-
der über Projektunterstützungen. In Deutschland gilt für Zeitungen seit 
1967 ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz von derzeit 7 Prozent, der in 
der damaligen Debatte mit sozialpolitischen, kulturellen und bildungspo-
litischen Gründen gerechtfertigt wurde (Deutscher Bundestag 2011, 
S. 4). Seit 1. Januar 2020 gilt der ermäßigte Mehrwertsteuersatz auch 
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für digitale Presseprodukte, für die bislang 19 Prozent erhoben wurden. 
Darüber hinaus bestehen Vertriebsförderungen in Form von reduzierten 
Posttarifen. 

In der Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen 
Bundestags wird deutlich, dass von den 30 untersuchten europäischen 
Staaten lediglich Bulgarien und die Slowakische Republik keine Förde-
rungs- und Unterstützungsmaßnahmen für die Presse vorsehen (vgl. 
Deutscher Bundestag 2019a). In der Hälfte der untersuchten Staaten 
besteht wie in Deutschland eine indirekte Förderung in Form eines ver-
minderten Mehrwertsteuersatzes sowie teilweise durch reduzierte Post-
tarife. In den übrigen dreizehn Staaten, darunter die baltischen (mit Aus-
nahme von Litauen), die Benelux-, die skandinavischen Staaten sowie 
Frankreich, Italien, Norwegen, Österreich und die Schweiz, existieren 
sowohl indirekte als auch direkte Förderungen.12 In Frankreich und 
Schweden erhalten allgemein-politische Zeitungen, die weniger stark 
verbreitet sind und weniger vom Werbemarkt profitieren, eine besondere 
Förderung (Eichhorst/Kettenring/Ody 2019, S. 8). 

Gegenwärtig wird in Deutschland über eine weitere Förderung für die 
Zeitungsbranche diskutiert. Der Bundesverband Deutscher Zeitungsver-
leger (BDZV) hatte infolge der Einführung des vollen Mindestlohns im 
Zustellbereich ab dem Jahr 2018 eine Reduzierung der Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung und damit eine weitere indirekte Form 
der Unterstützung gefordert, der die Regierungsparteien mit einer Ab-
sichtserklärung im Koalitionsvertrag zunächst nachgekommen sind 
(Deutscher Bundestag 2018, S. 4).13 Diese Form ist – zwei Jahre spä-
ter – vorerst vom Tisch, vorgeschlagen wurde Ende des Jahres 2019 
nun eine direkte staatliche Förderung für die Zustellkosten in Höhe von 
40 Millionen Euro, die bereits im Haushaltsausschuss beschlossen wur-
den – zunächst unter Sperrvorbehalt, bis das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales ein detailliertes Förderkonzept vorlegt. Der BDZV 
(2019) betonte indes, dass direkte Subventionen abzulehnen seien, da 
diese „das Ende von unabhängigem Journalismus und damit letztlich 
den Tod der Pressefreiheit“ bedeuteten (Welt 19.12.2019). Zudem sei 
die Förderung aus Sicht des BDZV zu gering. Die Linke (Deutscher 

                                                 
12 Die direkten Förderungen stellen zumeist spezifische Subventionen dar wie bei-

spielsweise für Zeitungen in bestimmten Sprachen (Minderheitensprachen), für den 
Vertrieb in ländlichen Regionen, für Zeitungen mit spezifischen Inhalten oder auch für 
Zeitungen in wirtschaftlichen Schwierigkeiten (vgl. Deutscher Bundestag 2019, 
S. 6ff). 

13 Die Regierungsparteien CDU, CSU und SPD hatten in ihrem Koalitionsvertrag ver-
einbart, dass die Beiträge für geringfügig entlohnt Beschäftigten in der Zeitungszu-
stellung zur gesetzlichen Rentenversicherung von bislang 15 auf fünf Prozent – zu-
nächst befristet für die Dauer von fünf Jahren – reduziert werden sollen (Deutscher 
Bundestag 2018). 
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Bundestag 2019b) wie auch Röper (medienpolitik.net 2019) sehen ne-
ben dem geringen Subventionsvolumen vor allem die singuläre Fokus-
sierung auf die Vertriebsstruktur sowie die fehlende Koppelung der För-
derung an journalistische Qualitätsmerkmale und an die „Einhaltung von 
Sozialstandards wie Tarifverträge“ kritisch (Herkel 2019). Röper betont, 
dass der voranschreitenden Marktkonzentration mit der vorgeschlage-
nen Förderung nicht abgeholfen werden könne, hierzu seien umfassen-
dere Maßnahmen nötig (ebd.), wie eine nachhaltige und kohärente Stär-
kung von publizistischer Vielfalt und gutem Journalismus, insbesondere 
von kleinen Lokalredaktionen im ländlichen Raum gefordert. Eich-
horst/Kettenring/Ody (2019, S. 36) konstatieren in ihrer Expertise dar-
über hinaus, dass Vertriebssubventionen in den Vergleichsländern nach-
rangig gegenüber anderen Förderzusammenhängen sind. Eine Förde-
rung der Zeitungszustellung kann nach Auffassung der Autoren „nur ei-
nen begrenzten Beitrag zu einer nachhaltigen Sicherung der redaktionel-
len Vielfalt leisten“, wird allerdings für „eine begrenzte Zeit des Über-
gangs“ und als einmalige Option als sinnvoll erachtet (ebd.). Wie auch 
Röper (medienpolitik.net 2019), Die Linke (Deutscher Bundestag 2019b) 
und ver.di (2019b) erachten Eichhorst/Kettenring/Ody (2019, S. 36–37) 
ein „langfristiges tragbares Gesamtkonzept“ zur Förderung und Unter-
stützung der Presselandschaft als sinnvoll und benennen mögliche Kri-
terien für Förderinstrumente der journalistischen Arbeit, der Zustellung 
sowie Innovation. Ver.di (2019b) betont ihrerseits, dass Subventionen an 
die Kriterien der Tarifbindung, Präsenz von (freigestellten) Betriebsräten 
und die nachweisliche Einhaltung von arbeits- und sozialrechtlichen 
Standards sowie Standards des Qualitätsjournalismus gebunden sein 
müssen. Durch Subventionen darf es keine Wettbewerbsverzerrung ge-
ben. Zudem sollten Anzeigenblätter von der Förderung ausgeschlossen 
werden und die Subventionen müssten an eine Evaluation gebunden 
sein (ebd.). 
 
 
3.2.3 Gesellschaftliches Klima und Journalismus 
 
Ein mit dem medienkulturellen Wandel im Zusammenhang stehendes 
Phänomen ist die Zunahme von verbalen und tätlichen Angriffen auf 
Journalistinnen und Journalisten und damit die Veränderung des gesell-
schaftlichen Klimas mit Blick auf die Presse im Allgemeinen und die 
Journalistinnen und Journalisten im Speziellen. Insgesamt wurden in 
Deutschland 26 tätliche Angriffe gegen Medienvertreter registriert, von 
denen 22 einen politisch rechten Hintergrund hatten und die größtenteils 
auf oder im Umfeld von politischen Versammlungen stattfanden (Euro-
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pean Centre for Press & Media Freedom 2018, S. 3). Deutsche Journa-
listinnen und Journalisten erfahren Beleidigungen, Diffamierungen, mas-
sive Einschüchterungen und erhalten bisweilen Morddrohungen (Euro-
pean Centre for Press & Media Freedom 2018, S. 4). Eine nicht-
repräsentative Erhebung mit mehr als 400 befragten Journalistinnen und 
Journalisten hat ergeben, dass insgesamt 42 Prozent der Befragungs-
teilnehmer im Jahr 2016 von Angriffen betroffen waren (Preuß/Tetz-
laff/Zick 2017, S. 3). Ein Viertel der Befragten gab an, mehrmalig bis re-
gelmäßig Angriffen ausgesetzt gewesen zu sein. Die Ursachen sehen 
die befragten Journalistinnen und Journalisten in der Unzufriedenheit mit 
Inhalten der Beiträge (77 %), ihrer Rolle als Journalistin bzw. Journalist 
(75 %), der jeweiligen Darstellung (64 %) und in der Ablehnung von Per-
sonengruppen (47 %). Zwei Drittel (66,5 %) gaben an, dass hasserfüllte 
Angriffe in den vergangenen 12 Monaten deutlich häufiger vorfallen. 

Im Umgang mit dem verstärkten Auftreten von Hass und Gewalt ge-
gen Journalistinnen und Journalisten existieren individuelle Strategien 
und redaktionelle Maßnahmen (hier und im Folgenden Preuß/Tetz-
laff/Zick 2017). Vier Fünftel der Befragten befürwortet die Aufklärungs-
kampagnen gegen Hate Speech sowie deren strafrechtliche Verfolgung. 
Etwa die Hälfte (51 %) gab allerdings an, dass Hate Speech in der eige-
nen Redaktion nicht thematisiert werde. Insbesondere der Rückhalt von 
Kollegen ist für zwei Drittel von Bedeutung. Vier Fünftel, der mehrmals 
bis regelmäßig betroffene Journalistinnen und Journalisten greifen zu 
technischen Mitteln und deaktivieren Kommentarfunktionen, blockieren 
bestimmte Personen oder entfernen Beiträge. Eine professionelle Bera-
tungsstelle zur Bewältigung der Angriffe haben ebenfalls vier Fünftel 
(79 %) aufgesucht. Ein Drittel der Befragungsteilnehmer gab an, dass ih-
re Redaktionen keinerlei Hilfestellungen im Umgang mit derlei Angriffen 
anbietet. Von einem regelmäßigen Austausch innerhalb der Redaktion 
über Hate Speech, Gewaltandrohungen und Übergriffen berichteten 
37 Prozent der Befragten. Knapp einem Viertel der befragten Journalis-
tinnen und Journalisten steht juristischer Beistand zur Verfügung. Schu-
lungsangebote (9 %), der Austausch mit Experten (5 %) oder eine ver-
trauensvolle Anlaufstelle (3 %) werden seitens der Redaktionen sehr viel 
seltener angeboten. 

 
 

3.3 Technologischer Wandel 
 
Der technologische Wandel bzw. der digitale Wandel unserer Gesell-
schaft und Arbeitswelt hat weitreichende und tiefgreifende Auswirkungen 
sowohl auf die Unternehmen als auch auf die Beschäftigten der Zei-
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tungsbranche. In diesem Abschnitt gehen wir auf die maßgeblichen 
Entwicklungen und Trends des digitalen Strukturwandels ein, die Folge-
wirkungen für die Geschäftsmodelle sowie auf die Arbeitstätigkeiten und 
Beschäftigung haben.14 Grundsätzlich lassen sich die Entwicklungen in 
die zwei genannten Kategorien, Geschäftsmodelle sowie Arbeit bzw. Ar-
beitstätigkeiten und Beschäftigung, einordnen. 

Die Zeitungsverlage müssen, wie zuvor dargestellt, auf den medien-
kulturellen Wandel, die Verbreitung des Internets und somit die verän-
derten Kundenerwartungen reagieren. Im Allgemeinen erfolgt dies durch 
eine Anpassung und Ergänzung des bestehenden Geschäftsmodells, 
das aktuell noch in der Produktion der gedruckten Zeitung besteht. Die-
ses Modell wird beispielsweise durch die Herstellung digitaler Zeitungs-
produkte in Form von Internetseiten, E-Paper, Social-Media-Kanäle oder 
Apps für die Zeitungslektüre erweitert. Die teilweise existenzielle He-
rausforderung für die Zeitungsverlage besteht hierbei allerdings darin, 
mit digitalen Produkten Umsatz und schlussendlich Gewinn zu erwirt-
schaften. 

Das Internet und dessen Verbreitung sowie das veränderte mediale 
Erlebnis durch die technische Aufhebung der Grenzen zwischen Audio, 
Text und Video („Rich Content“) hat innerhalb der Zeitungsbranche zur 
Folge gehabt, dass die Unternehmen gezielt Online-Redaktionen aufge-
baut haben, die z. T. auch in eigenen Gesellschaften organisiert waren 
bzw. sind. Dies führte zu einer langen Zeit anhaltenden Koexistenz von 
zwei Redaktionen innerhalb eines Zeitungshauses. Die Trennung der 
Redaktionen resultierte aus der Annahme, dass die Konsumenten von 
Print- und Digitalprodukten teilweise unterschiedliche Erwartungen an 
die jeweiligen Produkte haben und die Produkte selbst auch verschiede-
ne Vorzüge und Nachteile besitzen. Vor einigen Jahren wurde eine neue 
Strategie ausgegeben und die bislang zwei Redaktionsbereiche sollen 
sukzessive integriert werden. Dies führt dann dazu, dass bisherige Print-
Redakteure auch Beiträge für das digitale Format und andersherum lie-
fern sollen. Dies hat wiederum weitreichende Auswirkungen auf die Ar-
beitsweisen der jeweiligen Beschäftigten. Hinzu kommt, dass in einigen 
Verlagshäusern die Redakteure die Produktpalette („Rich Content“) ins-
gesamt abdecken sollte. Allein die Frage der Qualifizierung und Weiter-

                                                 
14 Der technologische Wandel in den Zeitungsdruckereien wird in diesem Abschnitt 

nicht behandelt, da von Experten bereits das „Ende der Fahnenstange“ bei der tech-
nologischen Rationalisierung der Drucktechnik als erreicht angesehen wird. Einen 
guten und aktuellen Überblick zum digitalen Wandel in Druckereien bietet u. a. die 
Publikation aus dem Lehrforschungsprojekt an der Helmut-Schmidt-Universität (vgl. 
Kooperationsprojekt der Professur Neuere Sozial-, Wirtschafts- und Technikge-
schichte (2017)). 
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bildung wird an dieser Stelle zu wenig gestellt und noch weniger beant-
wortet. 

Darüber hinaus führt das im vergangenen Vierteljahrhundert grundle-
gend veränderte Leserverhalten ebenfalls zur Anpassung des Ge-
schäftsmodells. Die Lektüre langer, umfangreich recherchierter und an-
spruchsvoll dargelegter Artikel weicht langsam, aber stetig einer schnel-
len und partiell oberflächlichen Informationsbeschaffung („quick and dir-
ty“), die gegenüber dem Qualitätsjournalismus in den Vordergrund tritt. 
Darauf reagieren die Medienhäuser. Insbesondere auf den Internetsei-
ten oder den Apps wird dieser Wandel deutlich: Anstelle der gewohnten 
Artikel erscheinen Videobeiträge und animierte Info-Grafiken. Längere 
Artikel erhalten eine Zusammenfassung sowie eine Angabe über die Le-
sedauer. 

Die veränderten Geschäftsmodelle sowie die Neuerungen in der In-
formationstechnologie führen zudem zu teils umfassenden Veränderun-
gen der Arbeitsrealität der Beschäftigten in den Zeitungsverlagen, was 
insbesondere das journalistisch und redaktionell tätige Personal betrifft. 
Der bisherige „Werkzeugkasten“ der Journalistinnen und Journalisten 
erweitert sich im Zuge der Digitalisierung. Neben die alltäglichen und 
etablierten Arbeitstätigkeiten treten neue und zusätzliche Aufgaben, die 
auch durchaus neue Berufsfelder entstehen lassen. Mobile Endgeräte, 
ausgestattet mit qualitativ hochwertigen Kameras sowie entsprechenden 
Applikationen, ermöglichen einen mobilen Journalismus, auch Mobile 
Reporting genannt (vgl. Staschen 2017). Beim Mobile Reporting erstel-
len Journalistinnen und Journalisten bereits an Ort und Stelle der Repor-
tage mittels Smartphones oder Tablet crossmediale Inhalte mit Texten, 
Fotos und ggfs. (Live-)Videos, die auf den unterschiedlichen Kanälen 
der Zeitungsverlage verwertet werden können. Neben all den Vorteilen, 
die diese flexible Berichterstattung via Smartphone und Tablet mit sich 
bringen, betont beispielsweise Ulric Papendick, geschäftsführender Di-
rektor der Kölner Journalistenschule, dass Journalistinnen und Journa-
listen durch diese Entwicklung nicht zu einer „eierlegenden Wollmilch-
sau“ werden sollen, eine gewisse Spezialisierung mache aus Gründen 
der Qualität Sinn.15 

Ein weiteres Betätigungsfeld stellt seit einigen Jahren der sogenannte 
Datenjournalismus oder auch datengetriebene Journalismus dar, bei 
dem die online verfügbaren Informationsbestände für den journalisti-
schen Prozess genutzt werden. Aus großen Datensätzen werden mittels 
(quantitativer) Analysemethoden die relevanten Informationen für die 
journalistische Verwertung herausgefiltert. Die Ergebnisse werden ei-

                                                 
15 Vgl. Artikel in news aktuell: www.newsaktuell.de/blog/datenjournalismus-mobile-

reporting-trends-im-journalismus/. 
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nerseits zur Verdeutlichung des im Artikel behandelten Themas grafisch 
aufbereitet und als Abbildung dargestellt. Andererseits handelt es sich 
bei einem wachsenden Teil der journalistischen Produkte dann um (in-
teraktive) Grafiken, die die Kernbotschaft der Daten mittels Text, Audio 
oder Video vermitteln. Insbesondere diese Art des journalistischen Pro-
dukts gewinnt in immer mehr Zeitungsverlagen an Bedeutung, sodass 
bereits die größeren Verlage eigene Teams bzw. Abteilungen bestehend 
aus Datenjournalisten, Designern und Videoredakteuren aufgebaut ha-
ben, die maßgeblich in diesem Betätigungsfeld beschäftigt sind. Eine 
weitere Spielart des Datenjournalismus neben der Visualisierung der 
Nachrichten und Botschaften ist die Auswertung von Informationen, die 
in den Datenbeständen vorhanden sind, die durch das organisierte 
Whistleblowing auf Internetplattformen wie WikiLeaks bereitgestellt wer-
den. 

Eine dritte Spielart des Datenjournalismus ist der Robo-Journalismus, 
auch automatisierter Journalismus genannt, der im Grunde die automa-
tisierte Erstellung und zugleich leserorientierte Bereitstellung von Arti-
keln bzw. Inhalten über die unterschiedlichen Kanäle darstellt (vgl. We-
ber 2019). Die Erstellung von Inhalten anhand von Algorithmen allein 
durch die Verfügbarkeit der entsprechenden Daten ist das ausgemachte 
Ziel in diesem Feld. Gegenwärtig ist die Diskussion über den Robo-
Journalismus sowie die Anwendung Künstlicher Intelligenz weit größer 
als ihre Nutzung tatsächlich verbreitet ist (vgl. Haim/Graefe 2018). In-
haltlich beschränken sich die automatisierten Berichterstattungen maß-
geblich auf Sport-, Wetter- und Finanzberichterstattung, Verkehrsmel-
dungen und einfache Wahlberichtserstattungen. Von Künstlicher Intelli-
genz, d. h. selbstlernenden Systemen, die die Artikel schreiben, kann 
nach unserer Auffassung noch nicht die Rede sein, auch ist auf Basis 
der Literatur und der Experteninterviews nicht abzusehen, wann eine 
künstliche Intelligenz in der Lage sein dürfte, die Zeitungsartikel selbst 
zu schreiben. 

Weber (2019, S. 33–38) hat in seiner Veröffentlichung den Prozess 
der Textgenerierung anhand eines vorhandenen Softwareprogrammes 
des Unternehmens Retresco dargestellt, das u. a. Zeitungen wie die 
Süddeutsche Zeitung, die FAZ, den Spiegel oder die Financial Times als 
Kunden hat. Die Textgenerierung basiert überwiegend auf vorhandene 
Vorlagen (Templates), was wiederum wenig revolutionär ist, da es diese 
Methode bereits seit den 1970er Jahren gibt. Sogenannte Machine-
Learning-Verfahren oder auch das weitaus komplexere Deep-NLG-
Verfahren16, die passenden Formulierungen selbst erlernen und anwen-

                                                 
16 NLG steht für Natural Language Generation. 
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den, seien bis dato schlichtweg noch zu fehleranfällig. Aus diesem 
Grund ist derzeit zu konstatieren, dass die Textgenerierung mittels Algo-
rithmen gegenwärtig darauf abzielt, Texte in Nischen anzubieten, in de-
nen keine Berichterstattung mehr stattfindet oder bislang überhaupt 
nicht erfolgte. Aus diesem Grund zitiert Weber (2019, S. 46) die Medi-
enexpertin Katharina Schell und fasst zusammen: „Die Automatisierung 
ersetzt 2018 jedenfalls noch nicht den Menschen.“ 
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4. Beschäftigung und 
Arbeitsbedingungen in den 
Zeitungsverlagsunternehmen 
 
In diesem Abschnitt widmen wir uns der Analyse der Beschäftigung in 
der Zeitungsbranche, indem wir ihre Entwicklung einschließlich ihrer be-
sonderen Charakteristika darstellen. Zudem analysieren wir die zentra-
len Arbeitsbedingungen in der Branche. Auf Grundlage von Sonderaus-
wertungen der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ist es möglich, ein 
umfassendes Abbild der Beschäftigungsdaten sowie deren Entwicklung 
und einiger relevanter Arbeitsbedingungen darzustellen. Berücksichtigt 
wurden bei den Sonderauswertungen die Wirtschaftsgruppen 18.11 
(Drucken von Zeitungen) und 58.13 (Verlegen von Zeitungen). Darüber 
hinaus erlaubt uns die von uns durchgeführte Beschäftigtenbefragung 
einen differenzierten Blick auf die Arbeitsbedingungen in der Branche 
der Zeitungsverlage. 
 
 
4.1 Beschäftigungsentwicklung 
 
Die Branche der Zeitungsverlage ist in dem betrachteten Zeitraum von 
2007 bis 2018 durch einen steten Beschäftigungsrückgang gekenn-
zeichnet. Im Jahr 2007 waren insgesamt 136.619 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bei den Unternehmen der Zeitungsbranche beschäf-
tigt. Diese Zahl hat bis in das Jahr 2018 kontinuierlich abgenommen und 
betrug zuletzt 93.603. Dies entspricht einem Rückgang von insgesamt 
43.016 Beschäftigten und somit fast einem Drittel (31,5 %). Im Jahres-
durchschnitt wurden 3,4 Prozent der Arbeitsplätze abgebaut. In den Jah-
ren 2013 und 2015 waren mit einem Rückgang von 6.488 und 7.148 die 
Einschnitte am deutlichsten. 

Mit Blick auf das Geschlechterverhältnis ist festzustellen, dass die 
Zahl der männlichen und weiblichen Beschäftigten nahezu ausgeglichen 
ist. Die Differenz zwischen der Zahl der Frauen und Männer war im Jahr 
2017 mit einem Frauenanteil von 48 Prozent am größten. Der Rückgang 
weiblicher wie auch männlicher Beschäftigter folgte im Betrachtungszeit-
raum nahezu im Gleichschritt. 2007 waren 65.697 Frauen in den Unter-
nehmen der Zeitungsbranche beschäftigt, im Jahr 2018 waren es noch 
45.020, was einem Rückgang um 31,5 Prozent (20.672) entspricht. Um 
gleichfalls 31,5 Prozent (22.344) nahm die Zahl männlicher Beschäftig-
ter ab von 70.922 im Jahr 2007 auf 48.587 im Jahr 2018. 
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Abbildung 7: Zahl der abhängig Beschäftigten, 2007–2018 
 

 
Quelle: Sonderauswertung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
2018, 2019 

 
Betrachtet man die Beschäftigtenzahlen der beiden Wirtschaftsgruppen 
differenziert unabhängig voneinander, ist zunächst zu konstatieren, dass 
die Unternehmen des Verlagssektors zwischenzeitlich mehr als vier 
Fünftel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (77.683; 83 %) be-
schäftigten. In den Zeitungsdruckereien beläuft sich die Beschäftigten-
zahl auf 15.920 (17 %). Zu Beginn des Betrachtungszeitraums lag der 
Beschäftigtenanteil der Zeitungsdruckereien noch bei 23,1 Prozent. 
Während in den Zeitungsverlagen ein Viertel der Beschäftigung (27.316; 
26 %) im Betrachtungszeitraum abgebaut wurde, waren es in den Zei-
tungsdruckereien die Hälfte der Arbeitsplätze (15.700; 49,7 %). Der jah-
resdurchschnittliche Beschäftigungsrückgang betrug in den Zeitungsver-
lagen 2,7 Prozent und in den Zeitungsdruckereien 5,9 Prozent. Für den 
Sektor der Zeitungsdruckereien sind vor allem die Jahre 2013 bis 2015 
und das Jahr 2017 mit besonders hohen Rückgängen zwischen 7,6 und 
17,6 Prozent prägend. In den Zeitungsverlagen sticht das Jahr 2015 mit 
einem Rückgang von 6,2 Prozent hervor. 

Bezogen auf das Geschlechterverhältnis zeigen sich zwischen beiden 
Sektoren der Zeitungsbranche ebenfalls Unterschiede. In den Unter-
nehmen der Zeitungsverlage waren im Jahr 2018 insgesamt 
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38.261 Frauen und 39.422 Männer beschäftigt. Dies zeugt von einem 
nahezu ausgewogenen Verhältnis (50,7 vs. 49,3 %) zwischen männli-
chen und weiblichen Beschäftigten. In den Zeitungsdruckereien sind 
57,5 Prozent der Beschäftigten Männer. 

Auch in der Beschäftigtenbefragung spiegelte sich die dargestellte 
Entwicklung der Beschäftigtenzahl wider. Knapp ein Drittel der Befragten 
(31,7 %) gaben an, dass in ihrem Unternehmen die Zahl der Beschäftig-
ten innerhalb der vergangenen fünf Jahre stark gesunken ist. Zwei Fünf-
tel (39,4 %) berichteten von einem moderaten Beschäftigungsrückgang. 
Gut jeder zehnte Befragungsteilnehmer (11,6 %) teilte mit, dass die Be-
schäftigtenzahl in den vergangenen fünf Jahren konstant geblieben sei. 
Ein moderates Beschäftigtenwachstum gaben 8,9 Prozent der Befragten 
zu Protokoll, weitere 1,9 % konstatierten ein starkes Wachstum. 

 
Abbildung 8: Einschätzung zur Veränderung der Beschäftigtenzahl 
 

 
 

Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Wie hat sich die Beschäftigtenzahl in Ihrem Betrieb in 
den vergangenen fünf Jahren verändert?“; n=259 

 
Ursächlich für den Beschäftigungsrückgang war nach Aussage der Be-
fragungsteilnehmer in 85,9 Prozent der Fälle die nicht erfolgte Nachbe-
setzung freigewordener Arbeitsstellen. Knapp die Hälfte der Befragten 
(48,4 %) führen den Beschäftigungsabbau auf erfolgte Rationalisie-
rungsmaßnahmen infolge des technologischen Wandels zurück. Die 
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Auslagerung von Unternehmensbereichen in neu gegründete Tochter-
gesellschaften war bei 39,1 Prozent der Beschäftigten Grund für den 
Beschäftigungsrückgang. Als weitere Gründe wurden die verschlechter-
te wirtschaftliche Lage (35,3 %), Kündigungsmaßnahmen (29,9 %) so-
wie Fusionen mit anderen Unternehmen (27,2 %) genannt. Eher nach-
rangige Bedeutung kommt dem Verkauf von Unternehmensbereichen 
(11,4 %) zu. 

Gründe für das von 28 Befragungsteilnehmern genannte moderate 
bzw. starke Beschäftigungswachstum waren in 19 Fällen die Entstehung 
neuer Aufgabenfelder infolge der digitalen Transformation, in elf Fällen 
der Zukauf bzw. die Eingliederung von Unternehmensbereichen und in 
sechs Fällen ist eine Fusion mit anderen Verlagen bzw. Medienhäusern 
ursächlich gewesen. Jeweils zwei Befragte gaben an, dass die verbes-
serte wirtschaftliche Situation des Unternehmens bzw. die Anstellung 
von Selbständigen, Werkvertragsnehmern oder Freelancern der Grund 
für den Zuwachs an Beschäftigten war. 

Die regionale Beschäftigungsverteilung nach den 16 Bundesländern 
zeigt für die Branche keine auffallende Abweichung zur Verteilung der 
Gesamtbeschäftigung. Vier Fünftel der insgesamt 50.293 sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse der Branche sind in West-
deutschland angesiedelt (41.949; 83,4 %), dies entspricht auch nahezu 
dem Anteil der Gesamtbeschäftigung in den alten Bundesländern 
(81,4 %). Der Wirtschaftsgruppe Zeitungsverlage wurden 33.944 und 
den Zeitungsdruckereien 8.005 Beschäftigungsverhältnisse zugeordnet. 
Mit 9.206 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist Bayern das Bun-
desland mit den meisten Beschäftigten (18,3 %). Dahinter folgen Nord-
rhein-Westfalen (16,6 %), Baden-Württemberg (16,4 %) und Nieder-
sachsen (10,6 %). In Ostdeutschland bestanden im Jahr 2018 insge-
samt 8.344 sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
(16,6 %) in der Zeitungsbranche. Hiervon entfielen 7.504 auf die die 
Wirtschaftsgruppe Zeitungsverlage und 840 auf die Zeitungsdruckerei-
en. Unter den ostdeutschen Bundesländern tritt wenig überraschend 
Berlin mit einem Anteil von 6,9 Prozent hervor, gefolgt von Sachsen 
(4,8 %). Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen kommen zusammen auf einen Anteil von 6,6 Prozent, was 
2.789 Beschäftigten entspricht. 
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4.2 Beschäftigungsstrukturen 
 
In diesem Abschnitt werden die Strukturen der Beschäftigung in der 
Branche der Zeitungsverlage dargestellt. Dabei gehen wir auf die sozial-
versicherungspflichtige sowie geringfügig entlohnte Beschäftigung, auf 
das Verhältnis zwischen Voll- und Teilzeit und auf das Qualifikations- 
und Anforderungsniveau ein. Zudem stellen wir die zehn größten Be-
rufsgruppen dar, die in den Zeitungsverlagen beschäftigt sind. 

Ein im Vergleich zu anderen Branchen besonders hervorzuhebender 
Aspekt der Beschäftigungsstruktur ist der mit zuletzt 47,3 Prozent große 
Anteil geringfügig entlohnter Beschäftigung in der Zeitungsbranche (sie-
he Abbildung 9). Dieser Anteil unterliegt im Betrachtungszeitraum leich-
ten Schwankungen (zwischen 47 % in 2017 und 49,4 % in 2011). Die 
Gruppe der geringfügig entlohnten Beschäftigten lässt sich nochmals 
unterteilen in diejenigen, die ausschließlich dieser einen Tätigkeit nach-
gehen (68,8 %) und diejenigen, die sie im Nebenjob ausüben (31,2 %). 
Zwischen 2007 und 2018 ging der Anteil jener, die ausschließlich gering-
fügig entlohnt beschäftigt sind, sukzessive von 75,7 auf 68,8 Prozent zu-
rück. Dieser Rückgang ist auch ein Effekt der Einführung des Mindest-
lohns zum 1. Januar 2015 als Effekt, denn seit 2014 sank der Anteil von 
73,4 Prozent um 4,5 Prozentpunkte. In absoluten Zahlen ging die Zahl 
der ausschließlich geringfügigen Beschäftigten zwischen 2014 und 2018 
um 9.334 zurück, in Relation zum gesamten Betrachtungszeitraum ent-
fällt somit knapp die Hälfte (48,7 %) auf diese Zeitspanne. Hervorzuhe-
ben ist, dass der Anteil männlicher Beschäftigter unter den geringfügig 
entlohnt Beschäftigten etwas höher (53,6 %) ist als in der Gruppe der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (50,4 %). 
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Abbildung 9: Zahl der abhängig Beschäftigten, getrennt nach der 
Beschäftigungsart, 2007–2018 
 

 
 

Quelle: Sonderauswertung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
2018, 2019 

 
Mit Blick auf die zwei Wirtschaftsgruppen der Zeitungsbranche ist zu 
konstatieren, dass die Anteile der geringfügig entlohnten Beschäftigten 
sowohl in den Zeitungsverlagen (WZ 58.13) mit 47,7 Prozent als auch in 
den Zeitungsdruckereien (WZ 18.11) mit 45,3 Prozent in etwa gleich 
groß sind. Unter den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in den 
Zeitungsverlagen stellen die 21.307 Frauen mit 52,4 Prozent die Mehr-
heit dar. Dagegen sind die männlichen Beschäftigten mit 54,2 Prozent 
unter den geringfügig entlohnt Beschäftigten in der Überzahl. In den Zei-
tungsdruckereien hingegen stellen Männer knapp zwei Drittel (63,6 %) 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Das Geschlechterver-
hältnis unter den geringfügig entlohnten Beschäftigten ist mit 50,1 Pro-
zent zu 49,9 Prozent (Frauen) ausgeglichen. Der insgesamt vergleichs-
weise hohe Anteil an geringfügig entlohnter Beschäftigung – vor allem 
bezogen auf die Zeitungsverlage – lässt sich eindeutig auf die Berufs-
gruppe der Zeitungszusteller zurückführen (siehe Sonderauswertung zu 
den Berufsgruppen, Tabelle 5). 
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Abbildung 10: Beschäftigungsentwicklung, getrennt nach 
Beschäftigungsart und Wirtschaftsgruppe, 2007–2018 
 

 
 

Quelle: Sonderauswertung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
2018, 2019 

 
Ein wesentliches Strukturmerkmal der Beschäftigung in der Branche ist 
die Arbeitszeit. Unter den insgesamt 49.344 sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten waren zuletzt 34.588 und damit 70,1 Prozent in Vollzeit17 
tätig. Damit unterscheidet sich die Zeitungsbranche nicht nennenswert 
von der Gesamtbeschäftigung, in der 71,8 Prozent der Beschäftigten in 
Vollzeit arbeiten. Auch zwischen den zwei Wirtschaftsgruppen der Zei-
tungsbranche ergeben sich keine auffallenden Unterschiede (Zeitungs-
verlage: 69,8 % Vollzeitbeschäftigte; Zeitungsdruckereien: 71,6 % Voll-
zeitbeschäftigte). Allerdings ist darauf hingewiesen, dass aufgrund von 
Tariffluchtbewegungen der Arbeitgeber teils deutliche Unterschiede bei 

                                                 
17 Als Vollzeitarbeit gilt eine Beschäftigung, in der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

regelmäßig die normalerweise übliche bzw. tarifvertraglich festgelegte Arbeitszeit in 
Anspruch nimmt. Als Teilzeitarbeit gilt eine Beschäftigung, in der der Arbeitnehmer 
vereinbarungsgemäß nicht die volle, aber regelmäßig zu einem Teil die normaler-
weise übliche bzw. tarifvertraglich festgelegte Arbeitszeit beansprucht. Andere Be-
schäftigungsformen, die nicht dem typischen Vollzeitarbeitsverhältnis entsprechen, 
beispielsweise Heim- oder Telearbeit, werden in der Beschäftigungsstatistik der Be-
schäftigungsform Teilzeit zugeordnet. 
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der Arbeitszeit bestehen, die bis zu fünf Wochenarbeitsstunden ausma-
chen (siehe auch Kapitel 5.5.4). 

Mit Blick auf die Qualifikations- und Anforderungsstrukturen innerhalb 
der Zeitungsbranche ist ein im Vergleich hohes Niveau feststellbar. Zu-
nächst ist hinsichtlich des Schulabschlusses anhand der Sonderauswer-
tung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit ersichtlich, dass von den 
49.344 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten lediglich 220 Perso-
nen über keinen Schulabschluss verfügen (0,4 %). Jeder zehnte Be-
schäftigte hat einen Haupt- bzw. Volksschulabschluss (10,6 %) und gut 
ein Fünftel kann die mittlere Reife bzw. einen gleichwertigen Schulab-
schluss (22 %) vorweisen. Knapp die Hälfte der Beschäftigten hat die 
allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife erlangt (48,2 %). Bei 
rund einem Fünftel (18,8 %) liegen keine Informationen über den Schul-
abschluss vor. 

Über einen beruflichen Ausbildungsabschluss verfügen vier Fünftel 
der Beschäftigten in der Branche (81,3 %). Der überwiegende Teil der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (56,2 %) hat einen anerkannten 
Berufsabschluss und ein Viertel (25,1 %) hat einen akademischen 
Berufsabschluss erworben. Lediglich 8,5 Prozent der Beschäftigten ha-
ben keinen beruflichen Ausbildungsabschluss. Bei einem Zehntel der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer liegt keine Information über den 
Berufsabschluss vor (10,2 %). Die Qualifikationsstruktur der Branche der 
Zeitungsverlage hebt sich damit deutlich von der der Gesamtbeschäfti-
gung ab, in der gut jeder Zehnte über keine berufliche Ausbildung ver-
fügt (12,8 %), knapp zwei Drittel einen anerkannten Berufsabschluss 
erworben (61,2 %) sowie 16,2 Prozent eine akademische Ausbildung 
absolviert haben. Der Anteil derjenigen, über die keine Informationen 
vorliegen, ist mit 10,3 Prozent der Zeitungsbranche entsprechend. 

Betrachtet man nun die Zeitungsverlage und die Zeitungsdruckereien, 
ergibt sich ein differenzierteres Bild (siehe Abbildung 11). In den Zei-
tungsverlagen verfügen viele Beschäftigte über einen akademischen 
Abschluss (28,3 %), womit sich die Branche in Bezug auf das Qualifika-
tionsniveau nach oben von den Zeitungsdruckereien (10,5 % Beschäftig-
te mit akademischem Abschluss) und auch zur Gesamtbeschäftigung 
(16,2 % mit akademischem Abschluss) absetzt. Daraus resultiert zu-
gleich, dass der Anteil an Beschäftigten mit anerkanntem Berufsab-
schluss in den Zeitungsverlagen mit 53,8 Prozent vergleichsweise ge-
ring ausfällt. Sowohl in den Zeitungsverlagen als auch in den Zeitungs-
druckereien liegt der Anteil an Beschäftigten, die keinen Berufsab-
schluss erworben haben, unter dem Anteil innerhalb der Gesamtbe-
schäftigung. 
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Abbildung 11: Berufliche Qualifikationsstrukturen in Zeitungsverlagen, 
Zeitungsdruckereien und der Gesamtbeschäftigung im Vergleich, 2018 
 

 
 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2019), eigene Darstellung 
 

Im weiteren Schritt folgt die Beschreibung des Anforderungsniveaus in 
der Zeitungsbranche (siehe Abbildung 12). Aufgrund der bereits zuvor 
dargestellten Unterschiede zwischen den zwei Wirtschaftsgruppen der 
Zeitungsbranche stellen wir die Ergebnisse differenziert dar. Für den Be-
reich der Zeitungsverlage ist aufgrund des dargelegten hohen Qualifika-
tionsniveaus ein entsprechend hohes Anforderungsniveau zu erwarten. 
Rund ein Zehntel der Beschäftigten in Zeitungsverlagen fallen unter die 
Kategorie „Helfer- und Anlerntätigkeiten18“ (11,8 %), in Zeitungsdrucke-
reien sind es dagegen gut ein Viertel (26 %) und in der Gesamtbeschäf-
tigung 15,7 Prozent. Der Kategorie Fachkräfte19 werden in den Zei-
tungsverlagen nur zwei Fünftel (41,2 %) und in den Zeitungsdruckereien 
die Hälfte der Beschäftigten zugeordnet, wogegen es in der Gesamtbe-
schäftigung drei Fünftel (58 %) sind. Bei den Berufen mit Spezialistenan-

                                                 
18 Unter die Kategorie Helfer- und Anlerntätigkeiten fallen Berufe, die typischerweise 

einfache, wenig komplexe (Routine-)Tätigkeiten umfassen. Für die Ausübung dieser 
Tätigkeiten sind in der Regel keine oder nur geringe spezifische Fachkenntnisse er-
forderlich. 

19 Fachlich ausgerichtete Tätigkeiten sind gegenüber den Helfer- und Anlerntätigkeiten 
deutlich komplexer bzw. stärker fachlich ausgerichtet. Das bedeutet, für die sachge-
rechte Ausübung dieser Tätigkeiten werden fundierte Fachkenntnisse und Fertigkei-
ten vorausgesetzt. 
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forderungen20 hebt sich insbesondere der Bereich der Zeitungsverlage 
mit einem Anteil von 36,3 Prozent von der Gesamtbeschäftigung 
(12,7 %) ab. Aber auch in Zeitungsdruckereien werden knapp ein Fünftel 
der Beschäftigten den Spezialisten zugeordnet (18,9 %). Auffallend ist 
wiederum der geringere Anteil der Experten21 in Zeitungsverlagen 
(10,6 %) sowie Zeitungsdruckereien (5,1 %) im Vergleich zur Gesamt-
beschäftigung (13 %). Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass die 
Tätigkeiten in der Zeitungsbranche ein überdurchschnittlich hohes An-
forderungsniveau aufweisen. 

 
Abbildung 12: Anforderungsniveau in der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung, 2018 
 

 
 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2019), eigene Darstellung 
 

                                                 
20 Die Berufe mit dem Spezialisten-Anforderungsniveau sind gegenüber den Berufen, 

die dem Niveau Fachkraft zugeordnet werden, deutlich komplexer und mit Spezial-
kenntnissen und -fertigkeiten verbunden. Die Anforderungen an das fachliche Wis-
sen sind somit höher. Zudem erfordern die hier verorteten Berufe die Befähigung zur 
Bewältigung gehobener Fach- und Führungsaufgaben. 

21 Dem Anforderungsniveau „Experte“ werden die Berufe zugeordnet, deren Tätigkeits-
bündel einen sehr hohen Komplexitätsgrad aufweisen bzw. ein entsprechend hohes 
Kenntnis- und Fertigkeitsniveau erfordern.  
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Die Sonderauswertung der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit informiert auch darüber, welchen Berufsgruppen die Beschäftig-
ten der Zeitungsbranche angehören (siehe Tabelle 5). Werden sowohl 
die sozialversicherungspflichtigen als auch die geringfügig entlohnten 
Beschäftigten berücksichtigt, dann zeigt sich, dass knapp die Hälfte aller 
Beschäftigten (44.859 von 93.603) der Berufsgruppe der Zustellung und 
Lagerwirtschaft angehört (47,9 %). Allerdings ist der Anteil der Beschäf-
tigten dieser Berufsgruppe, die im sogenannten Mini-Job angestellt sind, 
mit 87,6 Prozent sehr hoch. Der Männeranteil überwiegt in dieser Be-
rufsgruppe mit 51,9 Prozent leicht. Unter den 5.548 sozialversiche-
rungspflichtig Zusteller und Lagerarbeiter arbeiten 12 Prozent in Vollzeit. 

 
Tabelle 5: Zehn häufigste Berufe in der Zeitungsbranche, 2018 
 
Berufsgruppe Zahl aller 

Beschäftig-
ten 

Anteil der 
soz.vers.pfl. 
Beschäftig-

ten in % 

Anteil der 
weiblichen 
Beschäftig-

ten in % 

Anteil der 
Vollzeitbe-
schäftigten 

in % 
Zustellung 44.859 12,4 44,9 18,0 
Redaktion und Jour-
nalismus 

13.649 96,2 41,1 83,3 

Verlags- und Medi-
enwirtschaft 

7.227 96,0 63,8 77,1 

Büro und Sekretariat 5.932 79,5 81,1 57,5 
Drucktechnik 4.156 84,9 20,0 79,2 
Unternehmensorga-
nisation 

4.080 94,7 66,0 70,4 

Technische Medien-
gestaltung 

3.039 94,1 52,4 75,1 

Einkauf und Vertrieb 1.516 84,0 54,7 76,6 
Werbung und Mar-
keting 

1.475 90,6 62,5 73,4 

Rechnungswe-
sen/Controlling 

1.060 95,1 71,7 70,0 

Insgesamt 93.603 52,7 48,1 70,1 
 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2019), eigene Berechnungen 

 
Berücksichtigt man nur die 49.344 sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten, stellen die Redakteure und Journalisten mit 13.126 Personen die 
größte Berufsgruppe, der mehr als jeder vierte Beschäftigte (26,6 %) 
angehört. Der Frauenanteil in dieser Berufsgruppe beträgt 40,4 Prozent. 
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Mehr als vier Fünftel der Redakteure und Journalisten (83,3 %) ist in 
Vollzeit tätig. Von den insgesamt 13.649 beschäftigten Redakteuren und 
Journalisten sind 96,2 Prozent sozialversicherungspflichtig beschäftigt. 
Der Berufsgruppe Verlags- und Medienwirtschaft gehörten im Jahr 2018 
insgesamt 7.227 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an. Der Frauen-
anteil lag bei knapp zwei Drittel (63,8 %). Der Anteil der geringfügig ent-
lohnten Beschäftigten lag bei 4 Prozent. Von den sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten sind drei Viertel in Vollzeit beschäftigt (77,1 %). 
Zur Berufsgruppe Büro und Sekretariat zählten 5.932  Personen, von 
denen 4.811 Frauen waren (81,1 %). Der Anteil der geringfügig Beschäf-
tigten lag in dieser Berufsgruppe bei 20,5 Prozent. Die Teilzeitquote un-
ter den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten betrug 42,5 Pro-
zent. 

Auf den weiteren Rängen folgen die Berufsgruppen Drucktechnik mit 
einem Anteil von 4,4 Prozent aller Beschäftigten, Unternehmensorgani-
sation und -strategie (4,4 %), technische Mediengestaltung (3,2 %), 
Werbung und Marketing (1,6 %), Einkauf und Vertrieb (1,6 %) sowie 
Rechnungswesen/Controlling (1,1 %). 
 
 
4.3 Arbeitsbedingungen 
 
Die Arbeitsbedingungen mit besonderem Blick auf das Entgelt der Be-
schäftigten stehen im Fokus des folgenden Abschnitts. Als Datengrund-
lage dienen einerseits die Beschäftigtenbefragung sowie die Beschäftig-
tenstatistik der Bundesagentur für Arbeit. 
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Abbildung 13: Veränderung der Arbeitsbedingungen im Zuge des 
digitalen Wandels 
 

 
Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Haben sich die Arbeitsbedingungen im Zuge des digita-
len Wandels verändert?“; n=260 

 
In der Beschäftigtenbefragung wurde allgemein nach der Veränderung 
der Arbeitsbedingungen im Zuge des digitalen Wandels gefragt. Ledig-
lich zwei der 258 Befragten (0,8 %) gaben an, dass sich die Arbeitsbe-
dingungen deutlich zum Vorteil der Beschäftigten verändert haben. 
8,9 Prozent teilten mit, dass sie sich eher zum Vorteil der Beschäftigten 
entwickelt haben. Ohne Wertung blieb ein Fünftel der Befragten 
(20,5 %), die keine Veränderung konstatierten. Nahezu die Hälfte der 
Beschäftigten (45 %) nahm einen negativen Wandel wahr und teilte mit, 
dass sich die Arbeitsbedingungen eher zum Nachteil der Beschäftigten 
veränderten. Von einer deutlich negativen Veränderung der Arbeitsbe-
dingungen für die Beschäftigten berichteten 45 der 258 Befragten 
(17,4 %). 

Im weiteren Verlauf wurde nach den jeweiligen Arbeitsbedingungen 
gefragt, die sich eher bzw. deutlich zum Vorteil sowie zum Nachteil ent-
wickelten. Ein Viertel der Befragungsteilnehmer befand, dass sich die 
Ausstattung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eher bzw. deutlich zum 
Vorteil (23,1 %; 1,6 %) entwickelt haben. Zugleich gab ein Viertel an, 
dass diese sich eher (15,1 %) bzw. deutlich zum Nachteil (9,2 %) verän-
dert hat. Mit Blick auf die Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnah-
men äußerte ein Fünftel (20,8 %) eine vorteilige, ein Drittel (32 %) je-
doch eine nachteilige Entwicklung. 13,2 Prozent gaben an, dass sich der 
Abwechslungsreichtum der Arbeitsaufgaben positiv entwickelt hat. Dem 



DAUM/HOPPE: BRANCHENANALYSE ZEITUNGSVERLAGE | 57 

gegenüber stehen allerdings Antworten von über einem Drittel (37,6 %), 
die eine nachteilige Veränderung des Abwechslungsreichtums festge-
stellt hat. 

 
Abbildung 14: Positive Veränderung der Arbeitsbedingungen 
 

 
Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „In welcher Weise haben sich die nachfolgend genannten 
Arbeitsbedingungen in den vergangenen fünf Jahren entwickelt?“; 
n=244–254 

 
Insgesamt überwiegen jene Angaben der Befragungsteilnehmer, die für 
eine nachteilige Entwicklung der Arbeitsbedingungen sprechen. So ha-
ben sieben von zehn Befragten (73,6 %) mitgeteilt, dass sich der Ter-
min- und Zeitdruck nachteilig für die Beschäftigten entwickelt hat, er also 
angestiegen ist. Dieser Befund steht im Einklang mit den Ergebnissen 
der jüngsten Betriebsrätebefragung der Hans-Böckler-Stiftung, die die 
Arbeitsintensivierung bzw. -verdichtung als eine hochrelevante Heraus-
forderung für die betrieblichen Interessenvertretungen ansieht (vgl. Ah-
lers/Serife 2019). Für 55,8 Prozent der Befragungsteilnehmer ist die 
Entwicklung des Entgelts, genauer gesagt, die Höhe des Entgelts, eben-
falls negativ. Auch die psychischen Belastungen sind offensichtlich ge-
stiegen, mehr als die Hälfte (55,7 %) berichtet von einer nachteiligen 
Entwicklung. Weiterhin konstatieren über 50 Prozent der Befragungsteil-
nehmer eine Abnahme der Arbeitsplatzsicherheit (54,8 %), eine Zunah-
me der Arbeitszeit (52,7 %), mehr physische Belastungen (52,4 %) so-
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wie eine Zunahme der Arbeitszeitflexibilität (50 %). Die Mobilität von Ar-
beit hat sich nach Ansicht von knapp der Hälfte (47 %) der Befragten 
ebenfalls zum Nachteil der Beschäftigten entwickelt. Zum gleichen Er-
gebnis kamen 42 Prozent bei der Entwicklung betrieblicher Sozialleis-
tungen und 39,3 Prozent bei (unbezahlter) Mehrarbeit. 
 
Abbildung 15: Negativ Veränderungen der Arbeitsbedingungen 
 

 
Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „In welcher Weise haben sich die nachfolgend genannten 
Arbeitsbedingungen in den vergangenen fünf Jahren entwickelt?“; 
n=244–254 

 
Das Thema Arbeitszeit besitzt in der Branche der Zeitungsverlage auf-
grund der Charakteristika der Arbeitstätigkeiten der Beschäftigten – ins-
besondere der Redakteure und Journalisten – eine herausgehobene 
Bedeutung (siehe auch Kapitel 5.5.4). In den Unternehmen existierten 
zumeist unterschiedliche Arbeitszeitmodelle, die von festen Arbeitszei-
ten bis zur weitgehend unregulierten Vertrauensarbeitszeit reichen. In 
den vergangenen Jahren haben sich vermehrt die betrieblichen Interes-
senvertretungen mit der Thematik befasst, vor allem die Erfassung der 
Arbeitszeit hat in vielen Betrieben zum Abschluss von Betriebsvereinba-
rungen geführt. In den Betrieben, in denen Betriebsvereinbarungen ab-
geschlossen wurden, berichteten die Akteure zunächst über Widerstän-
de seitens der Berufsgruppe der Journalisten und Redakteure. Von de-
ren Seite war es nicht vorstellbar, dass Journalistinnen und Journalisten 
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als „freie Denker“ in ein fixes Arbeitszeitkorsett passen. Die Aussage der 
interviewten Expertinnen und Experten deuten jedoch darauf hin, dass 
das journalistische Personal überwiegend positive Erfahrungen gemacht 
und erstmals konkrete Informationen über Mehrarbeit und Überstunden 
hätte. Viele dieser Betriebsvereinbarungen mussten allerdings lange 
Zeit, teilweise über Jahre erstritten werden, wie gerade die Beispiele der 
Bremer Tageszeitungen AG oder der Braunschweiger Zeitung zeigen. 
Durch die Digitalisierung erhält auch die Thematik der Schichtarbeit eine 
neue Bedeutung. Die Ausdehnung von Arbeitsschichten bzw. die Orga-
nisation der Arbeiten in Schichten war bislang überwiegend ein Thema 
in Zeitungsdruckereien. Durch das Ziel vieler Zeitungsverlage, die Inter-
netpräsenzen und Social-Media-Kanäle auch zu ansonsten unüblichen 
Arbeitszeiten zu betreuen und mit Inhalten zu füllen, führt in immer mehr 
Unternehmen dazu, dass Schichtarbeit auch im Bereich der Redakteure 
und Journalisten eingeführt wird. 

 
Das Arbeitsentgelt – eine der zentralen Bedingungen der Arbeit 
Eine der zentralen Arbeitsbedingungen neben der Arbeitszeit ist das 
Entgelt. Nach den Einschätzungen von gut der Hälfte der Teilnehmen-
den bei der Beschäftigtenbefragung (55,8 %) hat sich die Höhe des Ent-
gelts eher zum Nachteil bzw. deutlich zum Nachteil der Beschäftigten 
entwickelt. Um hierauf näher eingehen zu können, wurde eine Sonder-
auswertung auf Grundlage der Entgeltstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit für die beiden Wirtschaftsgruppen der Zeitungsbranche vorge-
nommen. Berücksichtigt wurden die Entgeltdaten der sozialversiche-
rungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten für die Jahre 2010 bis 2017. 

Zunächst zeigen sich zwischen den Wirtschaftsgruppen Zeitungsver-
lage und Zeitungsdruckereien Unterschiede, die u. a. auf die unter-
schiedlichen Tätigkeiten und Anforderungsniveaus zurückzuführen sind. 
In den Zeitungsverlagen betrug das Median-Bruttoentgelt 4.059 Euro 
zum 31.12.2017. In den Zeitungsdruckereien lag das Median-Bruttoent-
gelt bei 3.781 Euro. In der Gesamtbeschäftigung belief sich das Median-
Bruttoentgelt für sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte auf 
3.209 Euro. Allerdings ist der Unterschied zwischen der Zeitungsbran-
che und der Gesamtbeschäftigung sukzessive kleiner geworden, was 
auf die deutlich bessere Entgeltentwicklung in der Gesamtbeschäftigung 
und den verhaltenen Gehaltszuwächsen in der Zeitungsbranche zurück-
zuführen ist. Zwischen den Jahren 2010 und 2017 stieg das Median-
Bruttoentgelt in den Zeitungsverlagen um insgesamt 232 Euro und damit 
6,1 Prozent, was einem jahresdurchschnittlichen Anstieg von 0,8 Pro-
zent entspricht. In den Zeitungsdruckereien lag die Steigerung zwischen 
2010 und 2017 bei lediglich 128 Euro (3,5 %) mit einer jahresdurch-
schnittlichen Steigerung von 0,5 Prozent. Dagegen stieg das Median-
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Bruttoentgelt in der Gesamtbeschäftigung zwischen den Jahren 2012 
und 2017 um 325 Euro von 2.884 Euro auf 3.209 Euro. Der Anstieg be-
trug in dem kleineren Zeitraum bereits 11,3 Prozent und jahresdurch-
schnittlich 2,3 Prozent. 

 
Abbildung 16: Entwicklung des Medianentgelts in der Zeitungsbranche 
getrennt nach Wirtschaftsgruppe, 2010–2017 
 

 
 

Quelle: Sonderauswertung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
(2018), eigene Darstellung 

 
Im nächsten Auswertungsschritt haben wir das monatliche Median-
Bruttoentgelt nach Anforderungsniveau betrachtet, auch wieder differen-
ziert nach den zwei Wirtschaftsgruppen der Zeitungsbranche.22 Für die 
Gruppe der Helfer lag das Median-Bruttoentgelt in der Wirtschaftsgruppe 
Zeitungsverlage im Jahr 2014 bei 3.097 Euro.23 Im Bereich der Zei-
tungsdruckerei belief sich das Median-Bruttoentgelt im Jahr 2014 auf 
3.430 Euro und im Jahr 2017 auf 3.238 Euro. Rein rechnerisch beliefe 

                                                 
22 Bei der Auswertung des Median-Bruttoentgelts nach den Anforderungsniveaus ist 

darauf hinzuweisen, dass mit Blick auf die Gruppe der Experten keine Informationen 
vorhanden sind, da die monatlichen Median-Bruttoentgelte dieser Gruppe oberhalb 
der jeweils geltenden Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversi-
cherung (Ost) liegen. 

23 Aufgrund der geringen Zahl der Beschäftigten, die dem Anforderungsniveau „Helfer“ 
in den Jahren 2015 bis 2017 zugeordnet wurden, weist die Sonderauswertung keine 
Werte aus. Aus diesem Grund haben wir auf das Entgelt aus dem Jahr 2014 zurück-
gegriffen. 
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sich damit der Stundenlohn im Bereich der Helfertätigkeiten auf 
17,87 Euro in den Zeitungsverlagen (für das Jahr 2014) und 18,91 Euro 
in den Zeitungsdruckereien.24 Für die Beschäftigten, die dem Anforde-
rungsniveau Fachkraft zugeordnet wurden, betrug das Median-Brutto-
entgelt in den Zeitungsverlagen zuletzt 3.511 Euro und in den Zeitungs-
druckereien 3.643 Euro. Im Vergleich zur Gesamtbeschäftigung lag das 
Entgelt in dieser Beschäftigtengruppe um 546 Euro bzw. 678 Euro hö-
her. Beschäftigte der Anforderungsgruppe Spezialisten verdienten im 
Jahr 2017 ein Medien-Bruttoentgelt in Höhe von 4.705 Euro (Zeitungs-
verlage) bzw. 4.697 Euro (Zeitungsdruckereien). Der Stundenlohn be-
trug somit umgerechnet 27,15 Euro bzw. 27,10 Euro. 

Aus den statistischen Werten bis 2017 ist eine in der jüngeren Zeit 
spezifische Entwicklung nicht herauszulesen, die mit der Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns einhergeht. Zwar wurde der flächendeckende 
Mindestlohn zum 1. Januar 2015 in Deutschland eingeführt, jedoch galt 
für die Berufsgruppe der Zeitungszustellung bis zum 31. Dezember 2017 
eine Übergangsregelung, die diesen keinen Mindestlohn gewährte. Seit 
dem 1. Januar 2018 gilt nun der gesetzliche Mindestlohn auch für diese 
Berufsgruppe. Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger gab in 
seinem Branchenbericht an, dass die Anwendung des gesetzlichen Min-
destlohns zu Mehraufwendungen von rund 400 Millionen Euro führt. 
Dies wiederum kann als ein Hinweis gewertet werden, dass die Zei-
tungszustellerinnen und -zusteller bislang deutlich schlechter entlohnt 
wurden als es der gesetzliche Mindestlohn vorschrieb. 

In den Experteninterviews sowie in den Workshops mit Arbeitneh-
mervertretenden wurde deutlich, dass das Entgelt als Gegenstand von 
tarif- und betriebspolitischer Relevanz zunehmend an Bedeutung ge-
winnt. Zwar besagt die präsentierte Statistik, dass die in der Zeitungs-
branche bestehenden mittleren Entgelte im Vergleich zur Gesamtbe-
schäftigung hoch sind, jedoch hat eine generelle Entgeltungleichheit im 
Zuge der betrieblichen Restrukturierungsprozesse starke Verbreitung 
gefunden. Die Konfliktlinien bei der Entgeltungleichheit sind die Be-
triebszugehörigkeit und die betriebliche Herkunft, die wiederum dazu 
führen, ob ein Tarifvertrag zur Geltung kommt oder nicht. Insbesondere 
junge bzw. neu eingestellte Beschäftigte werden in ausgegründete 
Tochtergesellschaften eingestellt – insbesondere im Online- bzw. Digi-
talbereich, in denen kein Tarifvertrag besteht. Dies bringt ein deutliches 
Gefälle im Bereich Arbeitsbedingungen und Entgelt v. a. zwischen Print 
und Digital und damit zugleich zwischen älteren und jüngeren Beschäf-
tigten mit sich. Die zunehmende Ausgliederung von Unternehmensbe-

                                                 
24 Der Rechenoperation zur Berechnung des jeweiligen Stundenlohns lag die durch-

schnittliche monatliche Arbeitszeit von 173,33 Stunden zugrunde. 
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standteilen und der damit verbundenen Umgehung der Tarifbindung wird 
auch als Zergliederitis oder Filetierung bezeichnet (Experteninterview). 
Darüber hinaus resultiert eine Entgeltungleichheit durch die betrieblichen 
Restrukturierungsprozesse, die zum Ergebnis hatten, dass Beschäftigte 
mit unterschiedlichen Entgelt- und Arbeitsbedingungen aus einst ver-
schiedenen Unternehmen in ein gemeinsames, meist tarifloses Unter-
nehmen integriert wurden und fortan die gleiche Arbeitstätigkeit verrich-
ten, jedoch aufgrund der betrieblichen Herkunft zu unterschiedlichen 
Bedingungen tätig sind. Innerhalb der Unternehmen sind die bestehen-
den Unterschiede beim Entgelt zwar bekannt, werden aber von den Be-
schäftigten zumeist wenig diskutiert. In einigen Fällen sind die genauen 
Entgeltunterschiede nicht bekannt, was wiederum in den Betrieben zu 
einem Klima der Unzufriedenheit führt. 
 
 
4.4 Sonderfokus „Solo-Selbständige“/ 
Freiberufler 

 
Eine Sonderstellung unter den Beschäftigten der Zeitungsverlage neh-
men die sog. „Solo-Selbständigen“ ein. Zu dieser Beschäftigtengruppe 
gehören die „Pauschalisten“, die gegen ein monatliches Pauschalhono-
rar regelmäßig in bestimmtem Umfang journalistische Dienstleistungen 
liefern, sowie die freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die als Werk-
vertragsnehmer journalistisch tätig sind. Als Freiberufler sind Solo-
Selbständige nur locker an die Zeitungsverlage gebunden, da sie über 
keinen Arbeitnehmerstatus verfügen und somit nicht unter den Gel-
tungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes fallen. Die Zuständigkeit 
der betrieblichen Interessenvertretungen ist bei freien Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern eingeschränkt, da für diese Beschäftigtengruppe keine 
Mitbestimmungsrechte geltend gemacht werden können. Jedoch können 
Betriebsräte ihre Informationsrechte über die Beschäftigung freier Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter nach § 80 Abs. 2 BetrVG gegenüber dem 
Arbeitgeber geltend machen.25 Freiberuflich tätige Journalistinnen und 
Journalisten bilden einen bedeutsamen Teil der Mitglieder der Deut-
schen Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di. Nach An-
gaben der dju sind etwa zwei Drittel der in ver.di organisierten Journalis-
tinnen und Journalisten freiberuflich tätig. Im Bereich der Tageszeitun-
gen ist die Auftragsvergabe an Freiberufler auf den redaktionellen Be-

                                                 
25 Über die Hintergründe der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung vgl. 

www.haufe.de/personal/haufe-personal-office-platin/bag-beschluss-vom-15121998-
1-abr-998-veroeffentlicht-am-15121998_idesk_PI42323_HI436275.html. 
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reich begrenzt, zumeist sind die freiberuflichen Journalistinnen und 
Journalisten als Pauschalisten aktiv. 

Der im Rahmen des Projekts durchgeführten Beschäftigtenbefragung 
zufolge gaben 35 Prozent der Befragten an, dass es im eigenen Verlag 
Pauschalisten gebe, von freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im ei-
genen Betrieb berichten 67,7 Prozent, von Volontären 62,7 Prozent 
(siehe Abbildung 17). Die Anzahl der freiberuflich tätigen Beschäftigten 
ist jedoch nur schwer zu ermitteln, eine exakte statistische Erfassung ist 
leider nicht verfügbar. 

 
Abbildung 17: Beschäftigungsformen im Betrieb 
 

 
 

Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Welche Beschäftigungsformen finden sich in Ihrem Be-
trieb?“; n=260 

 
Die prekären Arbeitsbedingungen der freien Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von Tageszeitungen und Zeitschriften gehören zu den zentralen 
Arbeitsschwerpunkten des Bundesfachbereichs. Zum einen sei die Job-
situation Solo-Selbständiger gekennzeichnet durch ein geringes Maß an 
materieller Sicherheit, da die Honorare vielen nur ein niedriges Einkom-
mensniveau ermöglichen. Zum anderen gehen freiberufliche und Pau-
schalistentätigkeiten mit einer stark ausgeprägten Jobunsicherheit ein-
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her, die darin begründet liegt, dass die Aufträge seitens vieler Verlage 
jederzeit ausbleiben und dadurch die Existenzen der Solo-Selbständigen 
gefährdet werden können. Aus Perspektive der dju wird seitens der Ver-
lage ein Honorardumping, das nicht selten ausbeutenden Charakter ha-
be, betrieben. Aus der Arbeitgeberperspektive gilt die Beschäftigung von 
Solo-Selbständigen als Möglichkeit, einerseits einen Personalpuffer bei 
schwankenden Auftragslagen einzubauen und andererseits Personal-
kosten einsparen zu können, da für diese Gruppe keine Sozialversiche-
rungsbeiträge zu entrichten sind. Zwar traten zum 1. Februar 2010 ge-
meinsame Vergütungsregeln für freie hauptberufliche Journalistinnen 
und Journalisten an Tageszeitungen in Kraft (ver.di 2010), in denen eine 
Verständigung darauf, welche Höhe ein „angemessenes Honorar“ (Ex-
pertin Gewerkschaft) mindestens aufweisen soll, zum Ausdruck kommt. 
Diese Vergütungsregeln sind aber seit Inkrafttreten nicht erhöht worden 
und bedeuten damit de facto Einkommensverluste bei den freiberuflich 
tätigen Journalistinnen und Journalisten. Hinzu kommt, dass die ge-
meinsamen Vergütungsregelungen im Frühjahr 2017 durch den Bun-
desverband Deutscher Zeitungsverleger e. V. (BDZV) gekündigt worden 
sind, wobei diese Kündigung von ver.di nicht anerkannt wird. 

Als eine zweite Herausforderung Solo-Selbständiger kommt nach 
Darstellung der dju hinzu, dass freie Journalistinnen und Journalisten 
keine homogene Gruppe bilden, die sich durch Solidarität und Zusam-
mengehörigkeit auszeichnet, sondern es bestehe vielmehr eine starke 
Konkurrenz untereinander, die vielfach zu einem Unterbietungswettbe-
werb in Bezug auf die Honorare führe. Die freien Redakteurinnen und 
Redakteure hätten „keine strukturelle Verbindung“ (Expertin Gewerk-
schaft) zueinander. Darin besteht auch eine zentrale Problemstellung für 
gewerkschaftliches Handeln für die Gruppe der freiberuflich Tätigen in 
den Zeitungsverlagen. Dass trotz des beschriebenen Defizits der struk-
turellen Einbindung freier Journalistinnen und Journalisten in betriebliche 
Kontexte erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit möglich ist, zeigt jedoch das 
Beispiel der Eßlinger Zeitung, bei der im Sommer 2018 die Freiberufler 
mit Unterstützung von ver.di eine Erhöhung der Zeilenhonorare von 62 
auf 72 Cent sowie weiterer Pauschalen durchsetzen konnten, indem sie 
sich an den Arbeitskampfmaßnahmen ihrer festangestellten Kolleginnen 
und Kollegen im Rahmen der Tarifrunde an Tageszeitungen beteiligten 
und während dieser Zeit keine Aufträge entgegennahmen (ver.di 2018, 
S. 29). 

Einzelne Erfolge gewerkschaftlicher Aktivitäten für Solo-Selbständige 
können jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Arbeitsrealitäten 
eines großen Teils der Freiberufler aufgrund der angeführten Gründe 
der Entgelt- und Jobunsicherheit nach wie vor prekär sind. Daran änder-
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ten sowohl die Überprüfung von Zeitungsverlagen durch Zoll und Sozial-
versicherungsträger (z. B. DuMont Mediengruppe) als auch die Selbst-
anzeigen einiger Verlage (z. B. Axel Springer Verlag) in den Jahren 
2012 und folgende hinsichtlich des Verdachts der Förderung von 
Scheinselbständigkeit nur wenig. Einerseits wurde seitens der Verlage 
dafür gesorgt, dass ehemals selbständig Tätige in reguläre Beschäfti-
gungsverhältnisse überführt wurden (Nehrlich 2016). 

 
„Sie haben ja die Geschichte beim […]-Verlag mal gesehen, wo dann die Sozi-
albehörden vor der Tür standen und erstmal geguckt haben, ob da nicht Sozial-
versicherungsbetrug dahintersteht. […] Und es sind ja momentan alle Verlage 
in der Richtung vorsichtiger geworden. Und bei uns hat das sehr umfangreich 
dazu geführt, dass langjährige Pauschalisten in Festanstellungen übergesiedelt 
sind, was ja auch per se wünschenswert war. Und da hat sich unser Verlag gut 
verhalten“ (Experte Interessenvertretung). 
 
„Vielen Kollegen, die scheinselbständig waren, sind Verträge angeboten wor-
den, die sie auch unterschrieben haben“ (Experte Interessenvertretung). 

 
Andererseits bestehen die prekären Arbeitsrealitäten der Solo-
Selbständigen nach Einschätzung der zuständigen Tarifsekretärin wei-
terhin fort, von einer Lösung des Problems der freiberuflich und als Pau-
schalist tätigen Personen in den Zeitungsverlagen könne keineswegs 
die Rede sein. Deshalb wird der Gruppe der Solo-Selbständigen in der 
gewerkschaftlichen Arbeit hohe Bedeutung beigemessen und die Vertre-
tung ihrer Interessen auch im Rahmen gewerkschaftlicher Schulungs- 
und Beratungsangebote an Betriebsräte vermittelt. Gleichwohl deutet 
sich auf Basis unserer Beschäftigtenbefragung eine Diskrepanz zwi-
schen gewerkschaftlichem Vertretungsanspruch und betrieblicher Praxis 
in den Betriebsratsgremien an. Unsere Ergebnisse weisen darauf hin, 
dass Freie Mitarbeiter als Handlungsfeld von Betriebsräten eine rand-
ständige Bedeutung zu haben scheinen (siehe Kapitel 5.2, Abbil-
dung 20). Dieser Diskrepanz gilt es sowohl gewerkschaftlich als auch 
betriebspolitisch nachzugehen. 
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5. Arbeitsregulierung 
 
5.1 Tarifpolitik 

 
Wenn es um die Beschäftigungsbedingungen der in Zeitungsverlagen 
tätigen Personen geht, bilden zuvorderst die tarifvertraglichen Regelun-
gen die normative Referenz für Arbeitszeiten, Entgelte und sonstige Ar-
beitsbedingungen. Im Zuge des Strukturwandels in der Zeitungsverlags-
landschaft kam es jedoch, wie in Kapitel 3 dargestellt, zu tiefgreifenden 
Umbrüchen infolge ökonomischer, technologischer und medienkulturel-
ler Veränderungen, die auch in der Regulierung von Arbeit deutliche 
Spuren hinterließen. So blieben die Prozesse der Unternehmensreorga-
nisation, die für die vergangenen Jahre prägend für die meisten Ver-
lagshäuser waren, auch für die sozialpartnerschaftlichen Beziehungen 
nicht folgenlos, die teilweise oder vollständige Tarifflucht ist das derzeit 
prägende Thema der überbetrieblichen wie betrieblichen Sozialpartner-
beziehungen. 
 
 
5.1.1 Kollektive Interessenvertretung der Arbeitgeber 

 
Als tarifschließende Parteien vertreten arbeitgeberseitig der Bundesver-
band der Deutschen Zeitungsverleger e. V. (BDZV) die Interessen der 
Verlagshäuser und Redaktionen sowie der Bundesverband Druck und 
Medien e. V. (bvdm) die Interessen der Druckereien und Medienunter-
nehmen. Der BDZV listet auf seiner Homepage 256 Mitglieder (in den 
Landesverbänden, die im Spitzenverband zusammengeschlossen sind), 
in deren Namen er die sozialpolitischen Belange vertritt. Dazu gehören 
laut seiner Verbandssatzung auch die tarifpolitischen Angelegenheiten, 
die in einem Sozialausschuss bearbeitet werden. Im BDZV ist neben ei-
ner regulären Vollmitgliedschaft, die eine Verpflichtung zur Durchführung 
der Verbandstarifverträge einschließt, auch die Mitgliedschaft ohne Ta-
rifbindung möglich, bei der die Mitglieder zwar in den Genuss der ver-
bandlichen Serviceleistungen (Informationen über die Branche betref-
fende arbeits- und tarifrechtliche Entwicklungen, Schulungs- und Bera-
tungsangebote, Erfahrungsaustausch) als Motiv der Mitgliedschaft 
kommen (Henneberger 2017), jedoch nicht an den (tarif-)politischen Wil-
lensbildungsprozessen des Verbandes beteiligt sind. Die Frage der Ta-
rifbindung eines Mitgliedunternehmens wird satzungsmäßig nicht im 
BDZV, sondern auf der Ebene seiner Landesverbände geregelt, die ent-
sprechende OT-Mitgliedschaftsformen vorsehen. Der BDZV ist zudem 
kein reiner Arbeitgeberverband, der sich ausschließlich um die tarifpoliti-
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schen Belange der Mitglieder kümmert, sondern er vertritt als „Misch-
verband“ (Behrens 2017, S. 207) auch deren wirtschaftspolitische Inte-
ressen. Idealtypisch werden im deutschen Wirtschaftsmodell die Unter-
nehmerinteressen der Logik einer funktionalen Differenzierung folgend 
von fachlich unterschiedlichen Verbänden vertreten. So werden die pro-
dukt- und dienstleistungsmarktbezogenen Angelegenheiten von Wirt-
schaftsverbänden vertreten, die Arbeitgeberinteressen hingegen davon 
formal getrennt von Arbeitgeberverbänden. Diese Form der Arbeitstei-
lung setzt sich auch auf der Ebene der unternehmerischen Spitzenver-
bände fort. Während der Bundesverband der deutschen Industrie e. V. 
(BDI) sich für die wirtschaftspolitischen Interessen der Unternehmen zu-
ständig zeichnet, repräsentiert die Bundesvereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) dagegen die sozial- und arbeitsmarktpoliti-
schen Interessen, unter denen sozialpartnerschaftliche Themen zentrale 
Bedeutung haben. Im Bereich der Zeitungsverlage wird diese formale 
Trennung zwischen der wirtschaftspolitischen und sozialpartnerschaftli-
chen Interessenbearbeitung jedoch – was keineswegs selten ist – nicht 
umgesetzt, der BDZV vereinigt beide Funktionen in einem Verband. 

Der BDZV unterhält für die Redaktionen sowie Journalistinnen und 
Journalisten sozialpartnerschaftliche Beziehungen mit der Deutschen 
Journalistinnen- und Journalisten-Union dju in ver.di sowie dem Deut-
schen Journalisten Verband DJV (s. u.). Grundsätzlich werden die Tarif-
verträge für die Tageszeitungsredaktionen, von Ausnahmen abgesehen, 
immer für die Mitglieder beider Gewerkschaften abgeschlossen. In der 
letzten Tarifrunde 2018 wurde jedoch lediglich mit dem DJV ein Ver-
handlungsergebnis erzielt, dem ver.di nicht zugestimmt hat, da die ver-
einbarte Tarifsteigerung unterhalb der Jahresinflationsrate und damit der 
allgemeinen Preisentwicklung lag und insbesondere für das Jahr 2020 
keine tabellenwirksamen Erhöhungen mehr vorsieht. Das Tarifergebnis 
würde somit weitere Reallohnverluste für die bei Tageszeitungen be-
schäftigten Redakteurinnen und Redakteure bedeuten. Der Tarifab-
schluss vom 01. Juli 2018 gilt demnach nur für die Mitglieder des DJV, 
nicht jedoch für die in der dju organisierten Mitglieder von ver.di. Dies 
hat zur Folge, dass die im DJV organisierten Beschäftigten aktuell in der 
Friedenspflicht sind, nicht jedoch die ver.di-Mitglieder. Somit befindet 
sich die dju in ver.di aktuell mit dem BDZV weiterhin „in einer offenen 
Tarifauseinandersetzung“ (dju 2018, S. 2) hinsichtlich des gesetzten 
Ziels einer deutlich über dem Inflationsausgleich liegenden Reallohn-
steigerung, die „notfalls bis zu einer zufriedenstellenden Einigung“ (ebd.) 
auch Streikaktivitäten beinhalten könne. 

Im Bereich der Zeitungsverlage ist zudem der Bundesverband Druck 
und Medien e. V. (bvdm) für die Interessenvertretung der Druckereien 
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und Medienunternehmen zuständig. Ähnlich wie beim BDZV handelt es 
sich beim bvdm ebenfalls um einen Mischverband, der nach Eigenaus-
kunft als Spitzenverband der deutschen Druckindustrie als „Arbeitgeber-
verband, politischer Wirtschaftsverband und technischer Fachverband 
[…] die Positionen der Druckindustrie gegenüber Politik, Verwaltung, 
Gewerkschaften und Zulieferern“ (bvdm o. J.b) vertritt. In ihm sind acht 
regionale Verbände Mitglied, die wiederum als Interessenorganisation 
der Druckereien und Medienunternehmen agieren. Die tarifpolitische 
Zuständigkeit liegt auch beim bvdm in einem Sozialpolitischen Aus-
schuss (SPA), in den Vertreterinnen und Vertreter aller Betriebsgrößen 
und -arten entsandt werden, sodass eine gleichgewichtete Interessen-
wahrnehmung gewährleistet werden kann. Die Gestaltung der Tarifpoli-
tik ist die Hauptaufgabe des SPA. „Dazu gehören u. a. die Erarbeitung 
und das Aufstellen der arbeitgeberseitigen Ziele im Rahmen von Tarif-
verhandlungen, die Kündigung von Tarifverträgen sowie die Formulie-
rung von Forderungen gegenüber der Gewerkschaft“ (bvdm o. J.a). 

Die Sozialpartnerschaft zwischen dem bvdm und ver.di, für die im 
konkreten Fall die Bezeichnung „Konfliktpartnerschaft“ (Müller-Jentsch 
2016) zutreffender erscheint, ist aktuell belastet, nachdem einerseits der 
bvdm den Manteltarifvertrag mit Wirkung zum 30. September 2018 ge-
kündigt und ver.di daraufhin die Fortsetzung der Verhandlungen abge-
brochen hat mit dem zwischenzeitlichen Versuch, auf landesbezirklicher 
Ebene auf den Erhalt des Manteltarifs bei den Druckereien hinzuwirken. 
Dem arbeitgeberseitigen Bestreben, für Neueinstellungen Beschäfti-
gungsbedingungen zu vereinbaren, die unter dem Niveau des bis dato 
geltenden Manteltarifvertrags liegen, setzt ver.di die Forderung nach 
dem Erhalt des Manteltarifs entgegen mit der Intention, nicht nur den 
Bestandsschutz der aktuell Beschäftigten, sondern auch für die neu hin-
zukommenden zu gewährleisten. Im April 2019 wurden die Verhandlun-
gen zwischen dem bvdm und ver.di um ein neues Lohnabkommen so-
wie eine Reform des Manteltarifvertrags für die gewerblichen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in der Druckindustrie (bvdm 2019) fort-
gesetzt und konnten schließlich am 03. Mai 2019 zum Abschluss ge-
bracht werden. Das Tarifergebnis beinhaltet unter anderem die Wie-
derinkraftsetzung des kompletten Manteltarifs einschließlich seiner An-
hänge für alle Beschäftigten bei einer Laufzeit von zwei Jahren, auf des-
sen Grundlage in den folgenden Monaten ergebnisoffene Gespräche 
zwischen ver.di und den Arbeitgebern der Druckindustrie geführt werden 
sollen (u. a. über das von ver.di eingebrachte Thema der Allgemeinver-
bindlichkeit), wodurch bei Nichteinigung die Nachwirkung des Mantelta-
rifvertrags ab dem 01. Mai 2021 gesichert ist. Darüber hinaus wurden 
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stufenweise Erhöhungen der Tabellenentgelte und Ausbildungsvergü-
tungen vereinbart (ver.di 2019a). 

Nach unseren Eindrücken ist aktuell die zurückgehende Tarifbindung 
in der Zeitungsbranche eine der zentralen Problemstellungen in den Be-
ziehungen zwischen den Tarifparteien. Arbeitgeberseitig werden für den 
Bereich der Druckereien zum einen das als zu hoch empfundene Tarif-
niveau und zum anderen ein zu geringes Flexibilitätspotenzial in Bezug 
auf betriebliche Ausgestaltungsmöglichkeiten und daraus resultierend 
die Forderung nach tariflichen Öffnungsklauseln ins Spiel gebracht. Im 
aktuellen Jahresbericht des bvdm führt der Verbandspräsident, Wolf-
gang Poppen, dazu Folgendes aus: 
 
„Fakt ist, dass bereits eine deutliche Erosion des Flächentarifvertrages stattge-
funden hat. Diese Entwicklung wollen die Arbeitgeber stoppen. Ein moderner 
Tarifvertrag muss den Betrieben Luft zum Atmen lassen und ihnen die Möglich-
keit geben, betriebsspezifische Angelegenheiten selbst zu regeln. Zu starre Ta-
rifregelungen und ein unrealistisch hohes Tarifniveau führen dazu, dass Betrie-
be der Tarifbindung den Rücken kehren“ (bvdm 2018, S. 5). 

 
Verbandsflucht sei demnach kein Thema, das von den Arbeitgebern 
maßgeblich vorangetrieben werde, sondern auf mangelnde Rücksicht-
nahme auf betriebliche Problemkonstellationen sowie ein generell als zu 
hoch erachtetes Vergütungsniveau in der Druckindustrie zurückgeführt 
werden müsse. Auch wenn die Absicht, die weitere Tarifflucht der Un-
ternehmen verbandsseitig stoppen zu wollen, zur Stabilisierung des Flä-
chentarifs beitragen dürfte, ist jedoch auch darauf hinzuweisen, dass der 
bvdm bzw. dessen Mitgliederverbände die Mitglieder durch entspre-
chende Satzungsvorschriften dazu einladen, aus einer regulären Mit-
gliedschaft in eine OT-Mitgliedschaft zu wechseln. Damit sind zumindest 
die organisatorischen Rahmenbedingungen geschaffen, die eine Tarif-
flucht der Unternehmen zu ermöglichen. 

Generell steht hinter der Flexibilisierung der Mitgliedschaftsformen 
bei Arbeitgeberverbänden auch das Motiv der Stabilisierung der eigenen 
Organisationsstärke. Mit der Gründung von OT-Verbänden und der Ein-
richtung von OT-Mitgliedschaften sollte, folgt man den Forschungser-
gebnissen über Arbeitgeberverbände, der Anfang bis Mitte der 1990er 
Jahre einsetzenden massenhaften Austrittswelle begegnet werden 
(Schroeder 2007). Für den mit dem Aufkommen flexibler, tariffreier Mit-
gliedschaften einhergehenden Funktionswandel von Arbeitgeberverbän-
den, der durch einen Bedeutungsrückgang der Tariffunktion zugunsten 
einer Stärkung der Dienstleistungs- und Servicefunktion gekennzeichnet 
ist, wurde der Begriff der „Umprogrammierung“ von Arbeitgeberverbän-
den geprägt (Behrens 2011, S. 49). Ein solcher Funktionswandel lässt 
sich auch für die Arbeitgeberverbände der Zeitungsbranche bestätigen, 
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da sowohl beim BDZV als auch beim bvdm flexible, die Tarifbindung 
umgehende Mitgliedschaftsformen möglich sind – und nach unseren 
Studieneindrücken auch rege genutzt werden, wenngleich offizielle Zah-
len zu den Mitgliedern beider Verbände in OT-Mitgliedschaft nicht ver-
fügbar sind. Jedoch wurde von allen der im Forschungsprozess befrag-
ten betrieblichen Expertinnen und Experten bestätigt, dass es entspre-
chende tariffreie Mitgliedschaftskonstellationen sowohl in den Redakti-
onshäusern als auch in den Druckereien gebe. 

 
 

5.1.2 Kollektive Interessenvertretung der 
Beschäftigten 

 
Auf der Arbeitnehmerseite werden die Interessen der Beschäftigten der 
Zeitungsverlage zum einen von der Vereinten Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) vertreten. Innerhalb der Multibranchengewerkschaft (Le-
sch 2016) ist der Bundesfachbereich Medien, Kunst und Industrie für die 
Verlagsbeschäftigten zuständig. Als Teil des Bundesfachbereichs orga-
nisiert die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) die In-
teressen der redaktionell Beschäftigten. Wie in Kapitel 4.1 dargestellt, 
waren einer Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit zufolge in 
Zeitungsverlagen im Jahr 2017 ca. 79.400 Personen sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt, was verglichen mit dem Jahr 2007 (damals 
waren es ca. 105.000 Personen) einem Beschäftigungsrückgang um 
nahezu 25 Prozent entspricht. 
 
Gewerkschaftskonkurrenz in den Redaktionen 
Im Bereich der redaktionellen Beschäftigten ist die Tarifsituation auf der 
Arbeitnehmerseite zudem durch die „Tarifkonkurrenz“ bzw. „Tarifplurali-
tät“ (Dribbusch 2010, S. 7) zwischen der Deutschen Journalistinnen- und 
Journalisten-Union (dju) innerhalb ver.dis und dem Deutschen Journalis-
tenverband (DJV) als berufsständische Gewerkschaft (Schroeder/ 
Kalass/Greef 2011) geprägt. Wenngleich die Begriffe der Tarifkonkur-
renz bzw. -pluralität formaljuristisch Verschiedenes meinen, hat sich in 
ihrer Alltagsverwendung ein Verständnis durchgesetzt, das alle tarifpoli-
tischen Wettbewerbssituationen einschließt.26 In den Zeitungsverlagen 
besteht insofern auf der Arbeitnehmerseite ein Interessenkonflikt zwi-
schen der einem solidarischen Organisationsprinzip folgenden Einheits-

                                                 
26 Tarifkonkurrenz liegt vor, „wenn mehrere Tarifverträge auf ein Arbeitsverhältnis an-

wendbar sind und dasselbe Sachgebiet regeln“ (Dribbusch (2010, S. 7). Von Tarifplu-
ralität wird hingegen gesprochen, „wenn zwar nicht für das einzelne Arbeitsverhältnis 
wohl aber, mit sich überschneidendem Geltungsbereich, innerhalb eines Betriebes 
mehrere Tarifverträge gelten“ (ebd.). 
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gewerkschaft (ver.di) und einer Partikularinteressen dienenden Sparten-
gewerkschaft berufsständischen Ursprungs (DJV). Das Konfliktpotenzial 
resultiert daraus, dass die einer Professionslogik verpflichteten Partiku-
larinteressen nicht immer deckungsgleich sein müssen mit der einer 
branchenübergreifenden, auf Solidarität aufbauenden Interessvertre-
tung. 

Der organisationspolitische Interessenkonflikt zwischen ver.di und 
dem DJV setzt sich auch auf der betrieblichen Ebene fort, wie sich an-
hand der Einschätzungen der von uns befragten Expertinnen und Exper-
ten zeigen lässt. 

 
„Nichtsdestotrotz ist es für uns eine Konkurrenzgewerkschaft und da habe ich 
politisch meine Probleme mit der Spartengewerkschaft, also ich rein persönlich 
jetzt mal mit der Zielsetzung von Spartengewerkschaften. Das ist einfach ein 
Faktum“ (Experte Interessenvertretung). 

 
Jedoch werden die durchaus vorhandenen Interessendivergenzen über-
lagert von einer Ebene der persönlichen Kommunikation in der Betriebs-
ratsarbeit infolge des Austauschs von ver.di- und DJV-Mitgliedern. 
Demnach sei die Qualität der Arbeit im Gremium stark geprägt von den 
jeweils handelnden Personen. Gleichwohl sei die Betriebsratsarbeit von 
einer Dominanz der in ver.di organisierten Gremienmitglieder gekenn-
zeichnet, die vor allem auf den höheren Grad an Professionalisierung 
von ver.di, resultierend aus den im Vergleich um DJV höheren gewerk-
schaftlichen Organisationsressourcen, bestimmt. 
 
„Die Zusammenarbeit […] hängt fast immer von handelnden Akteuren ab und 
dann natürlich auch davon, wie die Ehrenamtlichkeit zusammenarbeitet. […] Al-
so bei uns gibt es immer eine sehr enge Verbundenheit der Redakteure mitei-
nander. Bei uns ist es auch so, die ver.di-Redakteure sind jetzt ver.di-Mitglieder 
bewusst auch politisch, die interessieren sich auch dafür, was im Verlag ist. Das 
heißt aber nicht, dass DJV-Redakteure sich nicht dafür interessieren, sie haben 
nur meistens gar nicht das Know-how, wenn sie im Betriebsrat sind. Das merkt 
man so, das Grundverständnis. […] Wenn gestreikt wird, brauchen sie uns als 
Organisation“ (Experte Interessenvertretung). 
 
Die Äußerungen der befragten Expertinnen und Experten deuten jedoch 
darauf hin, dass bei ver.di ein höheres Maß an verfügbaren Organisati-
onsressourcen und Infrastrukturen vorhanden ist. Deshalb würden die 
im DJV organisierten Betriebsrätinnen und -räte im Rahmen von Tarif-
auseinandersetzungen auf das Organisations- und Mobilisierungspoten-
zial von ver.di zurückgreifen. Als kleine Gewerkschaft sei der DJV auf 
die strukturelle Unterstützung durch ver.di, etwa im Kontext gemeinsa-
mer Tarifbewegungen, angewiesen. 
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5.2 Aktuelle Entwicklungen der 
Arbeitsregulierung 
 
5.2.1 Tarifgebundenheit der Zeitungsverlage 

 
In unserer Beschäftigtenbefragung gaben 57,3 Prozent der Betriebsräte 
an, ihr Verlag sei tarifgebunden, 40,6 Prozent antworten dagegen, dies 
sei nicht der Fall. Weitere 2,1 Prozent machen keine Angabe hinsichtlich 
der Tarifgebundenheit. Vertiefend wurde konkret nach der Art der Ta-
rifbindung gefragt (siehe Abbildung 18). Dabei geben 69,1 Prozent der 
Betriebsräte in tarifgebundenen Unternehmen an, es gelte ein Flächen-
tarifvertrag. 16,4 Prozent antworten, es gebe firmen- oder haustarifliche 
Regelungen, weitere 10,9 Prozent berichten von der tarifvertraglichen 
Nachwirkung im eigenen Unternehmen. Die verbleibenden 3,6 Prozent 
der Betriebsräte tarifgebundener Betriebe machen keine Angabe hin-
sichtlich der Art der Tarifbindung. Welcher Art die Beschäftigungsver-
hältnisse in jenen Zeitungsverlagen reguliert sind, die angeben, tariffrei 
zu sein (40,6 Prozent der Antworten), entzieht sich unserer Kenntnis. 
 
Abbildung 18: Art der Tarifbindung in den Betrieben nach Aussage der 
Beschäftigten, 2018 
 

 
 
Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Um welche Form der Tarifbindung handelt es sich?“; 
n=106 
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Unseren Eindrücken aus den Experteninterviews sowie den Betriebsrä-
teworkshops zu „Handlungs- und Strategiekonzepten“ zufolge besteht 
die Herausforderung für sozialpartnerschaftliches Handeln in Zeitungs-
verlagen derzeit erstens im mangelnden Interesse bzw. fehlender Wert-
schätzung tarifvertraglicher Strukturen seitens der Arbeitgeber. Dies 
zeigt sich insbesondere daran, dass betriebliche Reorganisationspro-
zesse stark korrelieren mit Strategien des Unterlaufens bzw. der Flucht 
aus bestehenden Tarifverträgen aus Kostengründen. Dies zeigt sich an 
personalpolitischen Strategien, die darauf hinauslaufen, Neueinstellun-
gen nur noch in tariffreien Tochtergesellschaften vorzunehmen sowie 
Druck auf Altbeschäftigte aufzubauen, das Unternehmen vorzeitig zu 
verlassen (z. B. über Vorruhestandsregelungen). Zum zweiten haben die 
betrieblichen Reorganisationsprozesse auch zur Folge, dass durch die 
Auslagerung von Betriebsteilen, die hohe gewerkschaftliche Organisati-
onsgrade aufwiesen (dies war z. B. in den Druckereien regelmäßig der 
Fall), die Kampfkraft der Belegschaft deutlich geschwächt wird. Dies hät-
te nach Auskunft der interviewten Betriebsrätinnen und -räte auch „Me-
thode“, mit der arbeitgeberseitig versucht würde, sowohl die gewerk-
schaftliche Durchsetzungsfähigkeit als auch die betriebliche Mitbestim-
mung zu schwächen. 

Generell sei es so, dass es große bereichsspezifische Unterschiede 
hinsichtlich des gewerkschaftlichen Organisationsgrades gibt. Während 
die Beschäftigten der Druckereien vergleichsweise gut organisiert sind 
und Organisationsgrade bis zu 90 Prozent erreichen, sind es in den Ver-
lagshäusern meist weniger als 10 Prozent der Beschäftigten, die ge-
werkschaftlich organisiert sind. So wurden beispielsweise in ausgegrün-
deten Tochtergesellschaften, die schlecht organisiert sowie ohne Ta-
rifbindung sind (z. B. kaufmännische Bereiche), Initiativen seitens der 
Betriebsräte gestartet, mit dem Arbeitgeber hauseigene Vergütungsre-
gelungen zu vereinbaren. Sofern derartige Praktiken ohne gewerkschaft-
liche Beteiligung stattfinden, werden sie wegen des Tarifvorbehalts von 
einigen Befragten als „tarifpolitischer Wildwuchs“ bezeichnet. Ein solcher 
liegt vor, wenn es trotz bestehender Flächentarifregelungen aufgrund 
der teils nur schwer zu durchschauenden unternehmensorganisatori-
schen Veränderungen nicht gelingt, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der ausgegliederten Unternehmensteile entsprechend dieser Tarife zu 
beschäftigen und sich in der Folge intransparente Vergütungsmodelle 
durchsetzen, die ohne gewerkschaftliche Beteiligung zustande kommen. 

Für Betriebsräte sei es zudem ein Problem, dass die älteren, gut or-
ganisierten Jahrgänge sukzessive aus dem Berufsleben ausscheiden – 
sei es infolge des Eintritts des Rentenalters, sei es infolge personalpoli-
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tischer Maßnahmen wie Altersteilzeit – und gleichzeitig der „Nachwuchs“ 
ausbleibt. 

 
 

5.2.2 Tarifflucht der Arbeitgeber 
 

Die aktuelle Tarifsituation in den deutschen Zeitungsverlagen ist geprägt 
von einer deutlichen Erosion der Tarifbindung, die sich vor allem durch 
vielfältige Aktivitäten der Arbeitgeber zur Tarifflucht zeigt. Dies ist beilei-
be kein auf die Zeitungsverlagslandschaft begrenztes Phänomen, Ar-
beitgeberverbände leiden bereits seit den 1990er Jahren unter schwin-
denden Mitgliederzahlen, die mit strukturellen, marktinduzierten Anforde-
rungen (Globalisierung, Liberalisierung von Produkt- und Dienstleis-
tungsmärkten) begründet werden. Als arbeitgeberseitiger Reflex auf 
derartige Herausforderungen wurde das Verlassen der Verbandstarif-
bindung als Kostensenkungsstrategie erkannt. Auf der tariflichen Ebene 
erfolgte als Reaktion der Arbeitgeberverbände die Flexibilisierung der 
Mitgliedschaftsformen und damit einhergehend das Angebot von Mit-
gliedschaften ohne Tarifbindung (OT-Mitgliedschaften) sowie die Grün-
dung von Verbänden ohne Tarifbindung (OT-Verbänden), die sich „als 
eine Antwort der Arbeitgeberverbände auf wachsende Schwächen der 
eigenen Organisation“ (Haipeter 2017; Hoppe 2018, S. 435) deuten las-
sen. 

Zur Umgehung der Tarifbindung nutzen Zeitungsverlage bzw. die 
übergeordneten Mediengruppen unterschiedliche Strategien.27 Es gibt 
erstens Zeitungsverlage, die nicht Mitglied eines Arbeitgeberverbands 
sind, entweder weil sie es nie waren oder weil sie aus dem Verband 
ausgetreten sind und damit nach den gesetzlichen Nachwirkungsfristen, 
nach denen die Rechtsnormen eines Tarifvertrags so lange weitergelten, 
bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt werden (§ 4 Abs. 5 Tarif-
vertragsgesetz TVG), ihre Tarifbindung verlieren. Zweitens wird von Zei-
tungsverlagen berichtet, die sich durch einen Wechsel der Mitglied-
schaftsform innerhalb des Arbeitgeberverbands der Tarifbindung entzie-
hen und die als OT-Mitglieder im BDZV oder im bvdm zwar weiterhin am 
arbeitgeberseitigen Verbandsgeschehen mitwirken, sich jedoch nicht 
mehr auf die Durchführung der Verbandstarifverträge verpflichten. Der 
Wechsel der Mitgliedschaftsform innerhalb des Verbands wird von ei-

                                                 
27 Über die Aktivitäten der Verlage hinsichtlich ihrer Bestrebungen, sich der Tarifgebun-

denheit zu entziehen und Tarifflucht zu begehen, informieren u. a. die Internetauftritte 
der Deutschen Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di (www.dju. 
verdi.de/geld/auf-der-tarif-flucht) sowie des Deutschen Journalistenverbands (DJV) 
(www.djv.de/en/startseite/info/beruf-betrieb/zeitungen-zeitschriften-agenturen/ 
tarifumgehung-der-verlage.html).  

https://dju.verdi.de/geld/auf-der-tarif-flucht
https://dju.verdi.de/geld/auf-der-tarif-flucht
https://www.djv.de/en/startseite/info/beruf-betrieb/zeitungen-zeitschriften-agenturen/tarifumgehung-der-verlage.html
https://www.djv.de/en/startseite/info/beruf-betrieb/zeitungen-zeitschriften-agenturen/tarifumgehung-der-verlage.html
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nem unserer Befragten auch als „intelligente“ Form der Tarifflucht be-
zeichnet. 

 
„Ja, die Tarifflucht machen sie jetzt geschickter als früher. Man tritt nicht mehr 
aus dem BDZV aus, das haben wir nicht gemacht. […] Viele [Arbeitgeber] wol-
len die Vergünstigungen des Arbeitgeberverbands und dieser will die Beiträge 
haben, und da haben sie das [die OT-Mitgliedschaft] eingerichtet“ (Experte Inte-
ressenvertretung). 
 
Drittens führt die Zergliederung der Zeitungsverlage infolge betrieblicher 
Reorganisationsprozesse zur Tarifflucht der Arbeitgeber, indem ausge-
gründete Tochterunternehmen nicht Mitglied eines Arbeitgeberverbands 
werden und folglich nicht an die in der Muttergesellschaft geltenden Ta-
rifverträge gebunden sind. Die Regulierung der Arbeitsbedingungen in 
den ausgegründeten Tochtergesellschaften ist nach unserem Eindruck 
facettenreich und sie erstreckt sich von haustariflichen Regelungen über 
tarifvertragliche Bezugnahme-Klauseln in Betriebsvereinbarungen oder 
in Arbeitsverträgen (dynamische Tarifbindung) bis hin zu „einzelvertrag-
lichem Wildwuchs“, bei dem die Beschäftigungsbedingungen individuell 
zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten ausgehandelt werden – und 
dies selten zum Vorteil der Betroffenen. Der normative Bezugspunkt 
derartiger Regelungen ist jedoch nicht mehr die Branche, sondern das 
einzelne Verlagshaus oder der einzelne Betrieb. 
 
„In der Regel landet man bei betriebsspezifischen Lösungen, im günstigsten 
Fall in Form eines Haustarifvertrags, aber das setzt schon erhebliche Durchset-
zungsmacht voraus. Im weniger günstigen Fall halt in Form einer Betriebsver-
einbarung“ (Experte Interessenvertretung). 

 
Die tarifpolitische Zustandsbeschreibung in den Unternehmen der Zei-
tungsbranche durch die von uns im Rahmen der Branchenanalyse be-
fragten Expertinnen und Experten lässt sich in der Summe wie folgt zu-
sammenfassen: 
• Beobachtet wird eine Zunahme der Prekarisierung von Beschäftigung 

in dem Sinne, dass sich die Regulierung der Beschäftigungsverhält-
nisse immer weniger am Standard des Flächentarifs orientiert. Viel-
mehr wird die Aufgabe der Entgeltgestaltung aufgrund der arbeitge-
berseitigen Tarifflucht in die einzelnen Betriebe transferiert und es 
kommt vermehrt auch wieder zu einzelvertraglichen Vereinbarungen. 
Die Beschäftigung erfolgt dann jedoch „nicht mehr zu den traditionel-
len tariflichen Konditionen“ (Betriebsrat Zeitungsverlag). 

• Die vielzähligen Prozesse der Unternehmensreorganisation, die ei-
nerseits zu einer „funktionalen Zergliederung“, andererseits zu „hori-
zontalen Zusammenschlüssen“ (Betriebsrat Zeitungsverlag) geführt 
haben, verstärken den Prozess der Tarifflucht der Arbeitgeber und 
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schwächen die überbetriebliche wie betriebliche Sozialpartnerschaft 
in den Zeitungsverlagen. 

• Für Betriebsräte gelten deshalb die betrieblichen Restrukturierungs-
prozesse aktuell als das prägendste Thema. Vor allem die Folgen der 
Unternehmensreorganisation setzen die inhaltlichen Akzente in den 
derzeitigen Debatten in den Verlagsgruppen (Beschäftigungssiche-
rung, Arbeitsintensivierung, Entgeltfragen, psychische Belastungen; 
siehe Kapitel 5.5). 

• Als Folge wird weiterhin ein „Generationeneffekt“ im Entgelt dahinge-
hend beobachtet, dass Altbeschäftigte tariflich über entsprechende 
Bestandsschutzregelungen abgesichert sind, Neueinstellungen hin-
gegen zu schlechteren Konditionen über tariffreie Tochtergesellschaf-
ten vorgenommen werden. Dieser Effekt korrespondiert häufig auch 
mit der Verteilung der Beschäftigten auf die Geschäftsbereiche Print 
und Online, die unternehmensorganisatorisch häufig voneinander ge-
trennt sind. Jüngere Beschäftigte sind in den Zeitungsverlagen über-
proportional häufig dem Onlinesegment zugehörig, das nicht selten in 
einer tariffreien Tochtergesellschaft absolviert wird, während die älte-
ren Beschäftigten vorrangig im Geschäftsbereich Print tätig sind, für 
das – sofern das Verlagshaus tarifgebunden ist – die hergebrachten 
Flächentarifregelungen fortgelten. 

• Auch in der Druckindustrie, die traditionell als Bereich mit hohen Ta-
rifverdiensten galt, sind die Tariflöhne zwischenzeitlich auch nicht 
mehr so weit über dem Durchschnitt wie früher. Zwar liegen die Geh-
älter nach wie vor vergleichsweise hoch, dies ist jedoch vorrangig den 
Zulagen und Zuschlägen zu verdanken (etwa für Nacht- und Schicht-
arbeit), die in dieser Branche häufig anfallen. 

• Der gewerkschaftliche Organisationsgrad der Beschäftigten in der 
Zeitungsbranche dürfte perspektivisch weiter abnehmen. „Die Golde-
nen Zeiten der Tarifpolitik sind vorbei“ (Betriebsrat Zeitungsverlag) 
und damit ein Stück weit auch die Durchsetzungsfähigkeit gewerk-
schaftlicher Forderungen und Positionen, sollte es nicht gelingen, 
auch unter den Bedingungen der betrieblichen Reorganisation und 
der Dezentralisierung von Unternehmensteilen die Arbeitnehmerseite 
durch die Mobilisierung entsprechende Mitgliederzahlen und damit 
einhergehender Kampfkraft zu stärken. Aktuell, so die Zustandsbe-
schreibung, sähen viele Beschäftigte keinen Sinn mehr darin, sich in 
einer Welt, in der Tarifverträge immer weniger prägend sind, gewerk-
schaftlich zu engagieren. Hinzu komme, dass heute die Gewerk-
schaftsmitgliedschaft einem rationalen Kalkül unterstellt würde nach 
dem Motto: „Was nützt es mir persönlich?“ Der Solidaritätsgedanke 
bliebe nicht selten hinter einer solchen Kosten-Nutzen-Abwägung zu-
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rück. Unter diesen Rahmenbedingungen werden die Organizing-
Anstrengungen in den Verlagsberufen, die es durchaus gibt („Ja, da 
gibt’s so Aktivitäten, da sind wir gerade dabei, das anzukurbeln, aber 
das ist natürlich alles sehr zäh“ (BR Druckerei), zur großen Heraus-
forderung, die schwierig zu realisieren ist. 

 
 

5.3 Zusammenarbeit zwischen tariflicher und 
betrieblicher Ebene 

 
Die Zusammenarbeit bzw. die Unterstützung der betrieblichen Interes-
senvertretungen vor Ort in den Verlagshäusern sowie den angeglieder-
ten Funktionsbereichen (z. B. Druckereien) wird unterschiedlich einge-
schätzt. Während es auf der einen Seite Betriebsräte gibt, die sich mit 
der Unterstützung durch Hauptamtliche der Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di durchaus zufrieden zeigen („Ja, das ist sehr gut. 
Unser Gewerkschaftssekretär kommt auch mal zu einer Vertrauensleu-
te-Sitzung und zu Betriebsversammlungen, also das funktioniert sehr 
gut“; BR Druckerei), sind auf der anderen Seite auch Stimmen zu ver-
nehmen, die sich eine deutliche Intensivierung des Unterstützungsver-
haltens seitens des zuständigen Bundesfachbereichs wünschen („ver.di 
macht da viel zu wenig“; BR Zeitungsverlag). 

Aus der Perspektive des Bundesfachbereichs gehen mögliche Irritati-
onen bzw. Unzufriedenheiten nicht selten auf unklare oder falsche Er-
wartungshaltungen dahingehend zurück, welche Rolle den hauptamtli-
chen Gewerkschaftssekretärinnen und -sekretären im Prozess der Um-
setzung tariflicher Regelungen sowie organisationspolitischer Strategien 
zukommt bzw. zukommen sollte. Aus der ver.di-Perspektive besteht die 
Funktion hauptamtlicher Gewerkschaftsarbeit vor allem in der Unterstüt-
zung betrieblicher Prozesse und Kampagnen entlang des gesamten 
Prozesses der Initiierung und Herstellung von Durchsetzungsfähigkeit 
sowie ggf. der Unterstützung betrieblicher Tarifpolitik (z. B. im Rahmen 
der Verhandlung eines Haustarifvertrags). Gemäß dem Leitbild der be-
dingungsgebundenen Tarifarbeit (Dilcher 2011) kommt hauptamtlichen 
Funktionsträgerinnen und -trägern die Rolle zu, „Prozessbegleiter“ (und 
nicht „Agitatoren“) zu sein, die das „Gewusst Wie!“ zur Verfügung stellen 
(ebd., S. 13), wofür neben dem erforderlichen Arbeits-, Tarif- und Sozial-
rechtswissen sowie das Vorhandensein von Prozesssteuerungskompe-
tenz ebenso als Voraussetzung gilt wie die Fähigkeit zur Verhandlungs-
führung. Bedingungsgebundene Tarif- und Gewerkschaftsarbeit lässt 
sich als gewerkschaftliche Reaktion auf die eigene Mitgliederkrise ver-
stehen. Zunächst geht es darum, anhand realistischer Darstellungen des 
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gewerkschaftlichen Organisationsgrades die Handlungsmöglichkeiten 
bzw. Erfolgsaussichten (z. B. bei der Verhandlung eines Haustarifver-
trags) zu kommunizieren und Bedingungen zu benennen, die im Betrieb 
gegeben sein müssen, damit gewerkschaftliche Arbeit in den Betrieben 
erfolgreich sein kann. Als zentrale Bedingung für den Abschluss guter 
Tarifverträge gilt „die gewerkschaftliche Handlungsmacht, die sich pri-
mär am Organisationsgrad fest macht“ (ebd.). Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad gilt demnach als Schlüssel für die Durchsetzbarkeit 
gewerkschaftlicher Forderungen im Betrieb, weshalb – entgegen des 
sonst üblichen Vorgehens – die Organisationsschwäche im Betrieb 
durch die Offenlegung der Mitgliederzahlen transparent und zum Aus-
gangspunkt der gewerkschaftlichen Aktivitäten gemacht wird. Konzepti-
onell ist auch die Frage, „welche Forderungen den Beschäftigten tat-
sächlich am wichtigsten sind und wofür ein ausreichender Belegschafts-
anteil bereit ist, in die Auseinandersetzung zu gehen“ (Dribbusch/Birke 
2019, S. 30), Element bedingungsgebundener Tarifarbeit. Die Unterstüt-
zung der Betriebe durch hauptamtliche Gewerkschaftssekretärinnen und 
-sekretäre wird demnach an die Bedingung geknüpft, dass betrieblich 
auf ein vorab definiertes Ziel (z. B. die Erstreitung eines Haustarifver-
trags) hingearbeitet werden soll und die dafür notwendigen Vorausset-
zungen (z. B. die Steigerung der Mitgliederzahlen auf ein für Arbeits-
kampfmaßnahmen hinreichendes Niveau) geschaffen worden sind. Eine 
solche Zieldefinition müsse jedoch auf der betrieblichen oder der Kon-
zernebene erfolgen und könne den einzelnen Betriebsratsgremien nicht 
durch ver.di oktroyiert werden. Wenn diese Bedingungen entsprechend 
erfüllt sind, kann der Bundesfachbereich als „Prozessbegleiter“ (Ta-
rifsekretärin ver.di) unterstützen, indem er z. B. Know-how zur Verfü-
gung stellt und die Verhandlungen eines Haustarifs personell begleitet. 
Das veränderte Rollenverständnis auf hauptamtlicher Seite beinhaltet 
eine Orientierung weg von einer „Funktionärslogik“, bei der die Themen 
Top-down aus der Organisation heraus „gesetzt“ werden, hin zu einer 
stärkeren Ausrichtung gewerkschaftlichen Handelns an den tatsächli-
chen, identitätsstiftenden Bedürfnissen und Ansprüchen der Mitglieder, 
wodurch die Anreizfunktion für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft ge-
stärkt werden soll. Für Betriebsräte resultiert aus der bedingungsgebun-
denen Gewerkschaftsarbeit die Aufgabe, durch innerbetriebliche Öffent-
lichkeitsarbeit (Betriebsversammlungen, Publikationen, Flugblätter etc.) 
auf eine Steigerung der Mitgliederzahlen hinzuwirken, dadurch die Ver-
handlungsmacht der Arbeitnehmerseite in den Betrieben zu erhöhen 
und durch die Identifikation jener Themen, die in der Belegschaft hin-
sichtlich der Arbeitsbedingungen hoch priorisiert sind (z. B. durch Mitar-
beiterbefragungen), die Interessen der Beschäftigten so zu kanalisieren, 
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dass diese sich mit den Zielen der gewerkschaftlichen Aktivitäten identi-
fizieren. Entscheidend ist auch die Vermittlung der Konsequenzen bei 
Nichterfüllung der Bedingungen für gewerkschaftliches Handeln, da 
nach diesem Konzept tarifpolitische Schritte erst dann unternommen 
werden (können), wenn die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Um-
setzung vorhanden sind (z. B. hinreichend großes Mitgliederpotenzial für 
Arbeitskämpfe sowie die Bereitschaft zur Teilnahme im Streikfall). 

In der Praxis stünden Betriebsräte bei dieser Aufgabe jedoch häufig 
vor dem Problem, dass Beschäftigte ein zunehmend rationales Kalkül 
beim Thema der Gewerkschaftsmitgliedschaft entwickelten und sich die 
Frage stellten: „Was nützt mir das?“ Der Aspekt der „Mitmachgewerk-
schaft“ würde in der Debatte nicht selten zu kurz kommen, weshalb die 
Mobilisierungs- und Arbeitskampfbereitschaft – trotz vereinzelt gut orga-
nisierter Beschäftigungsgruppen – leide. Dies würde es der Arbeitgeber-
seite leicht machen, mit tatsächlichen oder vermeintlichen „Angstszena-
rien“ Unsicherheit zu verbreiten und den arbeitnehmerseitigen Wider-
stand gegen Tariffluchtbewegungen und die Durchsetzung von rationali-
sierungsbedingten Kostensenkungsstrategien zu brechen. 

Die Frage, die es aus hauptamtlicher Gewerkschaftsperspektive je-
doch als Reaktion auf die Tarifflucht bei der Verhandlung haustariflicher 
Regelungen mit im Vergleich zum Flächentarif schlechteren Konditionen 
zu beantworten gelte, lautet: „Wollen die Leute das?“ Einzel- oder haus-
tariflichen Lösungen könnten u. U. sogar bessere Ergebnisse hervor-
bringen als der Flächentarif, sofern die nötige Kampfbereitschaft auf der 
betrieblichen Ebene vorhanden ist. Der Fokus müsse schon deshalb auf 
den Betrieben liegen, da nur in diesen die in Tarifbewegungen notwen-
dige Kampfbereitschaft hergestellt werden könne. 

In der im Rahmen des Projekts durchgeführten Beschäftigtenbefra-
gung wurde ebenfalls danach gefragt, wie sich die Zufriedenheit auf der 
betrieblichen Ebene mit der Gewerkschaftszusammenarbeit darstellt 
(siehe Abbildung 19). Dabei zeigt sich, dass vor allem die gewerkschaft-
lichen Schulungs- und Beratungsangebote positiv bewertet werden: 
62,1 Prozent der befragten Betriebsräte sind mit diesen zufrieden, weite-
re 15,8 Prozent sehr zufrieden. Auch die Zusammenarbeit der Betriebs-
räte mit den hauptamtlichen Gewerkschaftsfunktionärinnen und -funktio-
näre wird mehrheitlich positiv beurteilt (33,9 Prozent zufrieden, 
27,4 Prozent sehr zufrieden). Auch die hauptamtliche Unterstützung der 
Betriebsratsgremien in Fragen des Arbeitsrechts wird überwiegend posi-
tiv bewertet: beim gewerkschaftlichen Mitgliederservice gehen die Ein-
schätzungen dagegen auseinander. Hinsichtlich ersterer herrscht zu 
63 Prozent Zufriedenheit vor (44,8 zufrieden; 17,7 % sehr zufrieden), 
beim Mitgliederservice liegt der Anteil der Zufriedenen bei 50 Prozent 
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(41,7 % zufrieden; 8,3 % sehr zufrieden). Ähnlich gespalten präsentiert 
sich das Bild hinsichtlich der gewerkschaftlichen Aktivitäten zur überbe-
trieblichen Vernetzung, bei der sich die positiven wie negativen Bewer-
tungsquoten ebenfalls die Waage halten (39,6 % zufrieden; 10,4 % sehr 
zufrieden). Am negativsten fällt die Betriebsrätebewertung der Durchset-
zung von Tarifforderungen aus. Damit zeigen sich 29,5 Prozent der be-
fragten Interessenvertreterinnen und -vertreter zufrieden und weitere 
12,6 Prozent sehr zufrieden. 

 
Abbildung 19: Zufriedenheit der Betriebsräte mit der 
Gewerkschaftszusammenarbeit, 2018 
 

 
 

Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Wie zufrieden sind Sie mit der Zusammenarbeit mit der 
zuständigen Gewerkschaft in den folgenden Bereichen?“; n=95–96 

 
Aus der Sicht der Befragten lässt sich demnach ein Gestaltungsauftrag 
an die hauptamtlichen gewerkschaftlichen Funktionsbereiche ableiten, 
ihre Anstrengungen im Mitgliederservice und den Aktivitäten zur überbe-
trieblichen Vernetzung zu intensivieren. Dass der Aspekt der Durchset-
zung von Tarifforderungen am schlechtesten bewertet wird, ist ange-
sichts ausgebliebener tarifpolitischer Erfolge und der arbeitgeberseitig 
aus Kostengründen forcierten Tarifflucht wenig überraschend, jedoch 
wird von hauptamtlicher Seite der Ball ein stückweit zurückgespielt an 
die betriebliche Ebene, da es vor allem auch an entsprechenden ge-
werkschaftlichen Organisationsgraden mangelt, welche eine nachdrück-
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liche Durchsetzung gewerkschaftlicher Forderungen auch mit Arbeits-
kampfmaßnahmen leichter möglich machen würden. Aus der ver.di-
Perspektive wird deshalb vor allem eine Erhöhung der Arbeitskampfkraft 
als nötig erachtet, wobei auch und gerade die betriebliche Ebene gefor-
dert sei, mit entsprechenden betriebsöffentlichen Initiativen (Betriebs-
versammlungen, direkte Beschäftigtenansprachen) auf die Steigerung 
der Mitgliederzahlen in den Zeitungsverlagen hinzuwirken. Wie uns in 
den Expertengesprächen mitgeteilt wurde, werden entsprechende Aktivi-
täten mit dem Ziel der Steigerung der gewerkschaftlichen Organisiertheit 
zwar ausgeführt, sie gelten gleichwohl als größte Herausforderung für 
die Gewerkschaft und die Betriebsratsgremien, gerade mit Blick auf „ver-
lagsfernere“ Bereiche, die dennoch Teil der Konzern- bzw. Unterneh-
mensstruktur sind. 

 
„Das ist ja auch unser Vorgehen seit ein paar Jahren, dass wir dort nicht auftre-
ten als irgendwelche Retter der Nation oder verhandeln irgendwelche scheiß 
Tarifverträge. Wir sind ja ganz glücklich, dass wir einen Tarifvertrag haben. Und 
das geht nur durch Organisierung. Deswegen ist der Schlüssel der Frage nicht 
so sehr, welche Tarifverträge brauchen wir da? Sondern die Frage ist: Wie kön-
nen wir uns in kleinen Einheiten so organisieren, dass wir tarifmächtig werden. 
Und das ist ein riesen Problem“ (Experte Interessenvertretung). 

 
 

5.4 Betriebspolitik 
 
5.4.1 Tendenzschutz der Zeitungsverlage 

 
Im Rahmen der Studie wurden auch die betrieblichen Sozialpartnerbe-
ziehungen untersucht. Zum Verständnis des sozialpartnerschaftlichen 
Handelns in Zeitungsverlagen ist zunächst auf die besonderen gesetzli-
chen Rahmenbedingungen hinzuweisen, denen die Verlagsgruppen un-
terliegen. Zeitungsverlage gelten nach § 118 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BetrVG 
als sogenannte Tendenzbetriebe. „Tendenzbetriebe widmen sich unmit-
telbar und überwiegend politischen, koalitionspolitischen, konfessionel-
len, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Bestimmungen“ (Grambow 2015, S. 219). Als Betriebe, die unmittelbar 
und überwiegend Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäuße-
rung gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG dienen, fallen auch die Zeitungs-
verlage unter den Tendenzschutz. Der Tendenzschutz soll Arbeitgeber 
vor der äußeren Einflussnahme auf die Verfolgung der „geistig-ideellen 
Zielsetzung“ (bpb o. J.) schützen. Diese Zielsetzung besteht im Bereich 
der Zeitungsverlage in der „Meinungs- und Pressefreiheit“ (Stracke-Neu-
mann 2010, S. 16). Nach gängiger Rechtsprechung sind nicht Presseun-
ternehmen in Gänze tendenzgeschützt, sondern erfasst sind nur „berich-
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tende und/oder meinungsbildende Tätigkeiten […] bei privaten Rund-
funksendern, Zeitungs- oder Buchverlagen (Grambow 2015, S. 220). 

Für die betriebliche Mitbestimmung resultieren aus dem Tendenz-
schutz einige Besonderheiten dahingehend, dass einzelne Mitbestim-
mungstatbestände ausgeschlossen bzw. eingeschränkt sind. Aus die-
sem Grund erscheint es auch für Arbeitgeber attraktiv, sich das Attribut 
„Tendenzbetrieb“ anzueignen. In erster Linie betreffen die Einschrän-
kungen die Beteiligungsrechte des Betriebsrats in wirtschaftlichen Ange-
legenheiten. Gemäß § 106 Abs. 1 BetrVG ist in Unternehmen mit mehr 
als 100 Beschäftigten ein Wirtschaftsausschuss zu bilden. In Tendenz-
betrieben ist der (Gesamt-)Betriebsrat nicht berechtigt, einen solchen 
einzufordern, sondern er kann lediglich auf freiwilliger Basis gebildet 
werden. In unternehmensorientierten Publikationen wird daher auf die 
„Gefahr einer stillschweigenden Zustimmung zur Bildung eines Wirt-
schaftsausschusses“ hingewiesen und empfohlen, gegenüber dem (Ge-
samt-)Betriebsrat schriftlich klarzustellen, „dass man einer Bildung des 
Wirtschaftsausschusses aufgrund der Tendenzeigenschaft des Unter-
nehmens widerspricht“ (Grambow 2015, S. 220). 

Weiterhin wird der Tendenzschutz der Zeitungsverlage im Falle ge-
planter Betriebsänderungen, wie sie im Zuge der dargestellten unter-
nehmensorganisatorischen Änderungen im Verlagswesen häufig vor-
kommen, relevant. Der Arbeitgeber ist dann nach § 111 Satz 1 BetrVG 
dazu verpflichtet, den Betriebsrat rechtzeitig und umfassend zu unter-
richten und die geplante Betriebsänderung mit ihm zu beraten. Ab einer 
Betriebsgröße von 300 Beschäftigten ist der Betriebsrat berechtigt, un-
terstützend einen Berater hinzuzuziehen (§ 111 Satz 2 BetrVG). Das Be-
triebsverfassungsrecht sieht bei Betriebsänderungen vor, dass ein Inte-
ressenausgleich zur Klärung der Fragen des Ob, des Wann und des Wie 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmervertretung vorzunehmen sowie 
ein Sozialplan zu verhandeln ist. Tendenzbetriebe sind jedoch nach 
gängiger Rechtsprechung lediglich zur Erstellung eines Sozialplans ver-
pflichtet, nicht dagegen zur Herbeiführung eines Interessenausgleichs. 
Folglich bleibt dem Betriebsrat auch die Hinzuziehung eines Beraters 
verwehrt, da dieser lediglich bei der Herbeiführung des Interessenaus-
gleichs, nicht jedoch für die Verhandlung des Sozialplans hinzugezogen 
werden kann (Grambow 2015, S. 221). Dem steht jedoch die Rechts-
norm des § 80 Abs. 3 BetrVG entgegen, die besagt, dass der Betriebsrat 
bei der Durchführung seiner Aufgaben nach näherer Vereinbarung mit 
dem Arbeitgeber Sachverständige hinzuziehen kann, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. Bei der 
Anwendung des § 111 BetrVG bleibt die Norm des § 80 Abs. 3 BetrVG 
unberührt. Dennoch wird die Relevanz dieser betriebsverfassungsrecht-
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lichen Einschränkung für die Zeitungsverlage beispielsweise in folgen-
dem Zitat von Hinrik von Normann, stellvertretender Betriebsratsvorsit-
zender des Bonner Generalanzeiger, deutlich: „So konnten wir bei der 
Schließung des Druckzentrums des Bonner Generalanzeigers, meines 
Arbeitgebers, keinen Interessenausgleich verhandeln, bei dem die Ge-
schäftsführung mit uns über Alternativen zur Schließung hätte reden 
müssen. Nur die Folgen für die Entlassenen konnten wir durch einen 
Sozialplan mildern“ (Normann 2016). Da bei Betriebsänderungen kein 
Interessenausgleich herbeizuführen ist, gilt die in § 111 Satz 1 BetrVG 
verankerte Unterrichtungs- und Beratungspflicht ebenfalls nur dahinge-
hend, dass der Betriebsrat sachdienliche Vorstellungen bezüglich des 
Inhalts des zu vereinbarenden Sozialplans entwickeln und mit dem Ar-
beitgeber beraten kann (Grambow 2015, S. 221). Betriebliche Interes-
senvertretungen haben somit kaum Möglichkeiten, auf die Verhinderung 
von Betriebsänderungen hinzuwirken, da sie vom Arbeitgeber lediglich 
den Sozialplan einfordern können. 

Weitere vom Tendenzschutz betroffene Maßnahmen leiten sich da-
nach ab, ob von einer der Mitbestimmung unterliegenden Maßnahme 
Tendenzträgerinnen bzw. -träger betroffen sind oder es sich um eine 
tendenzbezogene Maßnahme handelt. Als Tendenzträger gelten Be-
schäftigte, „wenn die Bestimmungen und Zwecke des jeweiligen in § 118 
Abs. 1 BetrVG genannten Unternehmens oder Betriebs für ihre Tätigkeit 
inhaltlich prägend sind“ (ebd.). Dazu muss die Möglichkeit der prägen-
den Einflussnahme auf die Tendenzverwirklichung des Unternehmens 
gegeben sein, wozu eine reine Mitwirkung an der Verfolgung des Ten-
denzzwecks nicht ausreicht. Bei Zeitungsverlagen besteht der Tendenz-
zweck wie dargestellt in der Meinungsäußerung und Berichterstattung, 
weshalb als Tendenzträgerinnen und -träger vor allem die Beschäftigten 
der redaktionellen Bereiche (Journalistinnen und Journalisten) in Be-
tracht kommen. 

Aus gewerkschaftlicher Perspektive wurde darauf hingewiesen, dass 
der Tendenzschutz, der zumal eine deutsche Besonderheit darstellt, 
zwischenzeitlich als Anachronismus gelten müsse. Seinen Ursprung hat-
te der 1920 ins Betriebsrätegesetz eingeführte Tendenzschutz in der 
Weimarer Republik, „als Zeitungen und Zeitschriften fast ausschließlich 
in Parteibesitz waren oder eine feste parteipolitische Ausrichtung hatten“ 
(Stracke-Neumann 2010, S. 16). Damit sollten politisch andersdenkende 
Drucker und Setzer keinen Einfluss auf die Ziele der Presseprodukte 
nehmen können. Die gewerkschaftliche Kritik am Tendenzschutz richtet 
sich vorrangig auf den Aspekt, dass er als Instrument genutzt wird, die 
Mitbestimmung der Betriebsratsgremien zu begrenzen und eine effektive 
Interessenvertretung zu erschweren. Mit Blick auf die eigene Organisati-
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on hat ver.di, per Gesetz als Interessenorganisation ebenfalls als Ten-
denzbetrieb zu betrachten, in der Satzung die Einschränkungen der Mit-
bestimmung ausgeschlossen (ebd., S. 17). Folgerichtig wird auch auf 
gewerkschaftspolitischer Ebene die Abschaffung des Tendenzschutzes 
als ein Relikt der Geschichte, das seine bei Einführung zugedachten 
Funktionen längst nicht mehr erfülle, beim Gesetzgeber gefordert. 

Das Thema des Tendenzschutzes wurde in unseren Expertenge-
sprächen ebenfalls wiederholt angesprochen und kristallisierte sich auch 
in den vom Projekt durchgeführten Workshops als bedeutsam heraus. 
Seitens der Betriebsräte wird der Tendenzschutz vor allem als Ver-
schleierungstaktik der Arbeitgeber wahrgenommen, zumal viele Verlage 
aus unternehmensstrategischen Gründen eine Ausweitung der Ge-
schäftsbereiche auf nichtjournalistische Produkte vorgenommen haben, 
die teilweise umsatzstärker sind als das redaktionelle Kerngeschäft. 
Obwohl die objektive Datenlage hinsichtlich der wirtschaftlichen Situati-
on in den Zeitungsverlagen (siehe Kapitel 2.1) keine dramatische Situa-
tion widerspiegelt, werde arbeitgeberseitig häufig auf arbeitsorganisato-
rische oder betriebliche Reorganisationsprozesse gedrängt, mit Verweis 
auf die schlechte wirtschaftliche Lage des Unternehmens aufgrund rück-
läufiger Auflagen- und Abonnementenzahlen. Die Betriebsratsgremien 
stehen entsprechenden Argumentationen und Initiativen der Arbeitgeber 
in der Regel hilflos gegenüber, da ihnen die notwendigen Daten und 
Fakten mit Verweis auf den Tendenzschutz nicht zur Verfügung gestellt 
würden, sie sich deshalb kein objektives Bild über die tatsächliche Situa-
tion im Verlag verschaffen und folglich ihrer Rolle als Interessenvertre-
tung nur eingeschränkt nachkommen könnten. 

Die Herausforderung für Betriebsräte wird vor allem darin gesehen, 
dass es in der in dieser Gemengelage aus Prozessen der Unterneh-
mensreorganisation und der wahrgenommenen Zunahme mitbestim-
mungsfeindlicher Arbeitgeberpolitiken zunehmend schwieriger werde, 
die für die Gremienarbeit notwendigen Informationen vom Arbeitgeber 
zu erhalten. „Wir haben als Mitarbeiter und auch als Interessenvertreter 
eines Medienkonzerns immer ein Problem. Wir sind in Tendenzbetrie-
ben unterwegs, d. h. trotz unserer Größe, und die ist ja doch nicht so 
klein, nach wie vor nicht, sind wir immer auf Gedeih und Verderb darauf 
angewiesen, dass wir Zahlen bekommen. Die bekommen wir. Allerdings 
ist es für uns immer schwer, die auch genau hinterfragen zu können“ 
(Experte Interessenvertretung). 

Nach unseren Eindrücken herrscht verbreitet der Ansicht vor, dass 
die konkrete wirtschaftliche Situation der Verlage nicht transparent ge-
macht würde, wodurch arbeitgeberseitig Ängste bei Beschäftigten und 
Betriebsräten geschürt und damit Zugeständnisse bei Entgelten, Ar-
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beitszeiten und sonstigen Arbeitsbedingungen (z. B. betriebliche Sozial-
leistungen) „erpresst“ werden können. Die betriebliche Mitbestimmung 
wird in dieser Perspektive von einigen Zeitungsverlagen vorrangig als 
„Kostenfaktor“ wahrgenommen, den es – neben dem Motiv der Perso-
nalkostensenkung durch veränderte Einstellungspraktiken und Beschäf-
tigungsformen – zu begrenzen gelte. Entsprechend werden auch die Ini-
tiativen der Verlagshäuser zur Tarifflucht bewertet. In dieser Konstellati-
on sind Betriebsräte trotz des Tendenzschutzes gefordert, auf die Ein-
haltung der im Betriebsverfassungsgesetz verankerten Informations-
rechte zu bestehen und betriebliche Verhandlungen nur einzugehen, 
nachdem vom Arbeitgeber sämtliche entscheidungsrelevanten Informa-
tionen zur Verfügung gestellt worden sind. 

 
 

5.4.2 Mitbestimmung unter Druck: Union Busting 
 

Im Zusammenhang mit der Tarifflucht, die in den meisten der in unserer 
Studie einbezogenen Zeitungsverlagen ein aktuell relevantes Thema ist, 
wird von einigen auch berichtet, dass arbeitgeberseitig Maßnahmen er-
griffen werden, die eine starke Beeinträchtigung bis hin zur Unterbin-
dung der Arbeit der betrieblichen Interessenvertretungen zum Ziel ha-
ben. Derartige Maßnahmen und Strategien des Managements firmieren 
in der Literatur unter dem Stichwort des „Union Busting“ (Rügemer/ 
Wigand 2014), wobei der aus dem Amerikanischen stammende Begriff 
für die Debatte in Deutschland in die Irre führt, da sich die arbeitgeber-
seitigen Aktivitäten in diesem Kontext weniger an gewerkschaftliches 
Handeln richten, sondern sich am Wirken der Betriebsratsgremien als 
Akteure der Mitbestimmung abarbeiten. Ziel des Union Busting ist es 
somit, „betriebsratsfreie Zonen“ zu errichten und damit den besonderen 
Schutz, der Betriebsratsmitgliedern mit dem BetrVG eingeräumt wird, 
auszuhebeln sowie die unternehmerische Freiheit, die durch die Institu-
tion der Mitbestimmung als eingeschränkt betrachtet wird, zu sichern. 
Um dies zu erreichen, wenden mitbestimmungsfeindlich eingestellte Un-
ternehmen unterschiedliche Methoden an (Koch/Jaensch 2017). Diese 
reichen von Versuchen der Behinderung von Betriebsratsgremien durch 
das Anzweifeln der Rechtmäßigkeit von Betriebsratswahlen, das zur 
Wahl stellen managementgesteuerter Betriebsrätinnen und -räte, die 
„Bekämpfung“ sog. „Low Performer“ in Form personeller Einzelmaß-
nahmen durch das Human-Ressource-Management mit dem Ziel, in Be-
triebsrat und Gewerkschaft aktive Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Unternehmen zu verdrängen. „Die Beendigungsmöglichkeiten bezüglich 
des bestehenden Arbeitsverhältnis werden als die folgenschwersten 



DAUM/HOPPE: BRANCHENANALYSE ZEITUNGSVERLAGE | 86 

Maßnahmen eingeordnet, weil die Existenzgrundlage einzelner Arbeit-
nehmer daran hängen kann“ (Dornberger 2018, S. 124). Auch die ge-
zielte Schwächung der Mitbestimmungsstrukturen durch Ausgliederun-
gen gehört zu den arbeitgeberseitigen Strategien der Mitbestimmungs-
bekämpfung. Arbeitgeber werden bei diesen Aktivitäten häufig von pro-
fessionell arbeitenden Anwaltskanzleien oder Unternehmensberatungen 
unterstützt, die teils offen und häufig verdeckt entsprechende Dienstleis-
tungen anbieten. Die Ausbreitung eines mitbestimmungsfeindlichen Kli-
mas wird u. a. auch dadurch unterstützt, dass die Vermittlung des Ar-
beitsrechts an deutschen Hochschulen zunehmend privatisiert werde, 
etwa durch die Finanzierung von Lehrstühlen durch Konzerne und Ar-
beitgeberverbände, wodurch sich die Perspektive des Arbeitsrechts als 
Schutzrecht der Beschäftigten zunehmend verschiebt in Richtung eines 
Schutzrechts im Hinblick auf das Eigentum der Unternehmer und deren 
unternehmerische Freiheit (Rügemer/Wigand 2014, S. 5–8). Beispielhaft 
dafür seien rechtswissenschaftliche Herleitungen genannt, in denen die 
Kritisierbarkeit des Betriebsrats sowie Bedingungen der Beeinflussbar-
keit von Betriebsratswahlen durch den Arbeitgeber und durch leitende 
Angestellte legitimiert werden (Wichert 2018). 

In den in unserer Studie einbezogenen Zeitungsverlagen sind arbeit-
geberseitige Aktivitäten, die sich dem Union Busting zuordnen lassen, in 
mehrerlei Hinsicht erkennbar. Berichtet wurde u. a. davon, dass nach er-
folgter Unternehmensreorganisation die Wahl eines Gemeinschaftsbe-
triebsrats, der übergreifend für die neu entstandenen Tochterunterneh-
men zuständig ist, vom Arbeitgeber angefochten wurde. Berichtet wurde 
ebenso von arbeitgeberseitig protegierten Listen für Betriebsratswahlen. 
Zudem ist nach unserem Eindruck auch das Engagement von Anwalts-
kanzleien und Unternehmensberatungen, die teils auch öffentlich im 
Verdacht stehen, Zeitungsverleger hinsichtlich der Schwächung von Be-
triebsratsstrukturen zu beraten, keineswegs selten. So sei etwa der 
Presserechtler Prof. Johannes Weberling für seine Tätigkeit als „kom-
promissloser Arbeitgeberanwalt“ dafür bekannt, Verlagsgruppen bei 
Themen wie Auslagerung, Tarifflucht und Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen zu vertreten. Weitere Kanzleien, die wiederholt mit Union 
Busting in Verbindung gebracht werden, sind die Kanzlei Schreiner 
& Partner sowie der Anwalt Helmut Naujocks (Aigner 2015). 

Aus Betriebsratsperspektive kann die Gewerkschaft als „zusätzliches 
Organ zur Vertretung der Arbeitnehmerrechte“ (Dornberger 2018, 
S. 326) gerade auch bei mitbestimmungsfeindlichen Aktivitäten des Ar-
beitgebers unterstützen, weil ihr aufgrund der betrieblichen Verankerung 
gewerkschaftlicher Mitgliederwerbung eine wichtige Rolle bei der Mitbe-
stimmungspolitik von Betriebsräten zukommt. Hohe gewerkschaftliche 
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Organisationsgrade gelten demnach als effektiv im Kontext der „Ab-
wehrmaßnahmen gegen Arbeitgeberstrategien zur Be- oder Verhinde-
rung der Betriebsratswahl“ (ebd.). Im Ergebnis zeigt die Rechtsanalyse 
jedoch, dass arbeitgeberseitige Behinderungen von Betriebsratsgrün-
dungen wirkungsvoll sein können. „Ob die Abwehrmöglichkeiten ausrei-
chen, um die Arbeitgeberstrategien gegen die Errichtung eines Betriebs-
rats zu verhindern, ist nach allem zu bezweifeln. Die aktuelle Rechtslage 
zeigt, dass Arbeitgebermaßnahmen gegenwärtig möglich sind“ (ebd., 
S. 328). 

Gleichwohl löst die Abkehr der Arbeitgeber aus der betrieblichen wie 
überbetrieblichen Sozialpartnerschaft mit dem Ziel der Be- und Verhin-
derung von Betriebsratsaktivitäten aus deren Perspektive nicht sämtli-
che Probleme. Der Vorsitzende Richter am Bundesarbeitsgericht, Prof. 
Ulrich Koch, weist im Juni 2016 in einem Interview des Südkurier darauf 
hin, dass Betriebsräten nach einem Tarifaustritt der Arbeitgeber eher 
mehr als weniger Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte zukommen: 
„Viele Arbeitgeber übersehen, dass nach einem Tarifaustritt die Mitbe-
stimmung des Betriebsrates ganz anders eröffnet ist als vorher. Solange 
das Unternehmen Mitglied des Arbeitgeberverbands ist, sind viele Rege-
lungsgegenstände der Mitbestimmung, also dem Betriebsrat, entzogen. 
In dem Augenblick, in dem der Arbeitgeber nicht mehr Mitglied des Ar-
beitgeberverbands ist, muss der Betriebsrat z. B. bei den Entgeltgrund-
sätzen beteiligt werden. Das gerät bei manchen Arbeitgebern aus dem 
Blick“ (Südkurier 2016). Aus Betriebsratsperspektive scheint es daher 
angeraten, sich bei drohendem oder bereits eingetretenem Verlust der 
Tarifbindung intensiv mit den sich für die Mitbestimmung ergebenden 
Chancen vertraut zu machen und eigene Strategien zu entwickeln, um 
dem Arbeitgeber auch bei Außerkraftsetzung der tarifvertraglichen 
Schutzfunktion auf Augenhöhe begegnen zu können. 

 
 
5.5 Aktuelle Themen und Herausforderungen 
der Betriebsratsarbeit 

 
Aktuell beschäftigen die Betriebsratsgremien in den Unternehmen, die 
wir sowohl in unseren Expertengesprächen als auch in der Beschäftig-
tenbefragung abgefragt haben, vor allem jene Themen, die direkt mit 
den betrieblichen Reorganisationsprozessen zusammenhängen bzw. 
aus ihnen resultieren. Die übergreifende Herausforderung der Zeitungs-
verlage bestand, wie wir in den Interviews mit den Expertinnen und Ex-
perten erfahren haben, in der betrieblichen Reorganisation mit der Folge 
einer starken Zentralisierung wertschöpfender Bereiche (Redaktion) bei 



DAUM/HOPPE: BRANCHENANALYSE ZEITUNGSVERLAGE | 88 

gleichzeitiger Differenzierung der unterstützenden Bereiche (Druckerei-
en, Medientechnik und -gestaltung, Zustellung), die teils ausgegliedert, 
teils aber auch fremdvergeben wurden. Die betrieblichen Reorganisati-
onsprozesse, in unserer Befragung im Item „Ausgliederung, Schließung 
oder Zusammenlegung von Betriebsteilen“ ermittelt, sind offenbar in vie-
len Zeitungsverlagen bereits vollzogen, weshalb dieser Aspekt in der 
Rangfolge der aktuell wichtigsten Betriebsratsthemen (siehe Abbil-
dung 20) nur einen Platz im Mittelfeld einnimmt. Auf den oberen Rang-
plätzen lassen sich mit der „Erhöhung des Leistungsdrucks“ (Rang-
platz 1), der „zu geringen Personalstärke“ (Rangplatz 2), dem „Entgelt“ 
(Rangplatz 3) sowie der „Beschäftigungssicherung“ dagegen Themen 
finden, die als Folgen der betrieblichen Restrukturierung auf die Tages-
ordnung getreten sind. 

 
 

5.5.1 Folgen der betrieblichen Reorganisation 
 

Die Erhöhung des Leistungsdrucks, die 86,4 Prozent der in unserer On-
lineerhebung einbezogenen Betriebsräte als sehr wichtiges bzw. wichti-
ges Handlungsfeld bezeichnet haben, dürfte aus dem Zusammenspiel 
der betrieblichen Reorganisation und der technologischen Entwicklung 
resultieren, die bestimmte Formen der Unternehmens- und Arbeitsorga-
nisation erst möglich macht (etwa die Zentralisierung redaktioneller Be-
reiche infolge der Digitalisierung von Arbeits- und Unternehmensprozes-
sen). Aus der Perspektive der befragten Expertinnen und Experten sei 
deshalb die Arbeitsverdichtung in allen Unternehmensbereichen ange-
stiegen („Die Arbeitsverdichtung hat schon mächtig zugenommen in al-
len Bereichen“; Betriebsrat Zeitungsverlag). Hinzu kommt, dass in den 
meisten Zeitungsverlagen in Bezug auf die Tätigkeiten im redaktionellen 
Bereich keine Trennung von Print- und Onlineinhalten vorgenommen 
wird, die Beschäftigten demnach beide Kanäle gleichzeitig bespielen 
können müssen. Dies führe nicht selten zu einem erhöhten Arbeitsauf-
kommen, das als Arbeitsintensivierung erlebt wird und folglich als 
Stressfaktor zum Tragen kommt. 

Damit zusammenhängend wird auch auf die als zu gering einge-
schätzte Personalstärke hingewiesen, die für 85,2 Prozent der befragten 
Betriebsräte ein sehr wichtiges bzw. wichtiges Handlungsfeld darstellt. 
Auch diese wird als Folge der Unternehmensreorganisation identifiziert. 
Zwar sei es, wie die von uns befragten Expertinnen und Experten mehr-
heitlich berichten, selten zu Entlassungen aufgrund betriebsbedingter 
Kündigungen gekommen: jedoch verfolgten viele Zeitungsverlage Stra-
tegien des „sanften Personalabbaus“, von denen die Nichtnachbeset-



DAUM/HOPPE: BRANCHENANALYSE ZEITUNGSVERLAGE | 89 

zung freiwerdender Stellen die am häufigsten angewandte ist. Darüber 
hinaus wird nicht selten versucht, mit dem Instrument der Altersteilzeit 
Anreize für einen vorzeitigen Austritt aus dem Berufsleben zu setzen. 
Solche spezifischen Altersteilzeitregelungen können im Einzelfall zwar 
finanziell für Beschäftigte durchaus interessant sein, sie führen jedoch, 
wie Betriebsräte kritisieren, mittel- und langfristig zu einer Ausdünnung 
der Personaldecke. Das aufkommende Arbeitspensum müsse folglich 
von den verbleibenden Beschäftigten miterledigt werden, was wiederum 
zu höherer Beanspruchung in physischer wie psychischer Hinsicht führe. 

Aus den unternehmerischen Reorganisationsprozessen resultieren 
zudem Anforderungen an die betrieblichen Interessenvertretungen hin-
sichtlich der betrieblichen Entgeltgestaltung, die für 82 Prozent der Inte-
ressenvertreterinnen und -vertreter aktuell (sehr) wichtig ist. Wie bereits 
erläutert erlangt das Thema der Tarifflucht der Arbeitgeber im Kontext 
von Ausgliederungen wachsende Bedeutung, woraus sich zunehmend 
Unterschiede in der Bezahlung vergleichbarer Tätigkeiten ergeben. 
Während Altbeschäftigte in tarifgebundenen Unternehmen zumeist 
durch Besitzstandsregelungen vor Verdiensteinbußen geschützt sind, 
werden Neueinstellungen immer häufiger nur noch über tariffreie bzw. 
haustariflich schlechter gestellte Tochtergesellschaften der Verlagshäu-
ser realisiert. Daraus resultiert eine Ungleichbehandlung von Beschäftig-
ten, die in zweifacher Hinsicht auftritt: Auf der einen Seite führt sie zu 
Unterschieden in der Bezahlung zwischen Alt- und Neubeschäftigten 
und deshalb mittelbar zu einem Generationeneffekt, da die sich bereits 
länger im Verlag befindlichen Beschäftigten hinsichtlich ihrer Besitzstän-
de im Entgelt abgesichert werden, während neu eingestellte Beschäftig-
te schlechtere Konditionen in Kauf nehmen müssen. Auf der anderen 
Seite sind Entgeltunterschiede zwischen Beschäftigten der zumeist tarif-
gebundenen Verlagszentralen und jenen der tariffreien Tochtergesell-
schaften zu konstatieren. Insofern kommt in der Entgeltungleichbehand-
lung eine Segmentierungslinie hinsichtlich der Zugehörigkeit der Be-
schäftigten zwischen der Verlagszentrale und den peripher angeglieder-
ten Tochtergesellschaften hinzu. 
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Abbildung 20: Aktuelle Handlungsfelder der betrieblichen 
Interessenvertretung und deren Wichtigkeit, 2018 
 

 
 

Quelle: Beschäftigtenbefragung, INPUT Consulting gGmbH, 2018. Die 
Frage lautete: „Was sind gegenwärtig, bezogen auf die Beschäftigung, 
die wichtigsten Themen im Betrieb?“; n=91–96 
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Für Beschäftigte und deren Interessenvertretungen resultiert aus dieser 
„Zweiklassengesellschaft“ im Entgelt, die sich oft bis in die einzelnen Bü-
ros fortsetzt, indem Kolleginnen und Kollegen mit identischen Arbeitsin-
halten unterschiedlich entlohnt werden, einerseits Unzufriedenheit und 
andererseits Handlungsbedarf für die Betriebsratsgremien. Die Harmo-
nisierung der Entgeltgestaltung in allen verlagsangehörigen Unterneh-
mensteilen stellt demnach ein vorrangiges Ziel des Betriebsratshandelns 
dar. 

Ein weiteres auf der betrieblichen Reorganisation aufbauendes Hand-
lungsfeld betrieblicher Interessenvertretungen ist die Beschäftigungssi-
cherung, die 80,7 Prozent für (sehr) wichtig halten und damit auf Rang-
platz vier der aktuellen Handlungsfelder liegt. Die Relevanz dieses 
Handlungsfeldes leitet sich aus zwei Entwicklungen ab: Zum einen wir-
ken sich die zurückgehenden Printauflagen und Abonnementenzahlen 
negativ auf den Personalbedarf aus, zum anderen führen die betriebli-
chen Reorganisationsprozesse zur Zentralisierung der Herstellungspro-
zesse im Print- und Onlinebereich, sodass ebenfalls weniger Personal 
benötigt wird. Aus Betriebsratsperspektive geht es in dieser Konstellati-
on in erster Linie darum, bestehende Beschäftigungsverhältnisse zu 
schützen und Maßnahmen zu ergreifen, den Personalbestand in den 
Verlagen konstant zu halten. Sollte dies nicht gelingen und der Arbeit-
geber versuchen, Personal abzubauen, dann greift mittelbar die Strate-
gie, den Personalabbau sozialverträglich zu gestalten und betriebsbe-
dingte Kündigungen unter Ausnutzung personalpolitischer, gesetzlicher 
und tarifvertraglicher Gestaltungsinstrumente auszuschließen. Entspre-
chende Berichte lieferten auch die von uns befragten Expertinnen und 
Experten. 

 
„Obwohl wir extrem Personal abgebaut haben und nur noch ein Drittel von dem 
sind, was wir mal waren, wurde keiner betrieblich bedingt gekündigt. Wir haben 
sehr viele Fachhilfsarbeiter gehabt für die Weiterverarbeitung in anderen Berei-
chen, wo auch eben Kollegen aufgehört haben. Also da kann man nicht me-
ckern. Abfindungen, Altersteilzeit, Tarifvertrag“ (Experte Interessenvertretung). 
 
Die Beschäftigungssicherung steht als Handlungsfeld immer im Lichte 
des Personalabbaus, der seit geraumer Zeit in den Zeitungsverlagen 
stattfindet. Häufig wird jedoch in wissenschaftlichen Publikationen kon-
statiert, dass gerade im Zuge der digitalen Transformation auch Tätig-
keitsfelder neu entstehen bzw. sie sich verändern, sei es aufgrund der 
Entstehung neuer, digitaler Geschäftsmodelle oder veränderter Tätig-
keitsprofile (Effenberger/Garloff/Würzburg 2018). Entsprechend habe es 
in einigen Bereichen durchaus Beschäftigungszuwächse gegeben, allen 
voran in solchen, die „mit den elektronischen Medien zu tun haben“ (Be-
triebsrat Zeitungsverlag). Zudem wird von Beschäftigungssegmenten 
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berichtet, für die aufgrund einer verfehlten Ausbildungs- und Personal-
rekrutierungspolitik der Verlage zwischenzeitlich in bestimmten Regio-
nen ein Fachkräftemangel zu konstatieren sei, etwa im Bereich der Dru-
ckereien im Raum Berlin und Brandenburg. In der Summe drückt die 
Beschäftigungsentwicklung jedoch eine Reduzierung des Personals aus 
und zieht damit eine hohe Relevanz der Beschäftigungssicherung als 
Thema der Betriebsratsarbeit nach sich. 

Im Zuge der personellen Ausdünnung der Zeitungsverlage wird häu-
fig auch von einer Zunahme der Arbeitsintensität berichtet. Damit ein-
hergehend ist die Beobachtung, dass ein gleichbleibendes oder auf-
grund der Multichannelangebote der Verlage auch wachsendes Arbeits-
volumen von weniger Personal zu erledigen ist. Dies führe, so zeigen 
nicht zuletzt arbeitswissenschaftliche Studien (Ahlers 2018), zu erhöhten 
Anforderungen an die Arbeit infolge von Arbeitsverdichtung und verän-
derten Kompetenzanforderungen, woraus ein erhöhtes Risiko psychi-
scher und physischer Belastungen resultiere. Diese Sichtweise wird 
auch von den an unserer Beschäftigtenbefragung beteiligten Betriebsrä-
tinnen und -räten geteilt, bei ihnen rangiert das Thema „Gesundheitliche 
Belastungen und Arbeitsschutz“ auf dem fünften Rangplatz (76,9 Pro-
zent attestieren dem Thema eine sehr hohe bzw. hohe aktuelle Wichtig-
keit für die Betriebsratsarbeit). 

 
 

5.5.2 Die technologische Entwicklung und digitale 
Transformation 

 
Im Mittelfeld der Rangliste der aktuell bedeutsamen Handlungsfelder be-
trieblicher Interessenvertretungen befinden sich u. a. die Themen, die 
aus der technologischen Entwicklung sowie der digitalen Transformation 
hervorgehen. Die „Einführung neuer Technologien/Digitalisierung“, die 
zwei Drittel der befragten Betriebsräte für aktuell wichtig oder sehr wich-
tig halten (Rangplatz 8) sowie der Beschäftigtendatenschutz (mit 
54,4 Prozent sehr wichtig/wichtig auf Rangplatz 11), demonstrieren die 
Bedeutung technologischer Fragestellungen für die Gremienarbeit. Dass 
diese Themen nicht weiter oben in der Rangliste anzutreffen sind, dürfte 
unseres Erachtens darauf zurückzuführen sein, dass erstens die Imple-
mentierung digitaler Produkte und Produktionstechnologien in den Zei-
tungsverlagen kein neues Thema mehr ist. Für Zeitungsverlage, die zu 
den digitalen „Vorreitern“ in der Branche gehören (z. B. Axel Springer 
Verlag), gehört der Umgang mit der Digitalisierung inzwischen zur All-
tagsroutine, weshalb das Thema zwischenzeitlich nicht mehr zu den 
wichtigsten Handlungsfeldern in den Betriebsratsgremien gehört. Andere 
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Verlage, die in Sachen Digitalisierung Nachholbedarf haben, sind mit 
dem Thema jedoch nach wie vor auch in der betriebspolitischen Agenda 
konfrontiert. Ebenso verhält es sich mit dem Mitarbeiterdatenschutz als 
Begleiterscheinung der Digitalisierung oder auch als Folge der im Mai 
2018 in Kraft getretenen Europäischen Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO). Ein zweiter Grund für die mittelmäßige Bedeutsamkeit des 
digitalen Wandels in der Betriebsratsarbeit könnte in der unterschiedlich 
ausgeprägten Verfügbarkeit von Sachverstand in den Gremien liegen. 
Während es den einen gelungen ist, die nötigen digitalen Kompetenzen 
aufzubauen (durch die Ausbildung von Spezialistentum oder Kompe-
tenzerwerb in der Breite), um mit dem Arbeitgeber „auf Augenhöhe“ 
agieren zu können, haben andere Gremien – oft aus Kapazitätsgrün-
den – einen Nachholbedarf hinsichtlich des technologischen Sachver-
stands. Dies betrifft, so legen es jedenfalls unsere Eindrücke aus den 
Workshops nahe, nicht nur, aber vor allem die Interessenvertretungen 
kleinerer Zeitungsverlage, deren Mitglieder zumeist überwiegend mit ih-
rer regulären beruflichen und betriebsrätlichen Tätigkeit ausgelastet sind 
und daher nur beschränkte Kapazitäten für die Arbeit im Betriebsrat mit-
bringen können. 

Gleichwohl sollten sich Betriebsräte dem Themenbündel widmen, das 
sich aus der intensivierenden Digitalisierung ergibt. Insbesondere wurde 
in den Experteninterviews wie auch in den Workshops deutlich, dass die 
Arbeitgeber des Öfteren neue Technologien – an den Betriebsratsgre-
mien vorbei – einführen. Zumeist wird argumentiert, dass die Software-
programme keine größeren Veränderungen mit Blick auf die Arbeitsor-
ganisation ergeben oder Auswirkungen auf die Verhaltens- oder Leis-
tungsüberwachung (gem. § 87 Abs. 1 Nr. 6 Betriebsverfassungsgesetz) 
haben. 

In diesem Zusammenhang wird an dieser Stelle auch darauf hinge-
wiesen, dass die Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen 
dazu führen können, dass bestimmte, bislang von Beschäftigten ausge-
führten Tätigkeiten fortan von Maschinen oder Softwareprogrammen 
ausgeführt werden können. Dengler und Matthes (2015, 2018) haben in 
ihren Untersuchungen das theoretische Substituierbarkeitspotenzial für 
unterschiedliche Berufsgruppen untersucht. Anhand dieser Ergebnisse 
wird deutlich, welche Tätigkeiten bereits heute durch Technik ersetzt 
werden können. Ob eine Substitution tatsächlich erfolgt ist zwar nicht 
gesagt, denn auch die Autoren betonen, dass „Substituierbarkeitspoten-
ziale […] allerdings nur z. T. ausgeschöpft [werden], da einer Automati-
sierung beispielsweise wirtschaftliche, ethische oder rechtliche Aspekte 
entgegenstehen können“ (Dengler/Matthes 2018, S. 1). Für die Zei-
tungsbranche typischen Berufsgruppen zeigt sich eine gewisse Band-
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breite, die von 0 bis 100 Prozent Substituierbarkeitspotenzial reichen 
kann. Insbesondere die Berufsgruppen im Bereich Druck sind ver-
gleichsweise stark betroffen von Substituierbarkeitsmöglichkeiten. Weit-
aus geringer ist das Substituierbarkeitspotenzial in der Berufsgruppe 
Journalist/Redakteur. 

Die Ergebnisse verdeutlichen des Weiteren, dass auch Berufsgrup-
pen, die dem Anforderungsniveau „Fachkraft“ oder „Spezialist“ zugeord-
net werden, durch technische Einrichtungen substituiert werden könn-
ten. Insbesondere der zurückliegende Technikeinsatz in der Wirt-
schaftsgruppe der Zeitungsdruckereien und die zuvor dargestellte Be-
schäftigungsentwicklung der vergangenen Jahre unterstreichen die 
technischen Möglichkeiten und das Substituierbarkeitspotenzial. 

 
 

5.5.3 Arbeitsorganisatorische Änderungen 
 

Ein zweiter Komplex an Themen, die aktuell in der Betriebsratsarbeit ei-
ne mittlere Relevanz haben, sind die Änderung der Arbeitsorganisation 
(Rangplatz 6) sowie die Prozesse der Unternehmensreorganisation, also 
die Ausgliederung, die Schließung oder Zusammenlegung von Betriebs-
teilen (Rangplatz 10). Auch bei diesen Themen dürfte die aktuelle Rele-
vanz jeweils davon abhängen, inwieweit eine aktuelle Betroffenheit im 
eigenen Zeitungsverlag zu konstatieren ist. Für Betriebsräte, die sich 
inmitten der Restrukturierungsprozesse befinden, ist das Thema folglich 
weit oben in der Priorität. Wenn die Umstrukturierungen jedoch abge-
schlossen sind, dann dominieren jene Themen den betriebspolitischen 
Diskurs, die mit den Folgen solcher Prozesse zusammenhängen (s. o.). 

Von mittlerer Relevanz ist weiterhin das Handlungsfeld der Herstel-
lung und Sicherung des „Rückhalt des Betriebsrats bei den Beschäftig-
ten“. 64,5 Prozent der befragten Betriebsräte geben in der Beschäftig-
tenbefragung an, das Thema sei sehr wichtig bzw. wichtig (Rangplatz 9). 
Aktivitäten werden vor allem hinsichtlich des Organizing und, wie in den 
Workshops deutlich wurde, der betriebsinternen Öffentlichkeitsarbeit der 
Betriebsratsgremien (durch Mitarbeiterversammlungen, Rundbriefe, Be-
triebsratszeitschrift etc.) für notwendig erachtet, damit die Gremien die 
erforderliche Akzeptanz bei den Beschäftigten finden. 

 
 

5.5.4 Dauerbrenner Arbeitszeit 
 

Das Thema Arbeitszeit rangiert aus der Sicht der in der Onlineerhebung 
befragten Betriebsräte im unteren Mittelfeld der Rangliste. Zwar halten 
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70,7 Prozent der Interessenvertreterinnen und -vertreter das Thema 
„Flexible Arbeitszeiten/Überstunden“ für (sehr) wichtig, die anderen ab-
gefragten Aspekte der Arbeitszeit (ständige Erreichbarkeit, Arbeit in den 
Abendstunden/Wochenendarbeit, Arbeitszeiterfassung) haben jedoch 
mit Zustimmungsquoten zwischen 40 und 51 Prozent deutlich weniger 
Relevanz in der aktuellen Betriebsratsarbeit. Dies liegt möglicherweise 
daran, dass das leistungspolitisch relevante Merkmal der Arbeitsmenge 
(Überstunden) im Kontext der Arbeitsverdichtung und der daraus resul-
tierenden Belastungsfolgen betriebspolitisch diskutiert wird, die Kriterien, 
die sich auf die Lage der Arbeitszeit beziehen, hingegen weniger (z. B. 
aufgrund existierender betrieblicher Regelungen). Zwar wurde in den 
projektseitig durchgeführten Workshops intensiv betont, dass es einer 
funktionierenden Arbeitszeiterfassung bedürfe als Grundlage der Be-
messung von Personal und Arbeit, jedoch scheint die Relevanz dieser 
Forderung in der Breite weniger stark ausgeprägt zu sein. Denkbar ist 
wiederum, dass die Frage der Arbeitszeiterfassung in vielen Verlagen 
geregelt ist und deshalb keiner weiteren betriebspolitischen Diskussion 
bedarf. In den Experteninterviews wurde jedoch wiederholt darauf hin-
gewiesen, dass die Tariffluchtbewegungen der Arbeitgeber dafür ge-
sorgt haben, dass inzwischen für die Beschäftigten mit gleichen bzw. 
gleichartigen Tätigkeiten verschiedene Arbeitszeiten gelten, mit denen 
folglich auch unterschiedliche Verdienstmöglichkeiten verbunden sind 
(s. o.). 

 
„Wir haben hier im redaktionellen Bereich eine Arbeitszeitregelung mit der 36,5-
Stunden-Woche, die ist ja tariflich so geregelt. Und bei denen, die neu hinzu-
kommen, die kriegen eine 40-Stunden-Woche, oder auch die Volontäre haben 
40 Stunden, die sind aber mit in der Arbeitszeitregelung“ (Experte Interessen-
vertretung). 
 
Es wird jedoch betont, dass die Arbeitszeiterfassung ein bedeutsames 
Instrument auch für die Betriebsratsarbeit darstellt, da nur über sie die 
Transparenz hinsichtlich der tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden her-
gestellt werden kann und zu Kontrollzwecken Auswertungen durchge-
führt werden können. 

 
„Also jeder Redakteur, jeder Volontär muss seine Arbeitszeit aufschreiben, das 
haben wir vor einigen Jahren hier in einer Betriebsvereinbarung festgelegt. Und 
ich könnte jetzt sofort draufschauen als Betriebsratsvorsitzender, wie die Kolle-
ginnen und Kollegen gearbeitet haben oder was sie aufgeschrieben haben“ 
(Experte Interessenvertretung). 
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5.5.5 Fort- und Weiterbildung, Qualifizierung 
 

Wenn es um technologische oder auch organisatorische Veränderungen 
im Betrieb geht, wird häufig die Forderung nach begleitenden Qualifizie-
rungsmaßnahmen für Beschäftigte (und teils auch für Betriebsräte) laut. 
Deshalb wurde auch in der Beschäftigtenbefragung nach dem Stellen-
wert der Fort- und Weiterbildung für die aktuelle Betriebsratsarbeit ge-
fragt. Dabei zeigt sich, dass das Thema in der Rangfolge der wichtigsten 
Themen im unteren Drittel rangiert (Rangplatz 13), 48,9 Prozent der be-
fragten Betriebsräte geben an, dass es momentan sehr wichtig oder 
wichtig sei. Mit dieser eher randständigen Relevanz, die dem Thema 
von den befragten Interessenvertreterinnen und -vertretern für die eige-
ne Arbeit beigemessen wird, deutet sich eine Diskrepanz zwischen arti-
kuliertem Anspruch und betrieblicher Realität, also der betriebspoliti-
schen Programmatik und der tatsächlichen Fort- und Weiterbildungspra-
xis an, die keineswegs auf die Zeitungsverlage beschränkt ist. Wissen-
schaftliche Untersuchungen kommen auch für andere Branchen wie den 
kommunalen öffentlichen Dienst (Bahnmüller/Hoppe 2014) oder die Me-
tall- und Elektroindustrie (Bahnmüller et al. Dezember 2017) zu dem Er-
gebnis, dass die Notwendigkeit des lebenslangen Lernens gerade auch 
unter den Bedingungen strukturellen Wandels in den Verwaltungen und 
Betrieben kaum bestritten werden kann, es auf der Ebene der Umset-
zung jedoch häufig Umsetzungsdefizite im Hinblick auf Planungs-, Teil-
nahme- und Controllingprozesse gibt. Diese Defizite werden nicht zuletzt 
auch am Stellenwert, den betriebliche Interessenvertretungen der Fort- 
und Weiterbildung in ihrer Arbeit beimessen, deutlich. Positivbeispiele, 
bei denen eine systematische Begleitung technologischer bzw. digitaler 
Innovationen mit Bezug zur Arbeit der Beschäftigten durch entsprechen-
de Qualifizierungsmodule zum betrieblichen Standard gehört, sind 
durchaus erkennbar, wie ein im Rahmen unserer Expertengespräche 
befragter Betriebsrat berichtet. 
 
„Wir legen dann auch Qualifikationsangebote vor, wir arbeiten mit dem Vor-
stand gemeinsam an Qualifikationen, das ist das große Betätigungsfeld“ (Ex-
perte Interessenvertretung). 
 
Zumeist handelt es sich bei Fort-, Weiterbildungs- und Qualifizierungs-
fragen auch nicht um Themen, die betriebspolitisches Konfliktpotenzial 
größeren Ausmaßes hätten. Diese Themen würden – bei durchaus mög-
lichen Meinungsdifferenzen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat in De-
tailfragen – überwiegend kooperativ bearbeitet. 
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„Ja, das geht meistens in Kooperation. Jeder hat aber in seine Richtung andere 
Vorstellungen, das liegt ja in der Natur der Sache. Aber man versucht, da ge-
meinsame Wege zu gehen und das geht auch“ (Experte Interessenvertretung). 
 
Nach unseren Studieneindrücken werden Qualifizierungsfragen in den 
Zeitungsverlagen jedoch nicht mit jener Konsequenz bearbeitet, die an-
gesichts der umfassenden strukturellen Auswirkungen des technologi-
schen und unternehmensorganisatorischen Wandels angemessen er-
scheint. Dies wird nicht zuletzt auch von den Betriebsräten selbst be-
klagt, aus deren Sicht die Unternehmen häufig nicht die erforderlichen 
zeitlichen und finanziellen Ressourcen für Qualifizierungszwecke zur 
Verfügung stellten sowie die Möglichkeit zur Freistellung von Beschäftig-
ten für die Teilnahme an Maßnahmen einräumten. 
 

 
5.5.6 Diskriminierungsfreiheit und besondere 
Beschäftigtengruppen 

 
Am unteren Ende der Rangfolge der aktuell wichtigen Handlungsfelder 
für Betriebsräte befinden sich die „Gleichstellung von Frauen und Män-
nern“, die nur ein Fünftel der in der Onlineerhebung befragten Betriebs-
räte für (sehr) wichtig erachten (Rangplatz 16). Über die Gründe der 
randständigen Rolle von Genderfragen in der Betriebsratsarbeit lässt 
sich auf Basis unserer Empirie nur mutmaßen. Aus der betrieblichen 
Praxis wird teilweise berichtet, dass sich die Geschlechterquote im re-
daktionellen Bereich in Richtung der Frauen verschoben hätte. 
 
„Wir haben glaube ich mehr Frauen als Männer. Aber das tippe ich jetzt mal so, 
das kippt immer mehr zu den Frauen, da Frauen immer mehr in den Beruf ein-
steigen“ (Experte Interessenvertretung). 
 
Andererseits wird von der Entwicklung berichtet, dass Frauen häufiger 
aus familiären Gründen in die Teilzeit wechseln und sich damit dem Ri-
siko aussetzen, in der sog. „Teilzeitfalle“ zu landen. 
 
„Wir haben in den klassischen Bereichen wie bei Redaktionssekretärinnen oder 
auch in der Buchhaltung sehr, sehr viel Teilzeit, und sehr oft auch damit ver-
bunden, dass das Frauen sind, die dann irgendwann mal ihr Kind gekriegt ha-
ben und dann da auch so geblieben sind, entweder weil sie es familiär mussten 
oder weil sie nicht mehr die Möglichkeit hatten zurückzukehren. Die Diskussion 
kennen Sie ja, Stichwort Teilzeitfalle“ (Experte Interessenvertretung). 
 
Aus den Aussagen der befragten Expertinnen und Experten lässt sich 
schlussfolgern, dass eine Genderdiskriminierung dahingehend, dass 
Frauen überdurchschnittlich häufig als Teilzeitbeschäftigte tätig sind und 
ihnen aus dieser Beschäftigungsform heraus nicht selten die Rückkehr 
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in die reguläre Vollzeitbeschäftigung verwehrt bleibt, in den Zeitungsver-
lagen nicht ausgeschlossen werden kann. Insofern kann die geringe Be-
deutung, die das Gleichstellungsthema bei den befragten Betriebsräten 
erfährt, durchaus überraschen. 

Für die aktuelle Betriebsratsarbeit am wenigsten bedeutsam ist unse-
rer Beschäftigtenbefragung zufolge, der betriebliche Umgang mit freien 
Mitarbeitern, Solo-Selbständigen und Pauschalisten. Dieser Aspekt ran-
giert in der Liste der abgefragten Themen auf dem letzten Platz, lediglich 
19,3 Prozent der befragten Betriebsräte halten ihn für sehr wichtig bzw. 
wichtig. Gleichzeitig wird seitens der dju darauf hingewiesen, dass freie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Pauschalisten einen relevanten 
Teil der Mitglieder bilden, deren besondere Problemlage mit den Stich-
worten der unzureichenden Entgeltsicherheit sowie der hohen Jobunsi-
cherheit umschrieben wird. Wie in Kapitel 4.4 bereits dargelegt wurde, 
gibt es breite gewerkschaftliche Anstrengungen im Rahmen der gewerk-
schaftlichen Betriebs- und Bildungsarbeit dahingehend, die Vertretung 
Solo-Selbständiger stärker zu verankern und zu einer Sache betriebli-
cher Interessenvertretungen zu machen – nach Darstellung der dju auch 
mit beachtlichem Erfolg hinsichtlich der Problemsensibilisierung der 
handelnden Betriebsrätinnen und Betriebsräte vor Ort in den Zeitungs-
verlagen. Aus gewerkschaftlicher Sicht sollte die in den Befragungser-
gebnissen zum Ausdruck gebrachte geringe Relevanz der Solo-Selb-
ständigen für die Arbeit der Betriebsratsgremien angesichts der fortbe-
stehenden Problemlagen gleichwohl Anlass bieten, die Bedeutung die-
ser Beschäftigtengruppe als Element arbeitnehmerorientierter Interes-
senpolitik kritisch zu reflektieren. Das Ergebnis zeigt zum einen, dass 
die spezifischen Risiken von Solo-Selbständigen hinsichtlich ihrer struk-
turellen Schlechterstellung nicht in dem Maße betriebspolitisch beachtet 
werden, wie es notwendig erscheint. Zum anderen tritt die Gruppe der 
Freiberufler kaum in Form einer Mitarbeit in den Betriebsratsgremien in 
Erscheinung, sodass der Informationsfluss hinsichtlich der spezifischen 
Anforderungen von Pauschalisten, freiberuflich tätigen Journalistinnen 
und Journalisten, Volontären und sonstigen Tätigkeiten in freier Mitarbeit 
nur bedingt gewährleistet werden kann. Insofern stellt sich betriebspoli-
tisch die Frage an die Betriebsratsgremien, wie dieser Beschäftigten-
gruppe a) innerhalb der Strukturen betrieblicher Interessenvertretung 
breiteres Gehör verschafft und b) auf der tariflichen Ebene der gewerk-
schaftliche Vertretungsanspruch wirkungsvoll eingelöst werden kann. 
Aus unserer Sicht ist bei diesem Thema eine strukturelle Lücke zu kon-
statieren, die nach einer Lösung in Form des Aufbaus entsprechender 
Vertretungsstrukturen von den betrieblichen Mitbestimmungsakteuren in 
Kooperation mit den zuständigen Gewerkschaften verlangt, sollen die 
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betroffenen Beschäftigten nicht dem Risiko ausgesetzt werden bzw. 
bleiben, von der betrieblichen Interessenvertretung „abgehängt“ zu wer-
den. 
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6. Schlussfolgerungen 
 
Unsere Branchenanalyse dient maßgeblich dazu, die Zeitungsbranche 
im Kontext des digitalen Strukturwandels zu analysieren und zu be-
schreiben. Auf Grundlage der Analysen lassen sich einige Schlussfolge-
rungen ziehen, die wir im Folgenden darlegen. Zunächst ist deutlich ge-
worden, dass sich die Branche, bestehend aus den Zeitungsdruckereien 
und den Zeitungsverlagen, bereits seit einigen Jahrzehnten in einem 
umfassenden Wandlungsprozess befindet. Ausgelöst und gegenseitig 
beeinflusst wird dieser Prozess durch ökonomisch-unternehmens-
organisatorische, medienkulturelle und technische Veränderungen. Ins-
besondere die betriebliche Reorganisation, die seit den 1990er Jahren 
stark vorangetrieben wurde, bildet zusammen mit dem verpassten Ein-
stieg in das Geschäft mit Onlinenachrichten den Ausgangspunkt einer 
Vielzahl an aktuellen Herausforderungen, mit der die Branche bzw. die 
Beschäftigten und deren Interessenvertretungen umgehen müssen. Da-
neben führe der Wandel der Medienkultur ebenso wie die zunehmende 
Konkurrenz durch das Internet zu einer Erosion des bisherigen Ge-
schäftsmodells der gedruckten Zeitung. 

Anhand der statistischen Untersuchungen und der Analyse der ein-
schlägigen wissenschaftlichen und branchenspezifischen Literatur ist zu 
konstatieren, dass die Zeitungsbranche seit den 1990er Jahren rückläu-
fige Umsätze und Gewinnmargen zu verbuchen hat, die ihre Ursache in 
den sinkenden Werbeerlösen und dem Rückgang der Leserschaft ha-
ben. Maßgeblich verantwortlich für diese beiden Entwicklungen ist die 
Erfindung des Internets, das erstens eine zielgerichtete und effektive 
Anwendung von Werbeanzeigen ermöglicht, zweitens eine größere und 
zielgenauere Reichweite für Inserate aus dem Bereich der Kleinanzei-
gen sowie des Auto-, Immobilien und Stellenmarkts für Anbieter und Su-
chende bietet und drittens eine neue Möglichkeit des Nachrichtenkon-
sums für die Leserinnen und Leser ermöglicht. Mit dem Internet und den 
darauf basierenden Online-Verkaufsplattformen sowie sozialen Netz-
werken entwickelten sich somit funktionale Äquivalente für wesentliche 
Kernfunktionen und ökonomische Standbeine von Tages- und Wochen-
zeitungen. Zugleich ist zu betonen, dass die Unternehmen der Zeitungs-
branche in der Vergangenheit vergleichsweise hohe Renditen erwirt-
schafteten und somit das Ausgangsniveau der wirtschaftlichen Entwick-
lung im Verhältnis zu anderen Branchen als komfortabel einzuschätzen 
ist. Wahrscheinlich aufgrund dieser Ausgangslage haben die Großzahl 
der Unternehmensleitungen die Chancen in den 1990er und 2000er Jah-
re verpasst, ein adäquates Geschäftsmodell für eine digitale Zeitung 
bzw. digitale Nachrichtenangebote zu entwickeln. Diesen Entscheidun-
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gen laufen die Zeitungsunternehmen hinterher und versuchen über Be-
zahlmodelle, E-Paper und dergleichen den Rückgang von Vertriebs- und 
Anzeigenerlöse zu kompensieren. 

In diesem Fazit wollen wir nicht noch einmal die Erkenntnisse unserer 
Analysen zusammenfassen, sondern eine Einschätzung über die Situa-
tion der Mitbestimmung in der Zeitungsbranche liefern und damit Hand-
lungsoptionen andeuten, wie sich Beschäftigung in den Zeitungsunter-
nehmen perspektivisch gestalten lässt.28 Die Akteure der Interessenver-
tretung haben es mit einer Gemengelage unterschiedlicher Bedingungen 
zu tun, die ihre Arbeit bestimmen. Zunächst ist festzustellen, dass es für 
eine fundierte Arbeit auf betrieblicher Ebene häufig an Grundlageninfor-
mationen fehlt. Dies hat unterschiedliche Gründe: Erstens geben die Ar-
beitgeber unter Berufung auf den Tendenzschutz nur wenige Informatio-
nen zur wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens preis (siehe 
Kapitel 5.4.1), sodass eine transparente Bewertung der ökonomischen 
Lage des Unternehmens durch die Betriebsräte erschwert und somit ei-
ne Grundlage für beschäftigungspolitische Forderungen entzogen wird. 
Zweitens ist das Verhältnis der Sozialpartner in der Zeitungsbranche im 
Gegensatz zu anderen Wirtschaftszweigen weniger durch Kooperation, 
sondern vielmehr durch Konflikt gekennzeichnet (siehe u. a. Kapi-
tel 5.2.2 und 5.4.2). Dies äußert sich vor allem auf der betrieblichen 
Ebene in Form von mitbestimmungsunfreundlicher Unternehmenskultur. 
Drittens schwindet die Organisationsmacht der kollektiven Interessen-
vertretung, da gewerkschaftlich stark organisierte Beschäftigtengruppen 
altersbedingt oder infolge von Ausgliederung ausscheiden und gleichzei-
tig der gewerkschaftlich interessierte Nachwuchs ausbleibt (siehe Kapi-
tel 5.1.2). Dies führt wiederum dazu, dass die Position der Betriebsräte 
und Gewerkschaften defensiver wird. Zur Wiedererlangung von Durch-
setzungsmacht der kollektiven Interessenvertretung sind jedoch der 
Rückhalt und die Unterstützung der Beschäftigten notwendig. Schließ-
lich haben viertens die Akteure der betrieblichen Mitbestimmung auf-
grund der Gremiengröße häufig nicht die Kapazitäten, sich strategischen 
Themen in ausreichendem Maße zu widmen, da sie mit den anhalten-
den Prozessen und Auswirkungen der Reorganisation sowie dem tag-
täglichen Abarbeiten des Routinegeschäfts von Betriebsräten (z. B. per-
sonelle Einzelmaßnahmen) weitgehend ausgelastet sind. 

Trotz dieser eher ernüchternden Zustandsbeschreibung soll an dieser 
Stelle darauf verwiesen werden, dass die Betriebsräte durch das Be-
triebsverfassungsgesetz die Möglichkeit erhalten, ihren vom Gesetzge-
ber auferlegten Aufgaben der Vertretung der Interessen der Beschäftig-

                                                 
28 Zu den betrieblichen Handlungs- und Strategieansätzen siehe auch Daum (2019). 
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ten nachkommen zu können. Aus unserer Analyse kristallisieren sich 
mehrere konkrete Handlungsfelder heraus: Erstens gilt es noch stärker 
als bisher die Offenlegung der betrieblichen Personalplanung in kurz-, 
mittel- und langfristiger Perspektive einzufordern. Die Personalplanung 
muss mit Blick auf den digitalen Strukturwandel und den daraus resultie-
renden Konsequenzen in Form von Beschäftigungsabbau und Verände-
rung von Tätigkeiten zudem durch eine strategische Personalplanung 
ergänzt werden, die den Bereich der Qualifizierung und Weiterbildung 
als maßgeblichen Bestandteil einbezieht. Zweitens sind die Betriebsräte 
mit Blick auf die zunehmende Arbeitsverdichtung und den daraus resul-
tierenden gesundheitlichen Folgen gefordert, konkrete Maßnahmen und 
Regelungen in puncto Arbeitszeit und Arbeitsort mit dem Arbeitgeber zu 
vereinbaren. Insbesondere das aktuelle Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs zur Erfassung der Arbeitszeit unterstützt die betrieblichen Inte-
ressenvertretungen in ihren Bestrebungen, die Arbeitszeit in allen Un-
ternehmensbereichen zu erfassen. Darüber hinaus ist es angeraten, 
auch explizite Regelungen zur Flexibilität der Arbeitszeit und zugleich 
des Arbeitsorts zu vereinbaren bzw. zunächst über die Grundsätze und 
deren mögliche Auswirkungen für Betrieb und Beschäftigte zu diskutie-
ren. Hierzu ist angeraten Grenzen der Arbeitszeit sowie Ruhe- und Aus-
gleichszeiträume festzuhalten. Zudem gilt drittens, wie es in anderen 
Branchen längst Standard ist, auch in den Zeitungsunternehmen die 
Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen in ihren unterschiedlichen 
Facetten des Arbeitsschutzrechts verpflichtend umzusetzen und seitens 
der Betriebsräte zu kontrollieren. 

Viertens hat die zunehmende Digitalisierung zur Folge, dass die zeit-
lichen Abstände von Softwareimplementierungen und der Einführung 
technischer Applikationen kürzer geworden sind. Betriebsräte, nicht nur 
in der Zeitungsbranche, sollten im besten Fall gemeinsam mit dem Ar-
beitgeber über die formalen Schritte bei der Implementierung von tech-
nischen Neuerungen verhandeln und eine Grundsatzvereinbarung über 
die Prozesse der Information und Beteiligung abschließen. So erhalten 
beide Seiten eine nützliche Blaupause, auf die sie sich bei der Einfüh-
rung von Softwareprogrammen oder neuen Geräten berufen können. 
Gegenstand einer solchen Vereinbarung ist idealerweise auch eine Er-
probungsphase, der sich eine Evaluation unter Berücksichtigung aller 
Beteiligten und deren Interessen anschließt. Weiterer Bestandteil dieses 
Themenfeldes sind der Datenschutz sowie die Leistungs- und Verhal-
tenskontrolle. 

Und fünftens hat die anhaltende Reorganisation in Kombination mit 
der Tarifflucht dazu geführt, dass in einem Betrieb bzw. einem Unter-
nehmen unterschiedlichste Entgeltniveaus und Arbeitszeiten vorherr-
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schen. Intransparenz, Unzufriedenheit und Neid innerhalb der Beleg-
schaft sind die Konsequenzen. Daher sollten es sich Betriebsratsgremi-
en zur vorrangigen Aufgabe machen, eine unternehmensweite Transpa-
renz hinsichtlich der Entgelte und deren Grundsätze sowie der Arbeits-
zeiten mit dem Ziel der Harmonisierung herzustellen. Auf diesem Weg 
kann der Bildung und Zementierung einer unternehmensinternen Zwei- 
oder Mehrklassengesellschaft in der Belegschaft entgegengewirkt wer-
den. Zudem sollten die Arbeitgeber an ihre Verpflichtungen zur Gleich-
behandlung erinnert werden, die sich unter anderem auch aus dem Ge-
setz zur Förderung der Entgelttransparenz zwischen Frauen und Män-
nern ergeben. 

Die zuvor skizzierten Handlungsoptionen für die betriebliche wie auch 
gewerkschaftliche Interessenvertretung können allerdings nur erfolgreich 
sein, wenn die Zeitungsbranche und ihre Produkte auch in Zukunft in 
unserer Gesellschaft akzeptiert werden. Auf die bereits seit Jahren im 
Raum stehende Frage nach der Zukunft der Zeitung und damit der Exis-
tenz der Branche und der Zeitung als Produkt ist der Zeitungsbranche 
bislang noch keine passende Antwort gelungen. Wenn auch die Abon-
nenten von E-Paper oder die unterschiedlichen Online-Paymodels über-
proportional wachsen, nimmt die Gesamtzahl der Abonnenten und mit 
ihr die Erlöse aus Werbeanzeigen stetig ab. Die Suche nach alternativen 
Geschäftsmodellen außerhalb des Zeitungsbereichs kann eine Lösung 
darstellen. Die Vertreterinnen und Vertreter der Verlagshäuser müssen 
an den Antworten auf die Zukunftsfrage der Zeitung fortan gemeinsam 
arbeiten. Es gibt bereits einzelne, begrenzt vergleichbare Positivbeispie-
le aus anderen Ländern, so z. B. die New York Times oder Washington 
Post, die durch einen Qualitätsjournalismus die Zahl der Abonnenten, 
insbesondere im Digitalbereich ausbauen konnten. Dabei dürften vor al-
lem die regionalen und lokalen Zeitungsunternehmen vor deutlich größe-
ren Herausforderungen stehen, als die Gruppen überregionale Zeitungs-
titel publizieren. Daneben dürften auch Fragen nach der staatlichen För-
derung und Unterstützung der Presselandschaft weiter die politischen 
Akteure, gerade auch hinsichtlich der Maßnahmen anderer Länder, um-
treiben (siehe Kapitel 3.2.2) In den kommenden Jahren wird sich somit 
zeigen, ob es den Inhabern und Geschäftsführern der Zeitungsverlage 
gelingt – auch im Zusammenwirken mit der politischen Ebene, die Zei-
tung als bisheriges Massenmedium in eine digitale Zukunft zu führen 
und damit auch profitabel zu sein oder ob sich der Zeitungsmarkt zu ei-
nem Nischenmarkt für bestimmte Gesellschaftsgruppen oder Personen-
kreise entwickelt. Bei der Bearbeitung dieser Herausforderung sollten 
die Arbeitgeber auch auf die Expertise der Interessenvertretungen zu-
rückgreifen und versuchen, gemeinschaftliche Lösungen zu finden. 
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Seit nunmehr drei Jahrzehnten befindet sich die Zeitungsbranche in einem tief-
greifenden Strukturwandel, der sich durch die digitale Transformation weiter in-
tensivieren wird. Die Geschäftsmodelle der Zeitungsverlage gehören dabei ne-
ben der Branchen- und Unternehmensorganisation ebenso zu den Verände-
rungsdimensionen wie die Arbeit und Beschäftigung und die betriebliche Interes-
senvertretung. Sinkende Verkaufszahlen, rückläufige Werbeerlöse, die wachsen-
de Marktkonzentration durch die Dominanz einiger weniger Medienkonzerne und 
der technologische Wandel stellen die Mitbestimmungsakteure sowie die Be-
schäftigten dieser Branche seit Jahren vor zahlreiche Herausforderungen. 
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